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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1. Abgeordneter 

Dr. Konrad 
Eimer 

(SPD) 


Wird sich die Bundesregierung während ihrer 
Rats-Präsidentschaft dafür einsetzen, daß die 
Institutionen der Europäischen Union von der die 
Transparenz in der Gemeinschaft behindernden 
Gepflogenheit abgehen, ihre Verlautbarungen 
als einen einzigen, sich über mehrere Druck- 
seiten hinziehenden Satz zu formulieren? 


Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler- Albring 
vom 5. Juli 1994 

Die Bundesregierung unterstützt alle Vorhaben, die das Ziel verfolgen, die 
Transparenz in der Europäischen Union zu verbessern und die Union den 
Bürgern näherzubringen. Die Maßnahmen, die der Europäische Rat im 
Dezember 1992 in Edinburgh verabschiedet hatte, sind inzwischen in 
Kraft getreten. Dazu gehört unter anderem der Auftrag, die oftmals schwer 
verständlichen gemeinschaftlichen Rechtstexte einfacher und verständ- 
licher zu fassen. 

Die Bundesregierung wird sich bemühen, zu der besseren sprachlichen 
Abfassung der Normen und Verlautbarungen der Union auch selbst bei- 
zutragen. 


2. Abgeordneter 

Gernot 

Erler 

(SPD) 


Auf welche Weise hat die Bundesregierung bis- 
her privaten Initiativen, die sich der Aufbauhilfe 
und humanitären Hilfe für die Staaten Mittel-, 
Ost- und Südosteuropas widmen, bei dem Pro- 
blem des Transports von Hüfsgütern geholfen, 
und in welcher Weise wird sie das in Zukunft tun? 


Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler- Albring 
vom 6. Juli 1994 


Grundlage für die humanitäre Hilfe der Bundesregierung in den Nach- 
folgestaaten der Sowjetunion ist das 1990 Unterzeichnete Memorandum of 
Understanding (MoU). Diese Vereinbarung hat bis heute völkerrechtliche 
Verbindlichkeit und wird i. d. R. von den GUS- und baltischen Staaten 
anerkannt. Die Bundesregierung hat bis Ende März 1994 den Land- wie 
auch Luft-Transport von Hilfsgütern durch private karitative Organisatio- 
nen mit 24 Mio. DM bezuschußt. In dem Betrag sind auch Einrichtung und 
Unterhaltung von technischen Servicestationen in Frankfurt/Oder und 
Brest enthalten. Die Transportkostenbeihilfe für Hilfslieferungen nach 
Rußland, Weißrußland, in die Urkaine und die baltischen Staaten ist mit 
Ende des Winters 1993/94 ausgelaufen. Nach einer Verbesserung der Ver- 
sorgungslage in diesen Ländern kann von einer aktuten Notlage im Sinne 
notwendiger Sofort- und Überlebenshilfe nicht mehr gesprochen werden. 
Daher sind die für die Vergabe von Transportkostenzuschüssen erforder- 
lichen Kriterien nicht mehr erfüllt. Die Bundesregierung wird jedoch wei- 
terhin bemüht sein, die Hilfe privater karitativer Träger für die mittel- und 
osteuropäischen Staaten koordinierend und beratend zu unterstützen. 
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Das Auswärtige Amt unterstützte in Südosteuropa im Jahr 1994 bereits 
eine Vielzahl von Inititativen und Organisationen mit Transportkosten- 
zuschüssen in Höhe von insgesamt knapp 400000 DM. 

Darüber hinaus operiert in Bosnien ein „Deutscher Konvoi" , der Hilfsgüter 
für Initiativen und Organisationen von Kroatien nach Zentralbosnien 
transportiert. Diese Hilfsmaßnahme wird im laufenden Jahr mit ca. 8 Mio. 
DM aus Mitteln des Auswärtigen Amts unterstützt. 

Das Verbindungsbüro „Deutsche Humanitäre Hilfe" in Zagreb steht mit 
Rat und Tat gerade kleineren Initiativen zur Verfügung. Beim Arbeitsstab 
Humanitäre Hilfe des Auswärtigen Amts können Interessierte jederzeit 
aktuelle Hinweise zu allen die Hilfstransporte berührenden Fragen abru- 
fen. Davon machen auch private Initiativen regen Gebrauch. 


3. Abgeordneter 

Gernot 

Erler 

(SPD) 


Auf welche Weise hilft die Bundesregierung pri- 
vaten Initiativen, die sich der Aufbauhilfe und 
humanitären Hilfe für die Staaten Mittel-, Ost- 
und Südosteuropas widmen, bei der laufend 
schwieriger werdenden Aufgabe, Visa-, Reise- 
und Begleitdokumente für ihre Aktivitäten zu 
besorgen und die steigenden Kosten dafür aufzu- 
bringen? 


Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler- Albring 
vom 6. Juli 1994 


Die Erteilung von Visa-, Reise- und Begleitdokumenten für die Durchfüh- 
rung von privaten Hilfstransporten in die Nachfolgestaaten der Sowjet- 
union sind im obengenannten MoU geregelt. Die kostenlose Erteilung der 
Dokumente ist auf 3 bis 4 Personen pro LKW bzw. Flugzeug begrenzt. Die 
Erteilung von Visa und Auskünften hinsichtlich Reise- und Begleitdoku- 
menten obliegt den Vertretungen der Ziel- bzw. Durchreiseländer in der 
Bundesrepublik Deutschland. Der Arbeitsstab Humanitäre Hilfe hat in der 
Vergangenheit festgestellt, daß diese häufig noch jungen Vertretungen 
mit derartigen Anfragen manchmal überfordert sind und unterstützte die 
Inititativen nach besten Kräften, Bei häufig auftretenden Schwierigkeiten 
wird versucht, sowohl über die hiesigen Botschaften als auch über unsere 
jeweilige Botschaft im Zielland eine Lösung herbeizuführen. Das Verbin- 
dungsbüro „Deutsche Humanitäre Hilfe" in Zagreb und die dipomati- 
schen und konsularischen Vertretungen im ehemaligen Jugoslawien sind 
bei der Beschaffung der Dokumente für die Hüfsorganisationen (z. B. 
„Blue Card" von UNPROFOR) behilflich. 


4. Abgeordneter 

Gernot 

Erler 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung einen organisierten 
Erfahrungsaustausch der privaten Inititativen, 
die sich der Aufbauhilfe und humanitären Hilfe 
für die Staaten Mittel-, Ost- und Südosteuropas 
widmen, für sinnvoll, und welche Maßnahmen 
hat sie bisher getroffen bzw. sind in Vorbereitung, 
um einen solchen Erfahrungsaustausch sicherzu- 
stellen? 
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Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler-Albring 
vom 6. Juli 1994 


Das Auswärtige Amt hat bereits 1992 einen „Gesprächskreis Humanitäre 
Hilfe" geschaffen, der zum Informatiosaustausch und zur intensiven Zu- 
sammenarbeit mit nicht- staatlichen Hilfsorganisationen drei- bis viermal 
jährlich Zusammentritt. Darüber hinaus findet ein regelmäßiger Erfah- 
rungsaustausch mit in mittel- und osteuropäischen Staaten tätigen priva- 
ten Trägern zweimal pro Jahr statt. Außerdem hat der Arbeitsstab ein 
Merkblatt mit praktischen Hinweisen für die Durchführung von Hilfs- 
transporten in die mittel- und osteuropäischen Staaten erarbeitet, das ent- 
sprechend den Erfahrungen der Hilfsorganisationen ständig angepaßt 
wird. Der Arbeitsstab Humanitäre Hilfe steht darüber hinaus mit vielen 
Intiativen in regem direktem Erfahrungsaustausch. 


5. Abgeordneter 

Gernot 

Erler 

(SPD) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über den in Geldwert ausgedrückten Leistungs- 
umfang privater Initiativen, die sich der Aufbau- 
hilfe und humanitären Hilfe in Mittel-, Ost- und 
Südosteuropa widmen, aufgeschlüsselt für die 
einzelnen Länder, und welches sind die in Geld- 
wert ausgedrückten Unterstützungsleistungen 
der Bundesregierung für diese Initiativen bis 
heute, ebenfalls nach Ländern auf geschlüsselt? 


Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler-Albring 
vom 6. Juli 1994 


Zahlenmaterial liegt hierzu leider nur teilweise vor. Der der Bundesregie- 
rung bekannte Leistungsumfang privater Initiativen für Rußland betrug 
1992 ca. 130 Mio. DM, während sich die öffentlichen Mittel unterhalb von 
9 Mio. DM bewegten. Auch 1993 standen privaten Spenden in Höhe von 
ca. 50 Mio. DM öffentliche Mittel in Höhe von ca. 8,5 Mio. DM gegenüber. 
Bei den öffentlichen Mitteln handelt es sich um die oben unter Frage 2 
erwähnten Transportkostenzuschüsse. 

Die privaten Initiativen und Hilfsorganisationen, die im ehemaligen 
Jugoslawien tätig sind, haben einen hohen Anteil von Sachspenden zu 
verzeichnen, deren Geldwert der Bundesregierung nicht bekannt ist. Der 
Arbeitsstab Humanitäre Hilfe hat auch diese Initiativen durch Übernahme 
der Kosten für Medikamente, Nahrungsmittel und andere dringend benö- 
tigte Hilfsgüter unterstützt. Durch das Bundesministerium der Verteidi- 
gung erhalten private Initiativen Material aus Bundeswehr- oder NVA- 
Beständen, für dessen Abgabe als Hilfsgüter das Auswärtige Amt ggf. das 
erforderliche Bundesinteresse bestätigt. 


6. Abgeordneter 

Claus ' 
Jäger 

(CDU/CSU) 


Trifft es nach den Erkenntnissen der Bundes- 
regierung zu, daß in der zwischen Armenien und 
Aserbaidschan umstrittenen Provinz Berg-Kara- 
bach die dort lebenden armenischen Christen 
vom Völkermord bedroht und tagtäglich Opfer 
gewalttätiger Anschläge seitens islamischer 
Fanatiker werden? 
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Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler-Albring 
vom 7. Juli 1994 


Der Bundesregierung liegen keinerlei Erkenntnisse darüber vor, daß 
armenische Christen in Nagorny-Karabach wegen ihrer Religionszugehö- 
rigkeit verfolgt werden. Von den noch immer andauernden Kämpfen um 
Nagorny-Karabach ist die Zivilbevölkerung unterschiedslos betroffen; 
viele Einwohner Nagorny-Karabachs werden Opfer von Bombenangriffen 
oder anderen Gewaltakten. Es gibt jedoch keine Anhaltspunkte dafür, daß 
diese Übergriffe in der von Ihnen beschriebenen Weise religiös motiviert 
wären. Ebensowenig liegen der Bundesregierung Anhaltspunkte dafür 
vor, daß die armenischen Christen in Nagorny-Karabach vom Völkermord 
bedroht wären. 


7. Abgeordneter 

Claus 

Jäger 

(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung bereits unternom- 
men, und was gedenkt sie künftig zu unterneh- 
men, um den armenischen Christen in Berg-Kara- 
bach diplomatische und humanitäre Hilfe zu 
leisten? 


Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler-Albring 
vom 7. Juli 1994 


Die Bundesregierung ist sowohl in Armenien wie auch in Aserbaidschan 
diplomatisch vertreten. Die Botschaften verfolgen die Menschenrechts- 
lage in den beiden Staaten sowie die Lage in Nagorny-Karabach aufmerk- 
sam und stehen in ständigem Dialog mit den Regierungen. An den Frie- 
densgesprächen für Nagorny-Karabach ist die Bundesrepublik Deutsch- 
land als Gründungsmitglied der in den Konflikt vermittelnden „Minsk- 
Gruppe” aktiv beteiligt. Nicht zuletzt diesen Aktivitäten ist es zu verdan- 
ken, daß sich die Aussichten auf eine - zumindest vorläufige - friedliche 
Lösung des Konfliktes verbessert haben. Dies wird sich auch auf die Lage 
der Zivilbevölkerung positiv auswirken. 

Seit 1992 hat die Bundesregierung außerdem bilaterale humanitäre Hilfe 
im Umfang von über 3 Mio. DM an Armenien geleistet, die besonders der 
Zivilbevölkerung im Konfliktgebiet, darunter auch den armenischen Chri- 
sten, zugute kommt. Diese Hilfe wird der Bundesregierung, ebenso wie 
ihre Hilfe über multilaterale Gremien, im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
auch 1994 fortsetzen. 

Die Bundesregierung weist darauf hin, daß durch den Konflikt in 
Nagorny-Karabach etwa eine Million Menschen zu Flüchtlingen gewor- 
den und zum größten Teil nach Aserbaidschan vertrieben worden sind. 
Um ihre schwierigen Lebensbedingungen zu verbessern, hat die Bundes- 
regierung seit 1992 bilateral und multilateral humanitäre Hilfe im Umfang 
von rund 1 1 Mio. DM geleistet. 


8. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Treffen die in der Abendsendung der ARD am 
23. Juni 1994 gemachten Aussagen von Iranern 
zu, daß deutsche Visa in Teheran gegen Schmier- 
geld vergeben werden? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Dieter Kastrup 
vom 4. Juli 1994 


Allgemeine Anschuldigungen dieser Art haben sich bisher als unbegrün- 
det herausgestellt. Das Auswärtige Amt geht Hinweisen auf angebliche 
Bestechlichkeit jedoch weiterhin mit der gebotenen Sorgfalt nach. Für 
erfolgreiche Ermittlungen sind Hinweise auf konkrete Vorfälle und 
angeblich beteiligte Personen notwendig. Die Mitwirkenden der Sendung 
sind daher gebeten worden, dem Auswärtigen Amt konkrete Hinweise 
zugänglich zu machen. 


9. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 


(CDU/CSU) 


Trifft die in der ARD-Sendung vom 23. Juni 1994 
gemachte Behauptung zu, daß in der deutschen 
Botschaft in Teheran Personen Visa erhalten, die 
nicht persönlich in der Botschaft vorgesprochen 
haben? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Dieter Kastrup 
vom 4. Juli 1994 


Grundsätzlich muß jeder Antragsteller bei der erstmaligen Beantragung 
eines Visums persönlich vorstellig werden, ln besonderen Ausnahmefäl- 
len kann auf die Vorsprache bei der Visastelle verzichtet werden. Dies 
trifft insbesondere auf Reisende in offizieller Mission zu oder auf der Ver- 
tretung bekannte bonafide-Reisende, z. B. Geschäftsleute, die bereits 
mehrfach ein- und ausgereist sind. 


10. Abgeordneter 
Thomas 
Kossendey 

(CDU/CSU) 


Warum wurde das überplanmäßige Personal des 
Arbeitsstabes Humanitäre Hüfe im Jahr 1994 er- 
satzlos abgezogen, obwohl dieses Personal für 
die Bewältigung der vielfältigen Aufgaben im 
Arbeitsstab Humanitäre Hilfe dringend benötigt 
wurde? 


Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler- Albring 
vom 7. Juli 1994 


Obwohl Stellenkürzungen bei weiter zunehmenden internationalen An- 
forderungen das Auswärtige Amt vor kaum noch lösbare Probleme stellen, 
hat es den Bereich der humanitären Hilfe so ausstatten können, wie es zur 
Bewältigung der vielfältigen Aufgaben nötig ist. 

An dem Einsatz eines überplanmäßigen Beamten im höheren Dienst wird 
sich auch 1994 nichts ändern. Im gehobenen Dienst ist der reguläre Stel- 
lenbestand 1994 von 7 auf 8 erhöht worden. Die 8 Stellen sind besetzt. Der 
Einsatz der zeitlich befristeten, überplanmäßig zugeteilten Mitarbeiter 
konnte dagegen angesichts der dem Auswärtigen Amt auferlegten Ein- 
sparungen im Personalbereich nicht im bisherigen Umfang fortgesetzt 
werden; dem Arbeitsstab stehen aber weiterhin 2 Halbtagskräfte über- 
planmäßig zur Verfügung sowie ab Oktober 1994 zwei überplanmäßige 
Probebeamte. 
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11. Abgeordneter 
Thomas 
Kossendey 

(CDU/CSU) 


Warum ist die Stelle des Beauftragten für humani- 
täre Hilfe der Bundesregierung für 6 Monate 
vakant, obwohl der Unterausschuß des Auswärti- 
gen Ausschusses für Menschenrechte und huma- 
nitäre Hilfe gerade von dieser neugeschaffenen 
Funktion eine Verbesserung der Koordinierung 
und Stärkung der deutschen humanitären Hilfe 
erwartet hat? 


Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler- Albring 
vom 7. Juli 1994 


Botschafter Eiff, der im September 1992 bestellte Beauftragte der Bundes- 
regierung für humanitäre Hilfe (eine Position, für die im übrigen bis heute 
keine entsprechende Stelle im Haushalt des Auswärtigen Amts bewilligt 
wurde), leitet vorübergehend und zunächst bis September 1994 eine 
KSZE-Mission in Georgien. Für diese außenpolitisch zwingende, tempo- 
räre Aufgabe stand kein anderer Beamter mit der nötigen Qualifikation 
zur Verfügung. Die Entscheidung wurde durch den Umstand erleichtert, 
daß in der Person des Vertreters des Beauftragten, VLR I Klaus Holder- 
baum, dem Leiter des Arbeitsstabes für Humanitäre Sofort-, Katastro- 
phen- und Flüchtlingshilfe im Ausland, ein auf dem Gebiet der humanitä- 
ren Hilfe erfahrener und geschätzter Beamter zur Verfügung steht, der die 
Gewähr dafür bietet, daß die Abwesenheit von Botschafter Eiff gut über- 
brückt wird. 


12. Abgeordneter 

Dr. Klaus 
Kübler 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Situation 
der indianischen Bevölkerung in Ecuador nach 
der Verhängung des Ausnahmezustandes als 
Reaktion auf die Proteste gegen das neue Agrar- 
gesetz insbesondere im Hinblick auf die Men- 
schenrechte? 


Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler-Albring 
vom 7. Juli 1994 


Die Bundesregierung ist besorgt über den in Ecuador aufgebrochenen 
Konflikt, auch wenn der verhängte Ausnahmezustand inzwischen aufge- 
hoben wurde und das ecuadorianische Verfassungsgericht das umstrit- 
tene Agrargesetz für verfassungswidrig erklärt und damit außer Kraft 
gesetzt hat. 

Die ecuadorianische Regierung hatte beabsichtigt, durch das neue Gesetz 
eine stärkere Konzentration landwirtschaftlicher Betriebe und deren Pro- 
duktivitätssteigerung zu ermöglichen. Demgegenüber befürchten die 
Indianerorganisationen die Abschaffung der vor 30 Jahren durchgeführ- 
ten Agrarreform und Eingriffe der Großgrundbesitzer in ihre angestamm- 
ten Bodennutzungs- und Wasserrechte. Die Bundesregierung erwartet, 
daß die jetzt anstehenden Neuverhandlungen unter angemessener Betei- 
ligung der Indianerorganisationen und Berücksichtigung deren Interes- 
sen und Menschenrechten stattfinden werden. 

Im übrigen darf ich anmerken, daß die Lage der indianischen Bevölkerung 
in Ecuador Teil unseres politischen Dialogs und daß die indianische Bevöl- 
kerung eine wichtige Zielgruppe der bilateralen entwicklungspolitischen 
Zusammenarbeit ist. 
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Welche Haltung nimmt die Bundesregierung in 
bezug auf die Verhängung einer Nachrichten- 
sperre der indonesischen Regierung gegenüber 
den Printmedien Tempo, Editor und Detik ein, die 
über Hintergründe, insbesondere Zahlungs- 
schwierigkeiten, der indonesischen Regierung im 
Zusammenhang mit der Lieferung der 39 ehema- 
ligen NVA-Kriegsschiffe berichteten, und wie 
bewertet die Bundesregierung unter den jetzt 
bekannten Umständen den persönlichen Einsatz 
des Bundeskanzlers, mit dem er den indonesi- 
schen Regierungschef Suharto - laut der indone- 
sischen Zeitschrift Tempo vom 16. Juni 1994 - 
zum Abschluß dieses mit Hermes-Bürgschaften 
abgesicherten Geschäfts bewegte? 

Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler- Albring 
vom 7. Juli 1994 

Die Bundesregierung bedauert die in Ihrer Anfrage genannte Maßnahme, 
bei der es sich nicht um eine Nachrichtensperre, sondern ein vom indone- 
sischen Innenministerium verfügtes Verbot der drei Magazine Tempo, 
Detik und Editor handelt. Sie ist der Auffassung, daß diese Maßnahme auf 
dem Boden der Pressefreiheit nicht zu rechtfertigen ist und wird dies auch 
in Gesprächen mit der indonesischen Führung zum Ausdruck bringen. 
Der deutsche Botschafter in Jakarta hat sich bereits am 27. Juni 1994 
gegenüber dem indonesischen Forschungs- und Technolgieminister 
Habibie in diesem Sinne geäußert und darauf hingewiesen, daß die Maß- 
nahme geeignet sei, das Ansehen Indonesiens im Ausland zu belasten. 
Minister Habibie hat zugesagt, sich für die Wiederzulassung der Maga- 
zine einzusetzen. 

Der Wunsch nach Erwerb der Schiffe war seinerzeit von indonesischer 
Seite an die Bundesregierung herangetragen worden und beruhte auf 
einer Entscheidung der indonesischen Regierung. Die jetzt geführte Aus- 
einandersetzung ist rein innenpolitischer Natur. Sie richtet sich nicht 
gegen den Verkauf der NVA-Schiffe durch die Bundesrepublik Deutsch- 
land, sondern dreht sich um die in Indonesien anfallenden Folgekosten 
des Schiffskaufs. 


13. Abgeordnete 

Dr. Elke 
Leonhard 

(SPD) 


14. Abgeordneter 

Gerd 

Poppe 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß am 9. Juni 
1994 das Parlament der Republik Lettland ein 
Staatsbürgerschaftsgesetz in zweiter Lesung ver- 
abschiedet hat, durch das über 500000 russisch- 
stämmige Einwohner und Einwohnerinnen Lett- 
lands faktisch zu Staatenlosen erklärt werden, 
ohne Aussicht auf Einbürgerung, und daß dieses 
Gesetz am Mittwoch, dem 22. Juni 1994, in dritter 
Lesung verabschiedet werden soll, und ist die 
Bundesregierung der Auffassung, daß dieses 
Gesetz den Grundsätzen des Europarates ent- 
spricht? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Dieter Kastrup 
vom 4. Juli 1994 

Das lettische Parlament hat am 21. Juni 1994 in dritter Lesung ein Gesetz 
zur Staatsbürgerschaft (Staatsangehörigkeitsgesetz) angenommen. Da- 
nach können Einwohner ohne lettische Staatsangehörigkeit, die nach der 
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Annexion Lettlands durch Rußland (1940) ins Land kamen, und deren 
Nachkommen unter bestimmten Bedingungen die lettische Staatsangehö- 
rigkeit erwerben. Betroffen sind hiervon nach Schätzungen ca. 670000 
zumeist russischstämmige Personen. 

Nach dem Gesetz ist für bestimmte Gruppen von Personen, etwa Ehepart- 
ner von lettischen Staatsbürgern, die sofortige Einbürgerung möglich (An- 
tragstellung bis 1. Januar 1996). Ferner sollen bis zum Jahr 2000 diejeni- 
gen Personen nicht-lettischer Volkszugehörigkeit eingebürgert werden, 
die in Lettland geboren sind. Nach Schätzungen der KSZE können ca, 
400 000 Einwohner nicht-lettischer Volkszugehörigkeit nach diesen 
Bestimmungen lettische Staatsbürger werden. Nach dem Jahre 2000 gilt 
eine Naturalisierungsquote von 0,1 % der Anzahl der lettischen Staatsbür- 
ger im jeweiligen Vorjahr. Nach lettischen Schätzungen könnten bis zu 
250 000 Personen von dieser Quotenregelung betroffen sein. 

Europarat und KSZE hatten Teile des Gesetzes (u. a. die Quotenregelung) 
kritisch kommentiert und Empfehlungen ausgesprochen. Diese Empfeh- 
lungen wurden in dem jetzt angenommenen Gesetz nur zum Teil berück- 
sichtigt. Am 28. Juni 1994 hat der lettische Staatspräsident Ulmanis ange- 
kündigt, er werde das Staatsangehörigkeitsgesetz nicht ausfertigen, son- 
dern an das Parlament zu erneuter Beratung zurücküberweisen. 


15. Abgeordneter 

Gerd 

Poppe 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Ist die Bundesregierung gewillt, gegenüber der 
Republik Lettland deutlich zu machen, daß ein 
Staatsbürgerschaftsgesetz in dieser Form keinen 
Weg zu einem stabilen und demokratischen Lett- 
land zeigt, und wie wird sich die Bundesregie- 
rung im Europarat angesichts dieser Gesetzge- 
bung zur Aufnahme Lettlands verhalten? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Dieter Kastrup 
vom 4. Juli 1994 

Die Bundesregierung hat gemeinsam mit ihren Partnern in der EU wieder- 
holt die lettische Regierung dazu aufgerufen, alles zu tun, um die Voraus- 
setzungen für eine Integration der bleibewilligen russischsprachigen 
Bevölkerung zu schaffen. Die Bundesregierung sieht hierin eine entschei- 
dende Voraussetzung für eine gedeihliche Entwicklung Lettlands sowie 
der langfristigen Stabilisierung der lettisch-russischen Beziehungen. Die 
Bundesregierung hatte gemeinsam mit ihren EU-Partnern in einer EU- 
Troika-Demarche vom 20. Juni 1994 die lettische Regierung sowie das 
lettische Parlament dazu aufgerufen, die Empfehlungen von KSZE und 
Europarat bei der dritten Lesung des Gesetzes zu berücksichtigen. 

Das Ministerkomitee des Europarates hat am 23. Juni 1994 beschlossen, 
Generalsekretär Tarschys zu beauftragen, gegenüber dem lettischen 
Staatspräsidenten Ulmanis die Haltung des Ministerkomitees zu bekräfti- 
gen, wie sie in seiner Botschaft vom 20. Juni 1994 an den lettischen Mini- 
sterpräsidenten Birkavs zum Ausdruck kommt. Dort hatte das Minister- 
komitee gefordert, daß ein lettisches Staatsangehörigkeitsgesetz in Über- 
einstimmung mit den Empfehlungen der Rechtsexperten von Europarat 
und KSZE stehen muß. Die Bundesregierung hat diesen Beschluß des 
Ministerkomitees mitgetragen. Am 27. Juni 1994 hat die EU-Troika in 
einer Demarche an den lettischen Staatspräsidenten Ulmanis appelliert, 
angesichts der Einwände von KSZE und Europarat das Staatsangehörig- 
keitsgesetz nicht auszufertigen, sondern das Parlament um eine erneute 
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Beratung zu bitten. Das Auswärtige Amt hat am 28. Juni 1994 einer letti- 
schen Parlamentarierdelegation die Haltung der Bundesregierung und 
ihrer EU-Partner zur Frage des Staatsanghörigkeitsgesetzes eingehend 
erläutert. 


16. Abgeordneter 

Dr. R. Werner 
Schuster 

(SPD) 


Gedenkt die Bundesregierung, anläßlich des 
Beginns der deutschen EU-Ratspräsidentschaft 
darauf hinzuwirken, daß die Europäische Union 
eine Initiative ergreift, um mit allen gebotenen 
politischen und diplomatischen Mitteln für eine 
Beendigung des fortdauernden Krieges in Angola 
einzutreten? 


Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler- Albring 
vom 4. Juli 1994 

Angesichts der derzeit unter Vermittlung der Vereinten Nationen stattfin- 
denden Friedensgespräche in Lusaka zwischen der angolanischen Regie- 
rung und der UNITA hält es die Bundesregierung nach wie vor nicht für 
angebracht, parallel zu den Friedensbemühungen der Vereinten Natio- 
nen eine eigene EU-Initiative zur Beendigung des Bürgerkrieges in 
Angola zu ergreifen. Dies ist auch die Haltung unserer EU-Partner. 


17. Abgeordneter 

Dr. R. Werner 
Schuster 

(SPD) 


Welche Maßnahmen hält die Bundesregierung 
für erforderlich, um die Bemühungen der interna- 
tionalen Gemeinschaft zu verstärken, die darauf 
ausgerichtet sind, den Krieg in Angola zu been- 
den, einen dauerhaften Waffenstillstand zu 
sichern und die Versorgung der notleidenden 
Bevölkerung Angolas zu gewährleisten? 


Antwort der Staatsministerin Ursula Seiler- Albring 
vom 4. Juli 1994 

Die Bundesregierung hält es für erforderlich, daß die beiden Bürgerkriegs- 
parteien weiterhin zu einer friedlichen Lösung des Konflikts auf dem Ver- 
handlungsweg gedrängt und ermahnt werden, humanitäre Hilfe für die 
notleidende Bevölkerung Angolas uneingeschränkt zuzulassen. Die Euro- 
päische Union hat dies mit ihrer Erklärung zu Angola vom 29. Juni 1994 
erneut getan. 


18. Abgeordneter 

Dr. Fritz 
Wittmann 

(CDU/CSU) 


Welche Bindewirkung hat die Europaratsricht- 
linie 456/1990 betreffend die Minderheitenrechte 
vom 1. Oktober 1990 für alle Europaratsmitglie- 
der, gegebenenfalls auch im innerstaatlichen 
Bereich? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Jürgen Trumpf 
vom 1. Juli 1994 

Mit der Richtlinie 456 der Parlamentarischen Versammlung des Europa- 
rates vom 1. Oktober 1990 hat die Parlamentarische Versammlung den 
Arbeitsauftrag an den Ausschuß für Menschenrechtsfragen erteilt, ein 
Symposium zu organisieren, um Grundsätze für Minderheitenrechte wei- 
ter auszuarbeiten, auch im Hinblick auf ein mögliches Zusatzprotokoll 
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über Minderheitenrechte zu der Europäischen Menschenrechtskonven- 
tion. Diese Richtlinie bindet die Parlamentarische Versammlung, ihre 
Ausschüsse und ihre Mitglieder, d. h. die Parlamentarier der nationalen 
Delegationen. Die Parlamentarische Versammlung verpflichtet sich mit 
dieser Richtlinie auch selbst, mit Blick auf die politische Dimension der 
Minderheitenproblematik zur Vermittlung und Versöhnung beizutragen. 
Eine unmittelbare Bindungswirkung für die Regierungen der Mitglied- 
staaten des Europarates bzw. innerstaatliche Rechtsfolgen können aus 
einer derartigen Richtlinie nicht abgeleitet werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


19. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Sind die Aufenthaltsrichtlinien des Rates vom 
28. Juni 1990 und vom 29. Oktober 1993 (vgl. Ant- 
wort der Bundesregierung auf Frage 15 in Druck- 
sache 12/7822) in allen Mitgliedstaaten der 
Union in innerstaatliches Recht umgesetzt wor- 
den, und wenn nein, in welchen Mitgliedstaaten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 30. Juni 1994 

Die Aufenthaltsrichtlinien vom 28. Juni 1990 und vom 29. Oktober 1993 
sind in den Mitgliedstaaten weitestgehend umgesetzt worden. 

In Großbritannien ist die Umsetzung zwar noch nicht abgeschlossen, nach 
Zuleitung des Entwurfs der Umsetzungsmaßnahmen hat die Kommission 
jedoch das Vertragsverletzungsverfahren ausgesetzt. 

In Belgien steht die Umsetzung der Richtlinie vom 29. Oktober 1993 (Auf- 
enthaltsrecht für Studenten) noch aus. 


20. Abgeordnete 

Brigitte 

Schulte 

(Hameln) 

(SPD) 


Trifft es zu, daß sich die Bundesregierung finan- 
ziell und personell an der Wiederherstellung von 
Park und Gebäuden des Fürsten Hermann von 
Pückler-Muskau in Bad Muskau beteiligt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 2. Juli 1994 

Der Pückler-Park in Bad Muskau ist aufgrund seiner kulturhistorischen 
Bedeutung in das Förderprogramm zur Erhaltung der kulturellen Sub- 
stanz entsprechend Artikel 35 des Einigungsvertrages einbezogen 
worden. Mit diesem Programm wurden den Kultusministerien der neuen 
Ländern Finanzmittel zur Verfügung gestellt, die in Abstimmung mit dem 
Bundesministerium des Innern von der jeweiligen Landesregierung den 
einzelnen Kultureinrichtungen bewilligt wurden. 
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Mit Bekanntmachung des Staatsministers der Finanzen des Freistaates 
Sachsen ist am 10. Mai 1993 im Geschäftsbereich des Staatsministeriums 
der Finanzen die „Stiftung Fürst Pückler-Park Muskau " als unselbstän- 
dige Stiftung des öffentlichen Rechts eingerichtet worden. Es ist grund- 
sätzlich vorgesehen, daß zwei Vertreter der Bundesrepublik Deutschland 
dem Stiftungsrat als Mitglieder angehören. Ferner ist vorgesehen, daß die 
Stiftung nach Maßgabe der jeweiligen Haushalte Zuschüsse des Bundes 
erhalten soll. 


21. Abgeordnete Wieviel Geld und welches Personal hat die Bun- 

Brigitte desregierung seit der deutschen Einheit für diese 

Schulte Maßnahme bereitgestellt? 

(Hameln) 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 2. Juli 1994 


Wegen ihrer kulturhistorischen Bedeutung ist die Parklandschaft in Bad 
Muskau in die Förderliste des Substanzerhaltungsprogramms nach Arti- 
kel 35 des Einigungs Vertrages einbezogen worden. Im Rahmen der auf 
den Freistaat Sachsen entfallenden Förderquote hat das Bundesministe- 
rium des Innern zweckgebunden für die Wiederherstellung von Park und 
Gebäuden in Bad Muskau im Jahre 1992 800000 DM und im Jahre 1993 
2 Mio. DM zur Verfügung gestellt. Nach Beendigung der Übergangs- 
finanzierung erfolgt im Jahre 1994 - zusätzlich zu den Fördermitteln des 
Landes - eine Mitfinanzierung aus der sächsischen Quote des Vermögens 
der Parteien und Massenorganisation der DDR, welches bis zu einer Höhe 
von rd. 71 Mio. DM zweckgebunden für investive Maßnahmen im Kultur- 
bereich in Sachsen eingesetzt werden kann. Die Entscheidung über die 
Verteilung der Mittel im einzelnen treffen die Landesregierungen in eige- 
ner Verantwortung. Darüber hinaus werden aus Mitteln für die Denkmal- 
pflege vom Bundesministerium des Innern für besonders dringende Denk- 
malpflegearbeiten 200000 DM zur Verfügung gestellt. 


22. Abgeordnete Wieviel wird sie in den nächsten Jahren für dieses 

Brigitte Vorhaben zur Verfügung stellen? 

Schulte 

(Hameln) 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 2. Juli 1994 


Ober eine dauerhafte finanzielle Beteilung des Bundes und über die Höhe 
einer solchen Beteiligung wird bei den Beratungen zum Bundeshaushalt 
1995 entschieden. Nach Auffassung des Bundesministeriums des Innern 
zählt die „Stiftung Fürst Pückler-Park Muskau'' zu jenen Kultureinrich- 
tungen, die aufgrund ihrer gesamtstaatlicheri Bedeutung langfristig vom 
Bund gefördert werden sollten (sogenannte Leuchtturm-Liste). 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


23. Abgeordneter 

Hartmut 

Büttner 

(Schönebeck) 

(CDU/CSU) 


Wie soll ein geregeltes Verfahren in den neuen 
Bundesländern zur Pachtvergabe von sogenann- 
ten Weißflächen, das sind landwirtschafthche 
Flächen, bei denen es keine Zuordnung zu einem 
Eigentümer gibt bzw. der Eigentümer nicht auf- 
findbar ist, durchgeführt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 5. Juli 1994 

Wenn der Eigentümer eines Grundstücks oder sein Aufenthalt nicht 
bekannt ist, wird nach der hier bekannten Gerichtspraxis in den neuen 
Ländern vielfach ein Pfleger bestellt. Für die Pflegerbestellung ist das 
Amtsgericht (Vormundschafts gericht) zuständig. In den neuen Bundes- 
ländern kann anstelle eines Pflegers in einem solchen Fall auch ein Ver- 
treter für den Eigentümer bestellt werden. Beide Möglichkeiten können 
frei ausgewählt werden. Die Wahl der einen schließt jedoch die Wahl der 
anderen aus. Ist also ein Pfleger bestellt worden, scheidet die Bestellung 
eines Vertreters aus. Ist umgekehrt ein Vertreter bestellt worden, kann ein 
Pfleger nicht mehr bestellt werden. 


24. Abgeordneter 

Hartmut 

Büttner 

(Schönebeck) 

(CDU/CSU) 


Wie sieht die Bundesregierung die konkurrie- 
rende Vergabe von Weißflächen in einem Kreis- 
gebiet sowohl durch die zuständigen Landrats- 
ämter als auch durch die Einsetzung von Pflegern 
durch das zuständige Amtsgericht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 5. Juli 1994 

Mit der Doppelvergabe einer Pachtfläche durch Landratsamt und Amts- 
gericht könnte zunächst der Fall der Doppelvertretung angesprochen sein. 
Zu einer solchen Doppelvertretung könnte es dann kommen, wenn das 
Landratsamt einen Vertreter bestellt, obwohl zuvor bereits durch das 
Amtsgericht ein Pfleger eingesetzt worden ist, oder wenn umgekehrt das 
Amtsgericht einen Pfleger bestellt, obwohl das Landratsamt bereits einen 
Vertreter eingesetzt hatte. Rechtmäßig ist in beiden Fällen die Einsetzung 
desjenigen, der zuerst bestellt worden ist. Die zweite Einsetzung ist in 
beiden Fällen rechtswidrig. Solange sie aber nicht aufgehoben wird, sind 
sowohl der Pfleger als auch der Vertreter unabhängig voneinander hand- 
lungsbefugt. Es gilt dann das sogenannte Prioritätsprinzip. Der ersterfüllte 
Vertrag ist maßgeblich. Der zweite Vertrag wäre zwar wirksam, aber uner- 
füllbar. 

Mit der Frage könnte allerdings auch noch ein anderer Fall angesprochen 
sein. Es ist denkbar, daß es sich bei den fraglichen Flächen um Grund- 
stücke gehandelt hat, die der LPG im Wege eines sogenannten Kreis- 
pachtvertrages zur Nutzung überlassen worden waren. Die Nutzungsver- 
hältnisse über solche Grundstücke waren nach § 51 des Landwirtschafts- 
anpassungsgesetzes im Verlauf eines Jahres nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes aufzulösen. Für den Fall, daß der Bodeneigentümer zum Ab- 
schluß eines Pachtvertrages nicht in der Lage war, sah § 52 Abs. 2 des 
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Landwirtschaftsanpassungsgesetzes die Möglichkeit eines vorüberge- 
henden Pachtvertrages zwischen der zuständigen Kreisbehörde und dem 
Nutzer vor. Es bedurfte also in diesen Fällen nicht unbedingt sofort der 
Bestellung eines Pflegers, um einen Pachtvertrag über die fraglichen Flä- 
chen zu schließen. Es ist aber vorstellbar, daß ein Pfleger gleichwohl 
bestellt und mit einer anderen Person einen Pachtvertrag abgeschlossen 
hat. Auch in diesem Fall wäre der zuerst geschlossene und erfüllte Pacht- 
vertrag maßgeblich. Zu berücksichtigen ist allerdings, daß der nach § 52 
Abs. 2 des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes mit dem Nutzer geschlos- 
sene Pachtvertrag früher gekündigt werden kann. 


25. Abgeordneter 

Hartmut 

Büttner 

(Schönebeck) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei der 
Durchführung von Restitutionsverfahren bei 
landwirtschaftlichen Flächen sowohl die Restitu- 
tionsnehmer als auch die bisher dort wirtschaf- 
tenden LPGen bzw. LPG-Nachfolgeorganisatio- 
nen gleichzeitig anwesend sind und sich aus die- 
sen frühzeitigen Kontaktmöglichkeiten bedenk- 
liche Informationsvorsprünge für die LPG-Nach- 
folgeorganisationen bei der Anpachtmöglichkeit 
dieser Flächen ergeben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 5. Juli 1994 


Zu einem Informationsvorsprung der LPG-Nachfolgeunternehmen 
gegenüber anderen an der Anpachtung anmeldebelasteter landwirt- 
schaftlicher Flächen interessierten Personen (z. B. Neu- oder Wiederein- 
richtern) kann es durch die Beteiligung von LPG-Nachfolgeunternehmen 
am Re stitutionsv erfahren kommen. Nach § 31 Abs. 2 Satz 1 des Ver- 
mögensgesetzes hat die zuständige Behörde den betroffenen Rechtsträger 
(hier die Treuhandanstalt) sowie Dritte, deren rechtliche Interessen durch 
den Ausgang des Verfahrens berührt werden können, am Restitutionsver- 
fahren zu beteiligen. Eine solche Beteiligung ist nicht erst dann geboten, 
wenn rechtliche Interessen Dritter tatsächlich oder voraussichtlich mit 
Sicherheit berührt sind. Vielmehr reicht die konkrete Möglichkeit einer 
solchen Interessenberührung aus. 

Ob ein LPG-Nachfolgeunternehmen, das bereits Pächter anmeldebelaste- 
ter landwirtschaftlicher Flächen ist, nach den dargelegten Grundsätzen 
am Rücküb ertragungsverfahren zu beteiligen ist, hat die zuständige 
Behörde nach pflichtgemäßer Prüfung und Beurteilung der jeweiligen 
Umstände des Einzelfalles zu entscheiden. Ein LPG-Nachfolgeunterneh- 
men, das keine Pächterstellung in bezug auf anmeldebelastete Grund- 
stücke innehat, kann durch den Ausgang des Restitutionsverfahrens nicht 
in eigenen rechtlichen Interessen berührt sein, so daß seine Beteiligung 
am Verfahren nicht in Betracht kommt. 


26. Abgeordneter 

Hartmut 

Büttner 

(Schönebeck) 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesrepublik Deutschland Möglich- 
keiten, den rechtlich bedenklichen Informations- 
vorsprung von LPGen und LPG-Nachfolgeorga- 
nisationen aus den Anhörverfahren zur Restitu- 
tion landwirtschaftlicher Flächen gegenüber den 
Wiedereinrichtern zu verringern? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 5. Juli 1994 


Soweit nach den Ausführungen zu Frage 25 die Beteiligung eines LPG- 
Nachfolgeunternehmes am Restitutionsverfahren erfolgen muß, ergibt 
sich dies aus dem Gebot der Gewährung rechtlichen Gehörs als Ausfluß 
des Rechtsstaatsprinzips. Der aus einer solchen Beteiligung zwangsläufig 
resultierende Wettbewerbsvorteil eines LPG 'Nachfolgeunternehmens 
gegenüber anderen an der Anpachtung landwirtschaftlicher Flächen 
interessierten Personen kann daher nicht als rechtlich bedenklich angese- 
hen werden. Anders ist es, wenn LPG-Nachfolgeunternehmen am Rück- 
übertragungsverfahren beteiligt werden, ohne daß die Voraussetzungen 
des § 31 Abs. 2 Satz 1 VermG gegeben sind. In solchen Fällen kann Abhilfe 
nur durch die über die Verfahrensbeteiligung entscheidenden Landes- 
behörden geschaffen werden. Die Bundesregierung hat gegenüber diesen 
Behörden keine Weisungsbefugnis und kann daher auf deren Entschei- 
dungen nicht ein wirken. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


27. Abgeordneter 

Heinz-Günter 

Bargfrede 

(CDU/CSU) 


Weshalb sind die am 1. Oktober 1993 in Munster 
nach dem Wegzug der britischen Soldaten und 
ihrer Familien freigewordenen bundeseigenen 
Wohnungen noch nicht wieder an Bundeswehr- 
angehörige vermietet worden? 


28. Abgeordneter 

Heinz- Günter 
Bargfrede 

(CDU/CSU) 


Ist sichergestellt, daß die im 3. und 4. Quartal 1994 
aus Iserlohn und Erding in Bayern nach Mun- 
ster/Faßberg zu versetzenden Soldaten wenig- 
stens teilweise mit ihren Familien in die freiste- 
henden Wohnungen einziehen können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 5. Juli 1994 


Von den freigegebenen, für Wohnungsfürsorgezwecke des Bundes vor- 
gesehenen 72 Wohnungen sind zwischenzeitlich 13 Wohnungen an Bun- 
deswehrangehörige vermietet worden. 

Die übrigen Wohnungen konnten noch nicht vermietet werden, da 
zunächst umfangreiche Grundinstandsetzungsarbeiten durchgeführt 
werden müssen. Die Festlegung der Baumaßnahmen sowie die Erstellung 
der Haushaltsunterlage-Bau ist abgeschlossen, die erforderlichen Haus- 
haltsmittel stehen bereit. Das Ausschreibungsverfahren ist eingeleitet. 
Dabei ist der Bund als öffentlicher Auftraggeber an die Einhaltung der 
gesetzlichen, teilweise auf EU-Recht beruhenden Vergabebestimmungen 
gebunden. 
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Mit der Vermietung weiterer Wohneinheiten ist ab Mitte August 1994 zu 
rechnen. Der weitaus überwiegende Teil der für Wohnungsfürsorge- 
zwecke vorgesehenen Wohnungen wird bis Mitte Oktober 1994 vermiet- 
bar sein; danach noch erforderliche weitere Baumaßnahmen können nach 
Einzug der Mieter durchgeführt werden. 

Nach Auskunft der Bundeswehr konnten bisher alle aus Iserlohn bzw. 
Erding nach Munster/Faßberg versetzten Soldaten untergebracht wer- 
den. 

Einige Soldaten haben auch Antrag auf Gewährung von Familienheim- 
darlehen gestellt, um Wohneigentum in Bergen zu erwerben. 


Die ab August 1994 sukzessive zur Vermietung bereitstehenden bundes- 
eigenen Wohnungen können mit weiteren aus Iserlohn und Erding zu ver- 
setzenden Soldaten besetzt werden. 


29. Abgeordneter 

Dr. Nils 

Diederich 

(Berlin) 

(SPD) 


Welche für sportliche Zwecke genutzten Liegen- 
schaften und Einrichtungen werden nach dem 
Abzug der vier Alliierten aus Berlin frei, und wel- 
che Verwertungsabsichten hat die Bundesregie- 
rung? 


30. Abgeordneter 

Dr. Nils 

Diederich 

(Berlin) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, diese Anlagen 
dem Land Berlin zur Verfügung zu stellen, bzw. 
unter welchen Bedingungen wird die Bundes- 
regierung die Anlagen der Öffentlichkeit zu- 
gänglich machen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 5. Juli 1994 


Im ehemaligen Ostteil von Berlin hat die frühere Westgruppe der sowje- 
tischen Streitkräfte in Karlshorst, Dewetallee, eine Schwimmhalle freige- 
geben. Diese ist gewerblich vermietet und zu einer Squashhalle umgebaut 
worden. Die umliegenden Sportflächen sind als Tennisplätze vermietet 
und werden langfristig als Wohnungsbaufläche des Bundes benötigt. 

Die beiden großen Sportstätten (Stadion der Weltjugend, Friedrich-Jahn- 
Sportpark), die allerdings nicht militärisch genutzt waren, hat der Bund 
bereits an das Land Berlin übertragen. 

Im ehemaligen Westteil von Berlin werden von den amerikanischen, briti- 
schen und französischen Streitkräften eine Reihe von Sportanlagen frei- 
gegeben (vgl. Anlage)*). 


*) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung 
mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde 
und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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Für einen Teil dieser Einrichtungen besteht Bundesbedarf. Das sind ein- 
mal Sportflächen, die als Wohnungsbaustandorte für den Neubau von 
Wohnungen für die vom Umzug von Bonn nach Berlin betroffenen Bun- 
desbediensteten benötigt werden. Diese Standorte hat das Land im Rah- 
men der Verhandlungen über Wohnbauflächen des Bundes akzeptiert. 
Eine Ausnahme bildet der Golfplatz Gatow. Der Bund hat zusammen mit 
dem Land Berlin ein Gutachten in Auftrag gegeben, in dem untersucht 
werden soll, ob der Wohnungsbau des Bundes unter Erhalt des Golfplatzes 
auf angrenzenden Flächen verwirklicht werden kann. 

Von der Übertragung an das Land Berlin sind ferner solche Anlagen aus- 
genommen, die wegen ihrer Lage in der Gesamtliegenschaft nicht selb- 
ständig genutzt werden können, so z, B. die Sportflächen im Quartier 
Napoleon, das der Bundeswehr überlassen wird, und für das Fitneßcenter 
und die Squashhalle in den Mc Nair Barracks in Steglitz. 

Die übrigen Sporteinrichtungen hat der Bund dem Land Berlin zum 
Erwerb angeboten. Dieses Angebot ist nicht nur auf Sportanlagen 
beschränkt, sondern umfaßt alle entbehrlichen Infrastruktureinrichtun- 
gen der ehemaligen Alliierten, wie z. B. Schulen, Kindergärten, Kranken- 
häuser und kulturelle Einrichtungen. 

Der Bund hat mit dem Land Berlin bereits einvernehmlich zur Vermeidung 
von Leerstand ein Verfahren abgestimmt, damit das Land Berlin die für 
den Bund entbehrlichen Infrastruktureinrichtungen sofort im Anschluß an 
die Freigabe durch die Streitkräfte übernehmen kann. Dadurch wird eine 
sofortige Anschlußnutzung sichergestellt. 


31. Abgeordneter 
Werner 
Dörflinger 

(CDU/CSU) 


Trifft nach Ansicht der Bundesregierung die Be- 
hauptung zu, daß es sich bei der in der Bundes- 
republik Deutschland erhobenen Gewerbesteuer 
um eine Steuerart handelt, die nur in Deutschland 
gilt, oder wird eine der Gewerbesteuer in 
Deutschland vergleichbare Steuer auch in ande- 
ren Ländern der Europäischen Union erhoben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 4. Juli 1994 

In der Europäischen Union wird eine der deutschen Gewerbesteuer ähn- 
liche Steuer von Luxemburg erhoben (impöt commercial). Ihre Bemes- 
sungsgrundlagen sind der Gewerbeertrag und das Gewerbekapital. Auch 
die französische taxe professionelle und die spanische impuesto sobre 
actividades econömicas werden oft mit der deutschen Gewerbesteuer ver- 
glichen, obwohl sie z. T. andere Bemessungsgrundlagen haben. Öster- 
reich, das zum 1, Januar 1995 Mitglied der Europäischen Union wird, hat 
die Gewerbesteuer zum 1. Januar 1994 abgeschafft. Es gibt daneben noch 
weitere Steuern in den Mitgliedstaaten der Euopäischen Union, die zwar 
Elemente der deutschen Gewerbesteuer auf weisen, aber nicht mit ihr ver- 
gleichbar sind. 


32. Abgeordneter 

Werner 

Dörflinger 

(CDU/CSU) 


Wie hoch sind die Einnahmen, die in den Ländern 
erzielt werden, in denen eine der Gewerbesteuer 
vergleichbare Steuer erhoben wird, und welcher 
staatlichen Ebene fließen diese Einnahmen zu? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 4. Juli 1994 

Die luxemburgische impöt commercial erbrachte 1991 einen Ertrag von 
9,112 Mrd. 1fr (8,3 v. H. des Gesamtsteueraufkommens); der Ertrag steht 
den Gemeinden zu. Das Aufkommen der französischen faxe professionelle 
in Höhe von 94,9 Mrd. ffr in 1991 (5,7 v. H. des Gesamtsteueraufkommens) 
steht den Gemeinden, Gemeindeverbänden und Departements zu. Zum 
Aufkommen der spanischen impuesto sobre actividades econömicas 
liegen noch keine Angaben vor; ihr Ertrag kommt dem Zentralstaat zu, 
die Provinzen, Gemeinden und Gemeindeverbände können eigene 
Zuschläge auf diese Steuer erheben. 


33. Abgeordneter 

Eike 

Ebert 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Bundesfinanzhofs (Urteil vom 24. November 
1993, X R 5/91), daß die in § 48 Abs. 2 EStDV ent- 
haltene Regelung über die spendenbegünstigten 
gemeinnützigen Zwecke nicht durch eine Er- 
mächtigungsgrundlage gedeckt und damit mög- 
licherweise wegen eines Verstoßes gegen Arti- 
kel 80 GG ungültig ist, und müssen hiernach 
Spender, wie vom Bundesfinanzhof angedeutet, 
befürchten, daß Zuwendungen für gemeinnüt- 
zige Zwecke in Zukunft überhaupt nicht mehr 
steuerlich abziehbar sind? 


34. Abgeordneter 

Eike 

Ebert 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, durch Erlaß einer 
Rechtsverordnung, die der Ermächtigungsgrund- 
lage entspricht, mögliche verfassungsrechtliche 
Zweifel zu beseitigen und für die Spender Rechts- 
sicherheit zu schaffen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 1. Juli 1994 

Der Bundesfinanzhof hat in seinem Urteil vom 24. November 1993 - X R 
5/91 - erstmalig verfassungsrechtliche Zweifel hinsichtlich § 48 Abs. 2 
EStDV geäußert, die aber für seine Entscheidung in dem anhängigen 
Revisionsverfahren nicht von ausschlaggebender Bedeutung waren. Die 
Bundesregierung beabsichtigt dennoch, die Ausführungen des BFH bei 
der für die nächste Legislaturperiode geplanten Neuregelung des Spen- 
denrechts zu berücksichtigen. 

ln Übereinstimmung mit den Ausführungen des BFH zur übergangswei- 
sen Weitergeltung der Verordnungsvorschrift ergeht in Kürze ein mit den 
obersten Finanzbehörden der Länder abgestimmtes BMF-Schreiben, 
nach dem die bisherigen Regelungen für eine Übergangszeit bis zur Neu- 
regelung des Spendenrechts weiter anzuwenden sind. Dies schafft für die 
Spender Rechtssicherheit. 


35. Abgeordneter 

Dr. Konrad 
Eimer 

(SPD) 


Welchen Steuerausfall wird die nach dem Urteil 
des Europäischen Gerichtshofs vom 5. Mai 1994 
gebotene rückwirkende Änderung der Umsatz- 
besteuerung der Geldspielgeräte bewirken, und 
ist Deutschland gehalten, die auf den Leistungs- 
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empfänger bezogene Definition der Bemessungs^ 
grundlage in § 10 Abs. 1 des Umsatzsteuergeset- 
zes umzustellen auf die nach der Sechsten Richt- 
linie maßgebende, auf den Lieferer oder Dienst- 
leistenden bezogene Definition der Besteue- 
rungsgrundlage? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 4. Juli 1994 

Der Europäische Gerichtshof hat am 5. Mai 1994 abweichend von der 
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs und der bisherigen Verwaltungs- 
auffassung entschieden, daß bei den Umsätzen der Betreiber von Geld- 
spielgeräten mit Gewinnmöglichkeit die Bemessungsgrundlage nicht der 
zum jeweiligen Spiel berechtigende Geldeinsatz ist, sondern der Kassen- 
inhalt als der Teil der Einsätze, über den der Betreiber verfügen kann. 

Die in dem Urteil festgelegten Grundsätze sind anzuwenden. In welcher 
Höhe Steuerbeträge in den Fällen an die Betreiber von Geldspielgeräten 
zurückzuzahlen sind, die nicht mit einem bestandskräftigen Steuerbe- 
scheid abgeschlossen sind, läßt sich nicht genau beziffern. Unter Berück- 
sichtigung der ertragsteuerlichen Auswirkungen dürften sich die Erstat- 
tungsbeträge in einer Größenordnung unter 1 Mrd. DM bewegen. 

Die Definition der Bemessungsgrundlage in § 10 Abs. 1 des Umsatzsteuer- 
gesetzes entspricht Artikel 11 Teil A Abs. 1 Buchstabe a der 6. EG-Richt- 
linie. 


36. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Fuchtel 

(CDU/CSU) 


Wie steht die Bundesregierung zu Plänen, die 
Schenkung- und Erbschaftsteuergesetzgebung 
durch die Anhebung der Einheitswerte von 
Grundstücken nachhaltig zu verändern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 30. Juni 1994 

Beim Bundesverfassungsgericht sind zur Zeit mehrere Verfahren anhän- 
gig, in denen es letztlich um die Einheitsbewertung des Grundbesitzes 
geht. Das Bundesverfassungsgericht hat in mehreren Verfahren in der 
Vergangenheit die Einheitsbewertung nicht für verfassungswidrig er- 
klärt. Sollte das Bundesverfassungsgericht in künftigen Entscheidungen 
zu der Auffassung gelangen, die Einheitswerte seien verfassungswidrig, 
wird der Gesetzgeber die entsprechenden Konsequenzen ziehen. Die 
Bundesregierung wird hierbei den verfassungsrechtlichen Spielraum voll 
nutzen, um jedenfalls den Ansatz von Verkehrswerten oder verkehrswert- 
orientierten Einheitswerten zu vermeiden. Außerdem soll eine mögliche 
Neuregelung nicht über die im geltenden Recht vorgesehene Gesamtbe- 
lastung hinausgehen. Eine mögliche Neuregelung der Einheitsbewertung 
wäre also durch Anhebung der Freibeträge und Senkung der Steuersätze 
zu kompensieren. 


37. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Fuchtel 

(CDU/CSU) 


Welche Rolle kommt aus Sicht der Bundesregie- 
rung den Freibeträgen in der Schenkung- und 
Erbschaftsteuergesetzgebung zu? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 30. Juni 1994 

Die Freibeträge im Schenkung- und Erbschaftsteuergesetz stehen nach 
Auffassung der Bundesregierung in engem inneren Zusammenhang mit 
dem Wertgefüge der Bemessungsgrundlagen, den geltenden Steuersät- 
zen und den Freigrenzen. Sie stellen für das geltende Erbschaft- und 
Schenkungsteuergesetz sicher, daß unentgeltliche Erwerbe sozial ange- 
messen (abgestuft nach Verwandtschaftsgrad und Werthöhe) steuerfrei 
bleiben. Außerdem verhindern sie, daß die Finanzämter mit einer Vielzahl 
kleinlicher Vermögensermittlungen befaßt werden, ohne daß es letztlich 
zu einer relevanten Steuerfestsetzung kommt. 


38. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Fuchtel 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 30. Juni 1994 

Bei notariellen Verträgen sind in den neuen Bundesländern im Grundsatz 
keine anderen Genehmigungserfordernisse zu beachten als im übrigen 
Bundesgebiet. Es bestehen zwei Ausnahmen: Genehmigungserforder- 
nisse nach Landesrecht und die Grundstücksverkehrsgenehmigung nach 
der Grundstücksverkehrsordnung. Die nach Landesrecht erforderlichen 
Genehmigungserfordernisse sind zwar unterschiedlich, gehen aber nicht 
über das in den alten Bundesländern übliche hinaus. In den alten Bundes- 
ländern gibt es indessen die Grundstücksverkehrsgenehmigung nach der 
Grundstücksverkehrsordnung nicht. Dieses Genehmigungserfordernis 
bereitet in der notariellen Praxis gewisse, wenn auch überwindbare 
Umsetzungsschwierigkeiten. Auch Verzögerungen lassen sich nicht aus- 
schließen. Die Grundstücksverkehrsordnung wird nicht auf Dauer benö- 
tigt werden. Derzeit stellt sie aber den einzigen effektiven Schutz von 
Rückübertragungsansprüchen nach dem Vermögensgesetz dar. Es wird 
nicht einfach sein, sie durch andere Instrumente abzulösen. Die Bundes- 
regierung prüft dies zur Zeit. 


Warum ist es nicht möglich, Genehmigungen und 
sonstige behördliche Nachweise in den neuen 
Bundesländern bei notariellen Verträgen auf das 
Niveau der alten Bundesländer zu begrenzen und 
beispielsweise die Genehmigung nach der 
Grundstücksverkehrsordnung und dem Bescheid 
nach § 30 Abs. 1 des Vermögensgesetzes sowie 
die Beschaffung der steuerlichen Unbedenklich- 
keitsbescheinigung im Sinne einer unbürokrati- 
scheren Abwicklung und Angleichung zu redu- 
zieren? 


39. Abgeordneter 

Manfred 

Hampel 

(SPD) 


Haben sich die Ausgaben bzw. die Finanzierung 
der Länder und Gemeinden in den neuen Län- 
dern tatsächlich so entwickelt wie in Drucksache 
12/1099 S. Seingeschätzt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 30. Juni 1994 


Die Einschätzung der Finanzlage der neuen Länder und ihrer Gemeinden, 
die im Sommer 1991 vorgenommen wurde, war mit besonderen Unwäg- 
barkeiten hinsichtlich Haushaltsplanung und Haushaltsvollzug im ersten 
Jahr nach der Vereinigung verbunden. 
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Auf der Grundlage der Rechnungs- und Kassenstatistik stellen sich die 
Finanzen der neuen Länder und ihrer Gemeinden bis 1993 nunmehr wie 
folgt dar: 



Länder Ost^) 


1991 

1992 

1993 


-Mrd. DM- 

Ausgaben 

88,5 

100,3 

108,8 

Einnahmen 

76,1 

85,3 

89,2 

Steuern 

18,3 

25,2 

27,8 

Sonstige Ein. 

57,8 

60,1 

61,3 

nachrichtlich: 




Nettokreditaufnahme 

11,4 

16,2 

20,0 



Gemeinden Ost^) 


1991 

1992 

1993 


-Mrd. DM- 

Ausgaben 

48,2 

64,2 

66,5 

Einnahmen 

50,1 

56,5 

62 

Steuern 

2,2 

4,0 

5 

Sonstige Ein. 

47,9 

52,5 

56,5 

nachrichtlich: 




Nettokreditaufnahme 

6,2 

5,9 

6 


Einschließlich staatlicher bzw. kommunaler Krankenhäuser; Länder Ost ein- 
schließhch Berlin-Ost. 


40. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Rainer 
Jork 

(CDU/CSU) 


Plant die Bundesregierung für das in den neuen 
Bundesländern investitionsfördernd wirkende 
Gesetz über Sonderabschreibungen und Abzugs- 
beträge im Fördergebiet, dessen Frist am 31. De- 
zember 1995 ausläuft, eine Verlängerung dieser 
Frist, und wenn nein, warum nicht? 


4 1 . Ab ge or dn eter 

Dr.-Ing. Rainer 
Jork 

(CDU/CSU) 


Besteht die Möglichkeit, eine solche Fristverlän- 
gerung mit einer dahin gehenden Modifizierung 
des Gesetzes zu verbinden, daß es in seinem Wir- 
kungskreis eingegrenzt wird auf die Sektoren 
Wohnungsbau und Investitionen im produzieren- 
den Bereich, um den weiteren Anstieg von bereits 
überreichlich vorhandenen Büroflächen zu ver- 
hindern, die anderen defizitären Bereiche jedoch 
auch weiterhin zu fördern? 
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42. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Rainer 
Jork 

(CDU/CSU) 


Besteht bei der Bundesregierung für den Fall, daß 
eine Modifizierung und Fristverlängerung nicht 
möglich sind, die Bereitschaft, ein neues Gesetz 
mit genannter Zielsetzung einzubringen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 4. Juli 1994 

Die Sonderab Schreibungen nach dem Fördergebietsgesetz sind durch das 
Standortsicherungsgesetz vom 13. September 1993 um zwei Jahre bis zum 
31. Dezember 1996 verlängert worden. Die Befristung soll einen Anreiz 
geben, die für den wirtschaftlichen Wiederaufbau der neuen Länder erfor- 
derlichen Investitionen kurzfristig vorzunehmen. 

Die Bundesregierung hat bereits im Jahre swirtschaftsbericht 1994 vom 
28. Januar 1994 zur künftigen Investitionsförderung in den neuen Ländern 
Stellung genommen. Danach teilt sie grundsätzhch die Auffassung des 
Sachverständigenrats, der es für vertretbar und erforderlich hält, die Inve- 
stitionsförderung nach 1996 zu reduzieren, zugleich stärker regional zu 
konzentrieren und auf bestimmte Wirtschaftsbereiche zu beschränken. 
Angesichts der noch vorhandenen großen Anpassungsprobleme ist eine 
Investitionsförderung auch in Zukunft angebracht und notwendig. Die 
Bundesregierung hat deshalb angekündigt, die Politik der Investitions- 
anregung fortzusetzen und noch in diesem Jahr ihr Konzept zur mittel- 
fristigen Fortführung der Investitionsförderung einschheßlich von steuer- 
lichen Sonderregelungen für die neuen Länder vorzulegen (Drucksache 
12/6676 Tz. 49). 


43. Abgeordnete 

Dr. Elke 
Leonhard 

(SPD) 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 
rung aus der Tatsache, daß die dreijährige Alt- 
lastenhaftung des Bundes beim Verkauf militä- 
rischer Liegenschaften ein Vermittlungshemmnis 
darstellt, und mit welchen Argumenten entkräftet 
die Bundesregierung die Forderung nach einer 
großzügigen Anwendung der Stundungsrege- 
lung für private Investoren auf Konversionsflä- 
chen, entsprechend den Regelungen, wie sie für 
den öffentlichen Erwerb gelten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 5. Juli 1994 


1. Der dreijährigen Altlastenhaftung des Bundes beim Verkauf militäri- 
scher Liegenschaften liegt folgende umfassende Regelung zugrunde; 

Die Erfassung, Bewertung und Sanierung von Altlasten ist nach der 
verfassungsrechtlichen Kompetenzverteilung des Grundgesetzes (Arti- 
kel 30, 83 GG) grundsätzlich Sache der Länder. Der Bund behebt auf 
bundeseigenen Liegenschaften akute Gefahrenstellen, zu deren Besei- 
tigung er aufgrund bestehender Rechtsvorschriften öffenthch-rechthch 
verpflichtet ist, unbeschadet der Kostenhöhe. Bei Grundstücksveräuße- 
rungen werden darüber hinaus sonstige Kontaminationen geringerer 
Art und Schwere zugunsten des Erwerbers bereits im Rahmen der Ver- 
kehrswertermittlung angemessen berücksichtigt. Bei stärkeren Ver- 
unreinigungen oder erheblicher Unsicherheit hierüber ist der Bund 
bereit, sich aufgrund einer entsprechenden Regelung im Kaufvertrag 
an den Kosten einer Altlastensanierung bis maximal zur Höhe des 
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gezahlten Kaufpreises bei einer Eigenbeteiligung des Erwerbers in 
Höhe von 10% der Sanierungskosten zu beteiligen, wenn binnen drei 
Jahren seit Vertragsabschluß das Kaufgrundstück für den vertraglich 
vorausgesetzten Gebrauch hergerichtet oder eine nachträglich fest- 
gestellte polizeirechtlich relevante Gefahr beseitigt werden muß. 

Die bestehende Drei-Jahres-Regelung verbindet ein weit über das 
gesetzlich geforderte Maß hinausgehendes Entgegenkommen für den 
Erwerber mit dem Gebot wirtschaftlicher Vernunft, ehemalige militäri- 
sche Liegenschaften zügig zivilen Anschlußnutzungen zuzuführen und 
zu diesem Zweck Sanierungserfordernisse möglichst rasch ermitteln zu 
lassen. 

2. Zur Ausweitung der großzügigen Stundungsregelung des Bundes auf 
private Investoren bemerke ich: Der Bund verfolgt mit seiner Stun- 
dungsregelung das Ziel, besonders Gebietskörperschaften sowie deren 
Wohnungsbau-, Erwerbs- und Entwicklungsgesellschaften den Erwerb 
bundeseigener Liegenschaften zu erleichtern und durch diese finan- 
zielle Entlastung die Konversionsfolgen für Länder und Kommunen 
weiter abzumildern. 

Eine Ausweitung der Stundungsregelung stünde auch im Widerspruch 
zu einem Beschluß des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundes- 
tages, 1995 die besonders günstige Stundungsregelung in den jungen 
Bundesländern auf das in den alten Bundesländern geltende Niveau 
zurückzuführen und bundeseinheitlich die doppelte Vergünstigung 
- Stundung und günstiger Zinssatz - durch Erhöhung des Zinssatzes 
auf 2% über dem jeweiligen Diskontsatz der Deutschen Bundesbank 
abzubauen. 


44. Abgeordnete 

Claire 

Marienfeld 

(CDU/CSU) 


45. Abgeordnete 

Claire 

Marienfeld 

(CDU/CSU) 


Welche Gründe haben zur Aufgabe der ur- 
sprünglichen Absicht geführt, die von den Bri- 
ten geräumten Wohnungen in Lemgo, Gräferstr./ 
Müdenkamp, nicht an wohnungsuchende Lem- 
goer Bürger zu veräußern, sondern sie einem 
Käufer zu übertragen? 


Zu welchem Zeitpunkt ist dies geschehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 5. Juli 1994 

Der Bund hat die von den britischen Streitkräften in Lemgo, Gräferstraße/ 
Müdenkamp, freigegebenen Wohnungen zur Veräußerung an Einzel- 
interessenten ausgeschrieben. 

Die Wohnungen sind Anfang Juni 1994 an einen Erwerber veräußert 
worden, der für jedes einzelne Objekt ein Kaufangebot abgegeben hatte. 
Dieser Erwerber möchte die Wohnsiedlung einer Stiftung zur Nutzung im 
Sinne der Stiftungszwecke (Natur- und Landschaftspflege, Kunstförde- 
rung, Wohnpark) zuführen. Der Wohnpark soll ältere und jüngere Men- 
schen aufnehmen, die sich gegenseitig Lebenshilfe geben sollen. 
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Der Erwerber hat für jedes einzelne Haus ein erheblich über den Geboten 
anderer Kaufinteressenten liegendes Höchstgebot abgegeben. Daher war 
ihm der Zuschlag zu erteilen (§ 63 der Bundeshaushaltsordnung). Die 
Stadt Lemgo hat die Veräußerung der Wohnungen an diesen Erwerber 
ausdrücklich befürwortet. 

Die Zustimmung zur Veräußerung hat das Bundesministerium der 
Finanzen Anfang Mai 1994 erteilt. 


46. Abgeordneter 

Dr. Franz-Josef 

Mertens 

(Bottrop) 

(SPD) 


Verstößt eine nationale Anhebung bzw. Einfüh- 
rung einer Besteuerung von Primärenergieträ- 
gern gegen EU-Recht oder gegen Vereinbarun- 
gen des Europäischen Ministerrates, und wenn 
ja, welche Rechtsvorschriften bzw. Vereinbarun- 
gen sind verletzt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 30. Juni 1994 

Grundsätzlich verstößt eine nationale Anhebung bzw. Einführung einer 
Besteuerung von Primärenergieträgern nicht gegen geltendes EG -Recht 
oder gegen Vereinbarungen des Europäischen Ministerrates. Die Mit- 
gliedstaaten können nach Artikel 3 der Richtlinie 92/ 12/EWG über das all- 
gemeine System, den Besitz, die Beförderung und die Kontrolle ver- 
brauchsteuerpflichtiger Waren neben den bereits harmonisierten Ver- 
brauchsteuern auf Mineralöle, Alkohol und alkoholische Getränke sowie 
Tabakwaren auch Steuern auf andere Waren einführen oder beibehalten, 
sofern diese Steuern im Handelsverkehr zwischen den Mitgliedstaaten 
keine mit dem Grenzübertritt verbundenen Formalitäten nach sich ziehen. 

Das Verbot von Grenzkontrollen würde jedoch eine lückenlose steuerliche 
Erfassung des Warenverkehrs über die Grenzen zu anderen Mitgliedstaa- 
ten ausschließen und damit zu Wettbewerbsnachteilen zu Lasten der deut- 
schen Wirtschaft führen. Insbesondere diese Umstände haben die Bundes- 
regierung veranlaßt, die sog. kleinen Verbrauchsteuern auf Salz, Zucker, 
Tee und Leuchtmittel abzuschaffen, obwohl eine gemeinschaftsrechtliche 
Verpflichtung hierzu nicht bestand. 

Ein nationaler Alleingang bei der Besteuerung von Primärenergieträgern 
würde daher nicht nur den Zielen der Verbrauchsteuerharmonisierung 
zuwiderlaufen, sondern auch die Gefahr von Wettbewerbsverzerrungen 
zum Nachteil der einheimischen Wirtschaft mit sich bringen. Aus diesen 
und anderen Gründen hält die Bundesregierung ein zumindest EU-weit 
abgestimmtes Vorgehen für erforderlich. 


47. Abgeordneter 

Dr. Franz-Josef 

Mertens 

(Bottrop) 

(SPD) 


Verstößt die Einführung einer nationalen CO 2 - 
Abgabe oder C02-Steuer gegen EU-Recht oder 
gegen Vereinbarungen des Europäischen Mini- 
sterrates, und wenn ja, welche Rechtsvorschriften 
bzw. Vereinbarungen sind verletzt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 30. Juni 1994 

Zur Einführung einer nationalen C02-Abgabe oder C02-Steuer verweise 
ich auf die Antwort zu Frage 46. 
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48, Abgeordneter 

Günther Friedrich 
Nolting 

(F,D,P.) 


Welche Gründe haben die Bundesregierung ver- 
anlaßt, die Nutzungsgenehmigung für das ehe- 
malige Munitionsdepot „Überwasser" der US- 
Truppen im Bereich der Gemeinde Ostbevern 
nicht öffenthch auszuschreiben, und ist es üblich, 
daß die Bundesregierung so verfährt? 


49, Abgeordneter 

Günther Friedrich 
Nolting 

(F.D.P.) 


In welchem Zeitraum werden Gefahrenquellen 
(Stacheldrahtzäune, Scheinwerfer, Bewegungs- 
melder, Wachturm usw.) im Munitionsdepot 
„Überwasser" mit welchen Auflagen abgebaut, 
und wer kontrolliert den ordnungsgemäßen 
Rückbau? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 5. Juli 1994 


Die Liegenschaft ist für Zwecke des Bundes entbehrlich und somit vorran- 
gig durch Veräußerung zu verwerten. Die konkreten Verwertungs- 
möglichkeiten hängen von der Bauleitplanung der Belegenheitsge- 
meinde ab. Da zum Zeitpunkt der Rückgabe noch keine städtebaulichen 
Planungen bestanden, mußte die Veräußerung bis auf weiteres zurückge- 
stellt werden. 

Zur Vermeidung eines längeren Leerstandes ist die Liegenschaft einer 
Zwischenutzung zugeführt worden. Angebote zum Abschluß von Miet- 
verträgen über ehemalige militärische Liegenschaften, die lediglich deren 
Zwischennutzung vorsehen, werden in der Regel nicht ausgeschrieben. In 
diesem Falle ist der Mieter von der Belegenheitsgemeinde - im Einver- 
nehmen mit dem Kreis - benannt worden. 

Der derzeitige Mieter hat im Benehmen mit dem zuständigen Bundesver- 
mögensamt Münster zwischenzeitlich folgende militärische Anlagen ent- 
fernt: 

- Stacheldraht, insbesondere der S-Draht parallel zur Straße 

- Stählerner Wachturm 

- Panzersperren 

- Personenvereinzelungsanlage 

- ca. 50 Strahler 

- Bewegungsmelder (teilweise) 

- Postenstand und Drahtabsperrung 

- Verfüllung von Bodenöffnungen 

Die Genehmigung zur Durchführung dieser Maßnahmen erfolgte unter 
der Bedingung, das Material von der Liegenschaft zu entfernen und ord- 
nungsgemäß zu beseitigen. Des weiteren wurde dem Mieter auferlegt, 
einen Teil der vorhandenen Strahler fachgerecht zu demontieren und in 
einem Bunker zur weiteren Verfügung des Bundes zu lagern. 

Die Maßnahmen werden durch das Bundesvermögensamt Münster über- 
wacht. 
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50. Abgeordneter Trifft es zu, daß das Bundesministerium der 

Kurt Finanzen entgegen seiner früher in Einzelfällen 

Palis geäußerten Auffassung nunmehr der Auffassung 

(SPD) ist, daß bei der steuerlichen Behandlung von 

Lebensversicherungen gemäß § 10 Abs. 2 EStG 
ein nur für den Todesfall eingeräumtes unwider- 
rufliches Bezugsrecht steuerschädlich ist, und ist 
die Bundesregierung bereit, den Steuerpflichti- 
gen im Hinblick auf diese geänderte rechtliche 
Beurteilung eine Übergangsfrist zur Anpassung 
von Altverträgen einzuräumen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 30. Juni 1994 


Nach Rz. 3 des mit den Ländern abgestimmten BMF-Schreibens vom 
19. Mai 1993 (Bundessteuerblatt Teil I S. 406) dienen Ansprüche aus Ver- 
sicherungsverträgen während deren Dauer im Erlebensfall der Tilgung 
oder Sicherung eines Darlehens, wenn sie gepfändet werden oder vor 
ihrer Fälligkeit eine Tilgungs-ZSicherungsabrede zwischen Darlehens- 
geber und -nehmer getroffen worden ist. Diese kann zum Inhalt haben, 
daß die Ansprüche aus Versicherungsverträgen zur Tilgung eingesetzt 
oder abgetreten, verpfändet oder die Versicherungspolicen zur Sicherheit 
hinterlegt werden. Steuerlich unschädlich ist, wenn 

a) nach Fälligkeit der Versicherung im Erlebensfall die Versicherungs- 
leistung zur Darlehenstilgung verwendet wird, ohne daß vorher eine 
Tilgungs-ZSicherungsabrede getroffen worden ist, 

b) nach Eintritt des Versicherungsfalles durch Tod der versicherten Per- 
son die Versicherungsleistung zur Darlehenstilgung verwendet wird, 
ohne daß eine Sicherungsabrede für den Erlebensfall getroffen worden 
ist. 


Anders ist jedoch der Sachverhalt zu beurteilen, wenn der Versicherungs- 
nehmer und Darlehensschuldner für den Fall seines Todes dem Dar- 
lehensgläubiger ein unwiderrrufliches Bezugsrecht eingeräumt hat. Darin 
liegt ein Dienen der Versicherungsansprüche auch im Erlebensfall, weil 
der unwiderruflich Bezugsberechtigte das Recht auf die Versicherungs- 
leistung nach § 15 Nr. 1 Satz 3 der Allgemeinen Versicherungsbedingun- 
gen der Kapitalversicherung auf den Todesfall (ALB) bei einer gemischten 
Lebensversicherung, die sowohl den Todes- als auch den Erlebensfall ver- 
sichert, auch dann sofort erwirbt, wenn die unwiderrufliche Bezugs- 
berechtigung lediglich auf den Todesfall beschränkt ist. Das hat zur Folge, 
daß der Sonderausgabenabzug für die Lebensversicherungsbeiträge 
sowie die Steuerfreiheit der Versicherungserträge zu versagen sind, es sei 
denn, einer der Ausnahmetatbestände in § 10 Abs. 2 Satz 2 EStG, die vor 
allem der Förderung betrieblicher Investitionen und Schonung der 
betrieblichen Liquidität dienen, ist erfüllt (vgl. BMF-Schreiben vom 6. Mai 
1994, Bundessteuerblatt Teil I S. 311). 


Ihre Frage, ob die Bundesregierung bereit ist, für diese Fälle eine Über- 
gangsfrist zur Anpassung von Altverträgen einzuräumen, ist von grund- 
sätzlicher Bedeutung und muß deshalb mit den obersten Finanzbehörden 
der Länder erörtert werden. Über das Ergebnis der Erörterung werde ich 
Sie unterrichten. 


25 



Drucksache 12/8253 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


51. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Struck 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die Deutsche Bundesbahn als 
Arbeitgeber in der Vergangenheit für Schichtzu- 
lagen an ihre Arbeitnehmer zuviel Lohnsteuer 
einbehalten hat, und ist das Bundesministerium 
der Finanzen bereit, der von den obersten Finanz- 
behörden der Länder beschlossenen Regelung 
zuzustimmen, nach der die zuviel gezahlten Steu- 
ern im Schätzungsweg ermittelt und an die 
Arbeitnehmer erstattet werden können? 


52. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Struck 

(SPD) 


Wie wird diese Regelung im einzelnen ausgestal- 
tet, und ab wann können die Arbeitnehmer mit 
einer Erstattung rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 30. Juni 1994 

Es trifft zu, daß von Schichtzulagen, die Arbeitnehmer der Bahnen nach 
§ 22 Abs. 5 Satz 1 und 2 der Erschwerniszulagenverordnung erhalten, in 
der Vergangenheit zuviel Lohnsteuer einbehalten worden ist. Für abge- 
laufene Kalenderjahre kann dies nur im Rahmen einer Einkommensteuer- 
veranlagung der betroffenen Arbeitnehmer korrigiert werden. Mangels 
Aufzeichnungen kann dabei der steuerfrei bleibende Betrag der Schicht- 
zulage nur geschätzt werden. Die Entscheidung der obersten Finanz- 
behörden der Länder, in diesen Fällen eine Schätzung zuzulassen, 
beruhte im übrigen auf einem Vorschlag des Bundesministeriums 
der Finanzen. 

Der steuerfreie Teil der Schichtzulage soll nach den tatsächlichen Feststel- 
lungen eines repräsentativen Zeitraumes in 1994 geschätzt werden. Nach 
Abschluß der hierzu erforderlichen Feststellungen im Herbst dieses Jahres 
wird die Bahn den betroffenen Arbeitnehmern Bescheinigungen für die 
Vorlage beim Finanzamt ausstellen. Auf der Grundlage dieser Beschei- 
nigungen werden die Finanzämter je nach Verfahrensstand entweder Ein- 
kommensteuerveranlagungen erstmals durchführen oder bereits ergan- 
gene Steuerbescheide nach § 173 Abs. 1 Nr. 2 AO ändern. 


53. Abgeordneter 

Hans 

Wallow 

(SPD) 


Wie stellt sich der Bundesminister der Finanzen 
zu der im Umorganisationskonzept der Ober- 
finanzdirektion Koblenz geplanten Schließung 
des Zollamtes Andernach, die im krassen Gegen- 
satz zu den Zielvorstellungen von Bund und Land 
steht, den Wirtschaftsraum des nördlichen Rhein- 
land-Pfalz nach dem Wegzug der Hauptstadt- 
funktionen zu stärken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald 
vom 5. Juli 1994 

Nach dem Ergebnis der im Oberfinanzbezirk Koblenz durchgeführten 
Organisationsuntersuchungen des Bundesministeriums der Finanzen ist 
der Arbeitsanfall beim Zollamt Andernach - u. a. durch die Auswirkungen 
des Binnenmarktes - erheblich zurückgegangen und lastet nicht einmal 
mehr drei Arbeitskräfte aus. Dienststellen dieser Größenordnung arbeiten 
unwirtschaftlich; ein ordnungsgemäßer Dienstbetrieb ist mit dieser Per- 
sonalstärke nur mit Schwierigkeiten aufrechtzuerhalten. 
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Im Einvernehmen mit der Oberfinanz dir ektion Koblenz ist deshalb vorge- 
sehen, das Zollamt Andernach aufzuheben und für die vor Ort vorzuneh- 
menden Abfertigungen einen mobilen Abfertigungsdienst, der dem Zoll- 
amt Neuwied angegliedert werden soll, einzusetzen. Die Industrie- und 
Handelskammer Koblenz wurde eingehend über dieses Konzept infor- 
miert und hat bislang keine Bedenken geäußert. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 


54. Abgeordneter 

Ulrich 

Junghanns 

(CDU/CSU) 


Kann die Landeszentralbank Nordrhein-West- 
falen als Auftraggeber für den Neubau der 
Hauptstelle Frankfurt/Oder der LZB Berlin/Bran- 
denburg zugleich - wie in den Vergabeunter- 
lagen vermerkt ~ die Aufgaben einer Vergabe- 
prüfstelle gemäß den Bestimmungen der Nach- 
prüfungsverordnung vom 22. Februar 1994 wahr- 
nehmen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Johann Eekhoff 
vom 4. Juli 1994 


Die Landeszentralbank Nordrhein-Westfalen als Auftraggeberin für den 
Neubau der Hauptstelle Frankfurt/Oder der LZB Berlin/Brandenburg 
kann gemäß § 1 Abs. 1 der Nachprüfungsverordnung vom 22. Februar 
1994 die Aufgaben einer Vergabeprüfstelle wahrnehmen. Landeszentral- 
banken sind gemäß § 8 des Bundesbankgesetzes Organe der Deutschen 
Bundesbank. Als Organe unterliegen sie nicht der Rechtsaufsicht durch 
die Deutsche Bundesbank, sondern sind selbst wie eine oberste Bundes- 
behörde anzusehen. Bei obersten Bundesbehörden wird gemäß der eben 
zitierten Vorschrift die zuständige Vergabeprüfstelle durch den Leiter der 
Behörde bestimmt. Im Fall der Landeszentralbank Nordrhein-Westfalen 
sind die Aufgaben der Vergabeprüfstelle dem Justitiar! at der Bank über- 
tragen. Dies ist nicht zu beanstanden. 


55. Abgeordneter 

Ulrich 

Junghanns 

(CDU/CSU) 


Wenn die geübte Verfahrensweise rechtswidrig 
sein sollte, welche Wirkung hat das auf die Recht- 
mäßigkeit der Auftragsvergabe, und wie ist die 
Rechtmäßigkeit derselben herzustellen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Johann Eekhoff 
vom 4. Juli 1994 


Die gewählte Verfahrensweise ist rechtmäßig. 
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56. Abgeordneter 

Ulrich 

Junghanns 

(CDU/CSU) 


Bezugnehmend auf § 57 c des Haushaltsgrund- 
sätzegesetzes (HGrG) vom 26. November 1993 in 
Verbindung mit § 3 der Nachprüfungsverord- 
nung vom 22. Februar 1994 frage ich weiter, wer 
im oben genannten Verfahren die Aufgaben des 
Vergabeüberwachungsausschusses wahrnimmt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Johann Eekhoff 
vom 4. Juli 1994 

Für Vergaben des Bundes und seiner Behörden, zu denen auch die Bun- 
desbank und die Landeszentralbanken gehören, ist zuständiger Vergabe- 
überwachungsausschuß der beim Bundeskartellamt in Berlin eingerich- 
tete Vergabeüberwachungsausschuß des Bundes (§ 57 c Abs. 7 des Haus- 
haltsgrundsätzegesetzes) . 


57. Abgeordnete 

Ingrid 

Matthäus-Maier 

(SPD) 


Ist es zutreffend, daß die Bundesregierung beab- 
sichtigt, die Richtlinien für die Auslandsmessebe- 
teiligungen des Bundesministeriums für Wirt- 
schaft hinsichtlich des Ausstellens von Kriegs- 
waffen und von zivilen Gütern, auf deren militä- 
rische Verwendbarkeit verwiesen wird, abzu- 
schwächen oder anderweitig zu ändern, und 
welche Änderungen sind gegebenenfalls beab- 
sichtigt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
vom 6. Juli 1994 

Es ist nicht beabsichtigt, die Allgemeinen Teilnahmebedingungen für Fir- 
mengemeinschaftsausstellungen, die im Rahmen amtlicher Beteiligungen 
des Bundes an Messen und Ausstellungn im Ausland veranstaltet werden, 
hinsichtlich des Ausstellens von Rüstungs- und dual-use-Gütern abzu- 
schwächen oder anderweitig zu ändern. 

Um sich über die Erfahrungen unterrichten zu lassen, die mit der seit 
drei Jahren gültigen Fassung der Allgemeinen Teilnahmebedingungen 
gemacht worden sind, wird die Bundesregierung in Kürze mit Vertretern 
der Wirtschaft Zusammentreffen. 


58. Abgeordneter Weshalb wurde die Bundesregierung im Verfah- 

Otto ren wegen der Umsatzsteuer auf Geldspielgeräte 

Reschke vor dem Europäischen Gerichtshof nicht vom 

(SPD) Bundesministerium der Finanzen, sondern vom 

Bundesministerium für Wirtschaft vertreten, und 
wurde die Ablehnung der deutschen Rechtsauf- 
fassung im Urteil vom 5. Mai 1994 dadurch 
begünstigt, daß in der schriftlichen Erklärung 
vom 24. Mai 1993 die ausführliche Begründung 
des Bundesfinanzhofs nicht wiedergegeben 
wurde, wonach der Inhalt des Münzstapelrohres 
und die stehengelassenen Gewinne zum steuer- 
pflichtigen Entgelt gehören? 


28 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/8253 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Johann Eekhoff 
vom 1. Juli 1994 


Zum ersten Teil Ihrer Frage, warum die Bundesrepublik Deutschland 
durch das Bundesministerium für Wirtschaft vor dem Europäischen 
Gerichtshof vertreten wurde, ist zu sagen, daß dem Bundesministerium für 
Wirtschaft generell diese Vertretung obliegt. Dies gilt auch für den hier 
vorliegenden Fall eines Vorabentscheidungsersuchens des Finanzge- 
richts Hamburg. 

Soweit es die Verfahrens- und insbesondere die Schriftsatzabstimmung 
betrifft, geschieht dies in enger Zusammenarbeit und Abstimmung mit 
den jeweils betroffenen Ressorts. So wurden auch im vorliegenden Fall die 
schriftliche Stellungnahme der Bundesregierung und das Plädoyer in der 
mündlichen Verhandlung mit dem Bundesministerium der Finanzen 
ab ge stimmt. 

Auf den zweiten Teil Ihrer Frage ist zu antworten, daß die Bundesregie- 
rung in ihrer schriftlichen Stellungnahme und dem Plädoyer argumentiert 
hat, daß der Automatenauf steiler nach dem Spielvertrag dem Spieler die 
zeitweise Überlassung des Automaten, die Einräumung einer Gewinn- 
möglichkeit und ggf. die Gewinnauszahlung schulde. Für diese Leistung 
zahle der Spieler durch Einwurf einer Münze. Gegenleistung - und damit 
steuerliche Bemessungsgrundlage - sei somit dieser Spieleinsatz. Dem- 
gemäß wurde in der Argumentation zwischen „erhalten" und „behalten" 
des Spieleinsatzes differenziert. 

Diese Argumentation erfolgte in erster Linie im Hinblick auf die Recht- 
sprechung des Europäischen Gerichtshofs und die Schlußanträge der 
Generalanwälte in ähnlich gelagerten, vorangegangenen Fällen. Sie gibt 
gleichzeitig im Grundsatz die Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs 
wieder, daß die umsatzsteuerliche Bemessungsgrundlage einer sonstigen 
Leistung alles ist, was der Leistungsempfänger für diese Leistung aufwen- 
det. Auf einen expliziten Verweis war zu verzichten, da der Europäische 
Gerichtshof einerseits nicht an die Rechtsprechung nationaler Gerichte 
gebunden ist und andererseits der Europäische Gerichtshof zur Aus- 
legung von Bestimmungen der 6. EG-Richtlinie berufen war und der 
Bundesfinanzhof über Vorschriften des nationalen Umsatzsteuerrechts zu 
befinden hatte, so daß die Argumentation des Bundesfinanzhofs nicht 
unmittelbar übernommen werden konnte. 

Der Generalanwalt setzte sich in seinen Schlußanträgen vom 3. März 1994 
mit den Argumenten der Bundesregierung auseinander. Er kommt zu dem 
Ergebnis, daß bei Geldspielautomaten mit Gewinnmöglichkeit der als 
Gewinn an die erfolgreichen Spieler ausgezahlte Teil der Spieleinsätze 
nicht zur Besteuerungsgrundlage gehört. 

Wie in den meisten Fällen folgte der Europäische Gerichtshof auch in die- 
sem Vorabentscheidungsverfahren im Ergebnis den Schlußanträgen des 


G eneralan waltes . 


59. Abgeordneter 

Ernst 

Schwanhold 

(SPD) 

Trifft es zu, daß die Veröffentlichung des Gemein- 
schaftsgutachtens der sechs Wirtschaftsinstitute, 
das in der ersten bzw. zweiten Oktoberwoche zu 
erwarten gewesen wäre, nun nach dem 16. Okto- 
ber veröffentlicht wird? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Johann Eekhoff 
vom 4. Juli 1994 

Die Gemeinschaftsdiagnose im Herbst 1994 wird am 25. Oktober 1994 in 
einer Pressekonferenz von den beteiligten wirtschaftswissenschaftlichen 
Forschungsinstituten veröffentlicht. Das Datum ist von den Instituten fest- 
gelegt worden. Es handelt sich dabei auch um das „klassische" Datum der 
Herbstprognose, die in den vergangenen Jahren immer in der zweiten 
Oktoberhälfte abgeschlossen und veröffentlicht worden ist. 

Es trifft nicht zu, daß die Veröffentlichung verschoben worden ist. Im übri- 
gen lag der Termin für die diesjährige Herbstdiagnose der wirtschafts- 
wissenschaftlichen Forschungsinstitute schon fest, bevor der Termin der 
Bundestagswahl feststand. 


60. Abgeordneter 

Ernst 

Schwanhold 

(SPD) 


Wer hat diese Verschiebung des Gemeinschafts- 
gutachtens veranlaßt, und welche Motivation lag 
dieser Verschiebung zugrunde? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Johann Eekhoff 
vom 4. Juli 1994 

Wie dargelegt, ist keine Terminverschiebung vorgenommen worden. 


61. Abgeordneter 

Dr. Klaus-Dieter 
Uelhoff 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die Pipelinesysteme und Tanklager der 
Fernleitungsbetriebsgesellschaft in der West- 
pfalz im Rahmen der Konversion in den zivilen 
Transport von Mineralölprodukten einzubinden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Johann Eekhoff 
vom 4. Juli 1994 


Das zentral-europäische System der NATO-Pipeline (Central European 
Pipeline System/CEPS) wird neben den Transporten für militärische 
Zwecke auch für den zivilen Transport von Mineralölprodukten mitge- 
nutzt. In der Bundesrepublik Deutschland ist die zivile Mitbenutzung der 
Pipelines und der an geschlossenen Tanklager in den letzten Jahren deut- 
lich gestiegen. Sie steht auch für eine grenzüberschreitende Mitnutzung 
zur Verfügung. Gleiches gilt grundsätzlich auch für das nordeuropäische 
NATO-Pipelinesystem (NEPS). 

Das Interesse der Mineralölwirtschaft, das NATO-Pipelinesystem für den 
zivilen Transport von Mineralölprodukten neben den anderen Verkehrs- 
trägern (Bahn, Schiff, Straße, zivile Pipelines) zu nutzen, ist nach wie vor 
vorhanden; die ost-westliche Ausrichtung der NATO -Pipelines schränkt 
allerdings die zivile Nutzung sowohl räumlich als auch technisch ein, da 
die zivilen Produktströme überwiegend in Nord-Süd-Richtung verlaufen. 

Die freien Transportkapazitäten des CEPS haben sich durch die politi- 
schen Veränderungen in Europa erhöht, so daß die zivile Mitbenutzung 
noch gesteigert werden könnte. Erträge aus erhöhter ziviler Mitbenutzung 
können die Kosten des Systems senken. Es ist sicherzustellen, daß durch 
die Mitbenutzung der Pipeline keine Wettbewerbsverzerrungen im Ver- 
kehrsbereich (z. B. für die Binnenschiffahrt) entstehen. Im übrigen sollen 
bestimmte Strecken, die militärisch nicht mehr benötigt werden (z. B. Still- 
legung eines NATO-Flugplatzes), still gelegt werden. 
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Die in Rheinland- Pfalz gelegenen CEPS-Anteile sind ebenfalls davon 
betroffen. Besonders stark wirkt sich die Aufgabe von fünf Militärflugplät- 
zen (Zweibrücken, Pferdsfeld, Bitburg, Hahn und Sembach) aus; hinzu 
kommen erhebliche Reduzierungen der US-Army und des deutschen 
Heeres. Daher ist vorgesehen, zwei der insgesamt sechs Tanklager 
(Bedesbach, Hinte rweidentahl) in dieser Region zu reaktivieren. 

Nach Abgabe der Liegenschaften aus dem NATO-Bestand und Prüfung 
des Bedarfs der Bundeswehr werden sie in das allgemeine Grundver- 
mögen des Bundes übergeben werden. Unter Berücksichtigung der vor- 
gegebenen Fristen wird eine Abgabe an die Länder nicht vor Ende 1995 
realisiert werden können. 


Seitens der Bundesregierung wird eine zivile Nutzung der militärisch 
nicht mehr benötigten Anlagen befürwortet. Innerhalb der Bundesressorts 
wird gegenwärtig diskutiert, ob und wie diese Pipelinestrecken und Tank- 
lager in eine zivile Nutzung überführt werden können. 

Die Umsetzung im Rahmen von Konversionsprogrammen ist dann allein 
Sache der Bundesländer. Die Bundesregierung ist den Ländervorstellun- 
gen durch den Kompromiß zum Steueränderungsgesetz 1992 entgegen- 
gekommen. Ausweislich des Protokolls der Bundesratssitzung am 14. Fe- 
bruar 1992 wurde der Anteil der Bundesländer an der Mehrwertsteuer 
ausdrücklich im Zusammenhang mit der Konversion von 35 auf 37 Prozent 
erhöht. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


62. Abgeordnete 

Dr. Marliese 
Dobberthien 

(SPD) 


Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie- 
rung zu dem Anwendungsbereich des Pflanzen- 
giftes Bromoxynil und den Auswirkungen auf die 
Umwelt und die menschliche Gesundheit, insbe- 
sondere zu der Frage, inwieweit Bromoxynil gif- 
tig für die embryonale Entwicklung von Säuge- 
tieren und Menschen ist, vor? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolf gang Gröbl 
vom 30. Juni 1994 


In der Bundesrepublik Deutschland sind bromoxynilhaltige Pflanzen- 
schutzmittel als Solo-Präparate, aber auch in Verbindung mit anderen 
Wirkstoffen, sogenannten Kombinationspräparaten, zugelassen. Eine 
Zusammenstellung der zugelassenen Mittel und der bei der Zulassung 
vorgesehenen Anwendungsbereiche einschheßlich des Verbleibes im 
Naturhaushalt, der Auswirkungen auf den Naturhaushalt sowie der 
Humantoxikologie wird nachfolgend wiedergegeben: 
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L Bei der Zulassung vorgesehene Anwendungsgebiete 

1. Bromoxynil 

ZA 03494 Buctril 

gegen zweikeimblättrige Unkräuter in Mais und Som- 
mergetreide, ausgenommen Hartweizen 

ZA 20855 Certrol B 

gegen zweikeimblättrige Unkräuter in Mais und Som- 
mergetreide, ausgenommen Hartweizen, sowie gegen 
Kamille- Arten in Winter getreide, ausgenommen Triti- 
cale 

ZA 03993 Bromotril 235 EG 

gegen zweikeimblättrige Unkräuter in Mais 

2. Bromoxynil + Bentazon 
ZA 04094 Extoll 

gegen zweikeimblättrige Unkräuter in Mais 

3. Bromoxynil + Fluroxypyr + loxynil 
ZA 23720 Tristar 

gegen zweikeimblättrige Unkräuter in Winter- und Som- 
mergetreide, ausgenommen Triticale und Hartweizen 

4. Bromoxynil + Pendimethalin 

ZA 04042 Pendimox 

gegen samenbürtige Unkräuter in Mais 

5. Bromoxynil + Pyridat 
ZA 03802 Duogranol 

gegen zweikeimblättrige Unkräuter in Mais 

6. Bromoxynil + Terbuthylazin 
ZA 04096 Gardobuc 

gegen einjähriges Rispengras und zweikeimblättrige 
Unkräuter in Mais 


11. Verbleib im Naturhaushalt 

Der Wirkstoff Bromoxynil kommt in verschiedenen Varianten (Octa- 
noat, Heptanoat) zur Anwendung. 

Boden: 

Die Wirkstoffvarianten sind im Boden sehr unbeständig und werden in 
2-3 Tagen weitgehend zersetzt. Der Wirkstoff selbst wird sehr rasch 
im Boden abgebaut; durchschnittlich erfolgt der 50%ige Abbau inner- 
halb von 10 Tagen und der 90%ige Abbau innerhalb von 36 Tagen. 
Als relevante Umwandlungsprodukte entstehen nach Stunden bzw. 
einem Tag das Benzamid und die Benzoesäure, welche weiter abge- 
baut werden. Es erfolgt abschließend die Bildung von immobilen, 
nicht extrahierbaren Rückständen und Kohlendioxid. 

Aufgrund der nur mäßig ausgeprägten Versickerungsneigung und 
der relativ geringen Stabilität des Wirkstoffs und seiner Metaboliten 
im Boden ist mit einem Eindringen in das Grundwasser nicht zu rech- 
nen. 
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Wasser: 

Während der Wirkstoff unter abiotischen Bedingungen (Sterilität 
und Lichtausschluß) hydrolysestabil ist, sind die Wirkstoffvarianten 
als hydrolyseinstabil anzusehen. In biologischen Systemen (Wasser/ 
Sediment- Systeme) werden Wirkstoff und Varianten rasch und mit 
einer relativ hohen Mineralisierungsrate (Abbau zu Kohlendioxid zu 
30 - 60% in 90 Tagen) abgebaut. 

Luft; 

Die Verflüchtigungsraten aus dem Boden und von Pflanzen sind für 
den Wirkstoff und für die Varianten unbedeutend. 

III. Auswirkungen auf den Naturhaushalt 

Nutzarthropoden und Honigbienen: 

Exponierte Gruppen: 

Aufgrund der durch die Zulassung festgelegten Anwendungsbedin- 
gungen sind bei der Anwendung von Herbiziden mit dem Wirkstoff 
Bromoxynil insbesondere die zu den epigäischen Raubarthropoden 
zählenden Laufkäfer (Coleoptera; Carabidae) und Kurzflügelkäfer 
(Coleoptera: Staphylinidae) und mit geringer Wahrscheinlichkeit 
auch Wild- und Honigbienen (Hymenoptera: Apidae) exponiert. 

Auswirkungen von Herbiziden mit dem Wirkstoff Bromoxynil: 

Die zur Zeit bewerteten Pflanzenschutzmittel mit derü Wirkstoff Brom- 
oxynil wurden aufgrund von Untersuchungsergebnissen aus ver- 
schiedenen Laborprüfungen als nichtschädigend für den Laufkäfer 
Poecilus cupreus und in zwei von fünf Untersuchungen als nichtschä- 
digend für den Kurzflügelkäfer Aleochara bilineata eingestuft. Drei 
- von fünf untersuchten Herbiziden - wurden als schwachschädigend 
für den Kurzflügelkäfer Aleochara bilineata eingestuft (maximale 
Reduktion der Parasitierungsleistung 56%). Bei diesen handelt es sich 
um Pflanzenschutzmittel, in denen neben Bromoxynil jeweils ein wei- 
terer Wirkstoff enthalten ist - die Ursache der im Labor festgestellten 
Auswirkungen ist nicht zweifelsfrei auf Bromoxynil zurückzuführen. 

Die zur Zeit bewerteten Pflanzenschutzmittel mit dem Wirkstoff Brom- 
oxynil sind ohne Ausnahme als nichtbienengefährlich eingestuft. Die 
in Laboruntersuchungen unter extremen Expositionsbedingungen 
beobachtete Mortalität der Versuchsbienen Apis mellifera lag bei 
< 20 %. 

Zusammenfassung: Die vorliegenden Untersuchungsergebnisse aus 
dem Labor belegen eine geringe Toxizität des Wirkstoffs Bromoxynil 
für epigäische Raub arthrop öden und Honigbienen. 

Vögel und Säugetiere: 

Der Wirkstoff Bromoxynil ist mäßig giftig für Vögel und Säugetiere. 
Unter Berücksichtigung der Rückstände, die direkt nach der Anwen- 
dung bromoxynilhaltiger Mittel in pflanzlichem Material gemessen 
wurden, ergibt sich, daß für Vögel und Wild keine Gefährdung be- 
steht, auch wenn die Tiere eine frisch behandelte Fläche durchstreifen 
und dort von den Kulturpflanzen oder Wildkräutern fressen. Hinweise 
aus der Praxis über etwaige Schädigungen liegen nicht vor. 

Regenwürmer als Vertreter der Primärzersetzer innerhalb der Boden- 
fauna: 

Im Prüfbereich „ Regen würmer" werden bisher nur Mittel geprüft. Die 
Toxizitäts angab en beziehen sich deshalb auf die bromoxynilhaltigen 
Mittel, nicht aber auf den Wirkstoff. 
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1. Mittel (Bromotril 235 E, Certrol B), die nur den Wirkstoff Bromoxynil 
in 24%iger Konzentration enthalten; Laborprüfungen zur akuten 
Toxizität (nach OECD -Richtlinie Nr. 207) ergaben LC (Lethal con- 
centration) 50-Werte (14 Tage) von 422 bzw. 522 mg/kg und No 
Observed Effect Concentration (NOECs) (14 Tage) von 250 bzw. 
< 336 mg/kg. 

Danach ist für Regenwurmpopulationen mit einer schwachen bis 
mittleren Toxizität zu rechnen. 

2. Mittel (Duogranol, Extoll, Garobuc, Pendimox, Tristar), die neben 
dem Wirkstoff Bromoxynil weitere herbizide Wirkstoffe enthalten: 

Laborprüfungen zur akuten Toxizität (nach OECD -Richtlinie Nr. 
207 ergaben folgende LC50- Werte und NOECs: 


Mittel 

Wirkstoffe 

LC50-Werte 

(mg/kg) 

(14 Tage) 

NOECs 
(mg/kg) 
(14 Tage) 

Duogranol 

Bromoxynil 

10% 

>1 000 

250 


Pyridat 

30% 



Extoll 

Bromoxynil 

10% 

647 

<400 


Bentazon 

25% 



Gardobuc 

Bromoxynil 

15% 

600-700 

<600 


Terbuthylazin 

33% 



Pendimox 

Bromoxynil 

7,5% 

341 

250 


Pendimethalin 

30% 



Tristar 

Bromoxynil 

10% 

354 

250 


loxynil 

10% 




Fluroxypyr 

10% 




Die LC50-Werte wie auch die NOECs liegen bei diesen, auch 
weitere Wirkstoffe enthaltenden Mitteln sehr ähnlich den nur 
Bromoxynil enthaltenden Mitteln. Somit ergeben sich auch für 
diese Mittel schwache bis mittlere Toxizitäten für Regenwurm- 
populationen. 

Exposition: 

Nach entsprechenden Modellannahmen ergeben sich für die 
bromoxynilhaltigen Mittel geschätzte Mittelmengen im Boden 
(PIEC) von maximal 2-12 mg/kg. 

Gefährdungsabschätzung; 

Die Quotienten LC50/PIEC ergeben Werte, nach denen mittlere 
akute Gefährdungen von Regenwurmpopulationen gegeben sind. 
Deshalb sind schon einige dieser Mittel als „schwachschädigend 
für Regenwurmpopulationen" eingestuft worden. Andere werden 
folgen. 

Gewässerorganismen: 

Der Wirkstoff Bromoxynil kommt z. Z. nur als Octansäureester zur 
Anwendung. Dieser wird in Abhängigkeit vom pH-Wert in Gewäs- 
sern schnell zum Phenol metabolisiert, so daß diese Wirkstoff- 
Variante hier ebenfalls zu berücksichtigen ist. 
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Die Bromoxynil enthaltenden zugelassenen Pflanzenschutzmittel sind 
als giftig für Algen, Fischnährtiere sowie Fische gekennzeichnet. 
Während die Toxizität beider Varianten gegenüber Algen ähnlich ist, 
reagieren Daphnien und Fische auf die Variante Octan- 
säureester erheblich empfindlicher als auf das Phenol. 

Um Schädigungen von Lebewesen in einem neben der Applikations- 
fläche befindlichen Gewässer zu verhindern, ist ein Sicherheitsab- 
stand von 10 m bei der Anwendung des Pflanzenschutzmittels einzu- 
halten. 

Bodenmikroflora: 

Die Untersuchungen über Auswirkungen auf Aktivitäten der Boden- 
mikroflora erfolgten mit dem Pflanzenschutzmittel „Certrol B", das 
von den z. Z. mit diesem Wirkstoff zugelassenen Pflanzen- 
schutzmitteln den höchsten Wirkstoffgehalt von 235 g/1 enthält. 

Geprüft wurden die Dehydrogenaseaktivitäten und die Nitrifikation 
mit dem Aufwand 2 1/ha und 10 1/ha in zwei verschiedenen Böden 
(lehmiger Sand, toniger Lehm). Negative Effekte waren 
während der Versuchsdauer von 28 Tagen nicht festzustellen. 

IV. Humantoxikologie 

Bromoxynil ist ein herbizider Wirkstoff aus der Gruppe der Hydroxy- 
benzonitrile. 

Seine akute orale Toxizität ist mit 190 mg/kg Körpergewicht (KGW) 
bei der Ratte relativ hoch (Einstufung T), die dermale Toxizität mit 
> 2 000 mg/kg KGW gering. 

Bei zufälliger oraler Aufnahme durch den Menschen wurden 
Schweißausbruch, Durst, Hyperthermie, Gewichtsverlust und Nieren- 
versagen beobachtet. 

Bromoxynil kommt in der Bundesrepublik Deutschland in 8 zugelas- 
senen Pflanzenschutzmitteln zum Einsatz. Über Gesundheitsschäden 
bei vorschriftsgemäßer und sachgerechter Anwendung wurde bisher 
nichts bekannt. Das betrifft insbesondere auch reproduktionstoxikolo- 
gische Effekte. Diese traten im Tierversuch mit der Ratte bei oraler 
Verabreichung in Form von Mißbildungen an Gehirn, Augen und 
Rippen auf. Mißbildungen erzeugende (teratogene) Effekte dieser Art 
waren aber nur bei Verabreichung solcher Wirkstoffmengen zu beob- 
achten, die für die Muttertiere selbst toxisch waren. Daraus ist abzulei- 
ten, daß für den Menschen eine mögliche Gefahr ebenfalls nur bei 
Aufnahme hoher bis toxischer Dosen besteht. Das ist unter normalen 
Bedingungen ausgeschlossen. 

Der Wirkstoff wurde in der EG aufgrund seiner teratogenen Eigen- 
schaften in die Kategorie 3 (Stoffe, die wegen möglicher fruchtschädi- 
gender [entwicklungsschädigender] Wirkung beim Menschen zur 
Besorgnis Anlaß geben) eingestuft und erhielt den R-Satz (Gefahren- 
hinweis); Possible risk of harm to the unborn child (kann den Fötus im 
Mutterleib möglicherweise schädigen). Diese Einstufung bezieht sich 
aber nur auf den Wirkstoff und nicht auf die Mittel, die bereits Verdün- 
nungen des Wirkstoffs darstellen und bei der Anwendung weiter ver- 
dünnt werden. 

Auf der Grundlage des niedrigsten Wertes von 0,3 mg Bromoxynil pro 
kg KGW und Tag im chronischen oralen Fütterungsversuch bei der 
empfindlichsten Tierart (Hund), der zu keinen Effekten führte, und 
unter Einsatz eines Sicherheitsfaktors von 100 errechnet sich eine 
lebenslang duldbare, tägliche Aufnahme von 0,003 mg/kg KGW. 
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63. Abgeordnete 

Dr. Marliese 
Dobberthien 

(SPD) 


64. Abgeordnete 

Dr. Marliese 
Dobberthien 

(SPD) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Franz- Jo sei Feiter 
vom 4. Juli 1994 

Auf dem Gebiet der Chipskennzeichnung von Tieren wird seit einigen 
Jahren wissenschaftlich gearbeitet. Um diese Kennzeichnung einführen 
zu können, sind mehrere Voraussetzungen notwendig. 

Die wichtigste Voraussetzung dafür, daß die Tiere jederzeit und an jedem 
Ort identifiziert werden können und daß weltweit keine Doppelungen 
möglich sind, ist durch den Standard ISO 11784 gegeben. 

Gegenwärtig prüfen die Länder, entsprechend ihrer Zuständigkeit, die 
Einrichtung einer zentralen Stelle zur Nummern vergäbe. Diese Stelle soll 
künftig die Nummernvergabe für alle landwirtschaftlichen Tiere, soweit 
es sich um eine individuelle Einzeltierkennzeichnung handelt, überneh- 
men. 

Der Chip muß so eingesetzt werden, daß er nicht „wandern" kann. An die- 
sem Ziel und an der Festlegung, an welcher Stelle und mit welchen Metho- 
den der Chip bei den einzelnen Tierarten implantiert werden muß, wird 
derzeit z. T. noch wissenschaftlich gearbeitet. 

Ebenso ist noch nicht vollständig geklärt, welche Methoden der Praxis für 
die Entfernung der Chips auf dem Schlachthof zur Verfügung stehen wer- 
den. 

Anläßlich der Tierschutzreferentensitzung am 3./4. Mai 1994 wurde die 
Frage der tierschutzgerechten Kennzeichnung von Pferden ausführlich 
erörtert. 

Vorbehaltlich der Entscheidung der nach Landesrecht zuständigen Behör- 
den und letztlich der Gerichte wurde den pferdehaltenden Verbänden 
empfohlen, folgende Schlußfolgerungen zu ziehen; 

- Unter der Voraussetzung, daß die bisher noch offenen Probleme befrie- 
digend gelöst sind, sollte auch die Kennzeichnung von Pferden bald- 
möglichst durch Mikrochips erfolgen. 

- Da fast alle Sachverständigen davon ausgehen, daß der Halsbrand im 
Vergleich zum Schenkelbrand wesentlich schmerzhafter ist, sollte 
dafür Sorge getragen werden, daß zum frühestmöglichen Zeitpunkt, 
spätestens mit Beginn der nächsten Brennperiode, auf den Halsbrand 
verzichtet wird. 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Praxis, zur 
Identifikation von Pferden einen Chip in den Hals 
der Pferde zu implantieren, gegenüber der gängi- 
gen Praxis des Brennens als Identifikation und 
rassetypischen Markenkennzeichen hinsichtlich 
der Vereinbarkeit mit dem Tierschutzgesetz, und 
welche Probleme sieht die Bundesregierung in 
der Handhabbarkeit der Chips zum einen für die 
Beauftragten der Zuchtverbände und zum ande- 
ren für eine Verwertung evtl. Tierkörper auf dem 
Schlachthof? 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
eine örtliche Betäubung die Schmerzempfindung 
aufgrund des Brennens vermeiden helfen kann, 
um den Erfordernissen des Tierschutzes besser 
gerecht zu werden? 
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- Sofern der Verbandsbrand auf absehbare Zeit als unverzichtbar ange- 
sehen wird, sollte in enger Abstimmung mit erfahrenen Tierärzten ge- 
prüft werden, ob die Schmerzbelastung der Pferde durch Lokalanästhe- 
sie verringert werden kann. 

- Bei allen Kennzeichnungsverfahren muß dafür Sorge getragen werden, 
daß diese Arbeiten mit der gebotenen Sorgfalt und nur von Sachkundi- 
gen durchgeführt werden. 

Zur Schmerzausschaltung beim Brennen gibt es unterschiedliche Auffas- 
sungen und bisher auch zu wenig Erfahrung, ob ggf. mit Lokalanästhesie 
in größerer Zahl Wunden und Entzündungen auftreten. Da bisher beim 
Schenkelbrand wenig Probleme nach dem Brennen auftraten, ist es unter 
Umständen günstiger, nicht vor, sondern unmittelbar nach dem Brennen 
schmerzmindernde Maßnahmen zu treffen. Hierfür sind entsprechende 
Untersuchungen erforderlich. 


65. Abgeordnete 

Dr. Marliese 
Dobberthien 

(SPD) 


Wie ist der Sachstand der nationalen Umsetzung 
der EU-Richtlinie 92/65 bezüglich der „Quaran- 
täne-Bestimmungen" für Besamungshengste, für 
die laut Richtlinie ein Einsatz im Sport und da- 
mit eine praxisorientierte Zuchtwertleistungsprü- 
fung unmöglich wird, und welche konkreten 
Änderungsmöglichkeiten verfolgt die Bundes- 
regierung auf nationaler und auf EG -Ebene? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Franz-Josef Fetter 
vom 4. Juli 1994 

Die Richtlinie 92/65/EWG*) ist vollständig durch die Zweite Verordnung 
zur Änderung der Binnenmarkt-Tierseuchenschutzverordnung sowie der 
Futtermittel-Einfuhrverordnung vom 23. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2463) 
in deutsches Recht umgesetzt worden. Die Dienststellen der EG-Kommis- 
sion bereiten derzeit Durchführungsentscheidungen zu dieser Richtlinie 
vor, mit denen insbesondere nähere Einzelheiten für das innergemein- 
schaftliche Verbringen und die Einfuhr von Pferdesamen festgelegt wer- 
den sollen. Die Bundesregierung setzt sich bei den Beratungen dieser Ent- 
würfe insbesondere dafür ein, daß bei den „Quarantäne-Bestimmungen" 
für Zuchthengste auf Besamungsstationen sowohl dem Schutz der Tier- 
gesundheit als auch den tierzüchterischen Anliegen Rechnung getragen 
wird. Zur Formulierung der deutschen Position bei den laufenden Ver- 
handlungen wurden intensive Gespäche mit Vertretern der Deutschen 
Reiterlichen Vereinigung (FN) geführt. 


66. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Fuchtel 

(CDU/CSU) 


Was unternimmt die Bundesregierung, um den 
Einsatz von Bio-Diesel auf RME (Rapsmethyl- 
ester) -Basis auf breiter Ebene zu unterstützen, 
und ist sie bereit, eine nachhaltige Initiative zu 
ergreifen, um die deutschen Autohersteller anzu- 
halten, alle Neufahrzeuge für den Biodiesel auf 
RME (Rapsmethylester) -Basis tauglich zu ma- 
chen? 


*) Richtlinie 92/65/EWG des Rates vom 13. Juli 1992 über die tierseuchenrecht- 
lichen Bedingungen für den Handel mit Tieren, Samen, Eizellen und Embryonen 
in der Gemeinschaft sowie für ihre Einfuhr in die Gemeinschaft, soweit sie dies- 
bezüglich nicht den spezifischen Gemeinschaftsregelungen nach Anhang A 
Abschnitt I der Richtlinie 90/425/EWG unterliegen (ABI. EG Nr, L 268 S. 54). 


37 



Drucksache 12/8253 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Franz-Josef Fetter 
vom 4, Juli 1994 

Die Verwendung von Biodiesel (Rapsmethylester) auf breiter Basis hängt 
neben der technischen Eignung vor allem davon ab, ob Biodiesel, ver- 
glichen mit mineralischem Dieselkraftstoff, zu wettbewerbsfähigen Prei- 
sen angeboten wird. 

Insbesondere die auch auf Drängen der Bundesregierung in der EG-Ver- 
ordung 334/93 verankerte Möglichkeit, nachwachsende Rohstoffe auf 
stillgelegten Flächen bei Gewährung der Stillegungsprämie anzubauen 
sowie die in Deutschland geltende vollständige und mengenmäßig unbe- 
grenzte Mineralölsteuerbefreiung auf reine Biokraftstoffe haben Biodiesel 
in Deutschland in die Nähe der Wettbewerbsfähigkeit gebracht. 

Die Bundesregierung hat zudem durch eine Änderung der Mineralöl- 
steuer-Durchführungsverordnung auch die Anteile an Biokraftstoffen bei 
der Zumischung in Fahrzeugtanks von der Mineralölsteuer befreit. Sie ist 
damit bis an die Grenzen des EG-rechtlich Zulässigen gegangen. Gegen- 
wärtig berät die Europäische Union einen Richtlinienvorschlag, der vor- 
sieht, die Mineralölsteuer für Biotreib Stoffe - auch in Gemischen - auf 
höchstens 10% des üblichen Steuersatzes abzusenken. Angesichts der 
Zurückhaltung bzw. des Widerstandes aller anderen Mitgliedstaaten hat 
die Bundesregierung versucht, die Richtlinie mit dem Kompromißvor- 
schlag einer fakultativen Ausgestaltung für Treibstoffgemische zu einer 
baldigen Konsensfähigkeit zu führen. Die Bundesregierung wird bereits 
zu Beginn der deutschen Ratspräsidentschaft einen erneuten Einigungs- 
versuch unternehmen. 

Die Bundesregierung ist ferner der Auffassung, daß die in dem Richt- 
linienvorschlag zur Einführung einer EU-weiten C02-/Energiesteuer vor- 
gesehene vollständige Befreiung der emeuerbaren Energien sachgerecht 
ist und die Wettbewerbsfähigkeit der Biotreib Stoffe weiter verbessern 
würde. 

Durch Förderung von Forschungsvorhaben hat die Bundesregierung maß- 
geblich dazu beigetragen, die Einsatztauglichkeit für Treibstoffe auf 
pflanzlicher Basis nachzuweisen und eine Vor-Norm zu erarbeiten. Die 
Vor-Norm ist eine wichtige Voraussetzung dafür, daß die Kraftfahrzeug- 
hersteller die Verwendung von RME als Kraftstoff in der Garantiegewäh- 
rung berücksichtigen. Die Bundesregierung begrüßt Maßnahmen der 
Autoindustrie, Neufahrzeugen die Bio-Diesel-Freigabe zu erteilen. Ein 
großer deutscher Autohersteller hat bereits für ein Fabrikat die Freigabe 
erteilt. Es wird erwartet, daß weitere Kraftfahrzeughersteller folgen. Die 
Entscheidung, die Garantiegewährung auf Kraftfahrzeuge auch für die 
Verwendung von RME zu erweitern, wird allein von den einzelnen Her- 
stellern der Autoindustrie im Rahmen ihrer unternehmerischen Verant- 
wortung getroffen und unterliegt nicht dem Einfluß der Bundesregierung. 


67. Abgeordneter 

Dr. Rudolf Karl 

Krause 

(Bonese) 

(fraktionslos) 


Wer ist nach Ansicht der Bundesregierung zu- 
ständig für die Forderungen privater Notschläch- 
ter, die nach der Maueröffnung von Veterinär- 
und anderen Behörden 1989/90 angewiesen wur- 
den, den LPGen weiter die Notschlachttiere ab- 
zunehmen und nach den amtlich festgesetzten 
Preisen zu vergüten, aber durch den weitgehen- 
den Zusammenbruch des Freibank-Marktes 
Hunderttausende Mark Verluste auf staatliche 
Anweisung machen mußten, deren Ausgleich 
ihnen von den damaligen Veterinär- und Kreis- 
verwaltungen fest zugesagt wurde? 
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68. Abgeordneter 

Dr. Rudolf Karl 

Krause 

(Bonese) 

(fraktionslos) 


Wer ist nach Ansicht der Bundesregierung zu- 
ständig für die Erfüllung von DDR-Zusagen von 
1990, privaten Notschlächtern die im Gegensatz 
zu staatlichen Betrieben vorenthaltenen Verlust- 
stützungen für 1985 bis 1989 nachzuzahlen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Franz-Josef Fetter 
vom 4. Juli 1994 

Nach dem der Bundesregierung bekannten Sachstand lag der Vergütung 
der Leistungen und der Erlös aus dem Fleisch verkauf der Notschlacht- 
betriebe in der ehemaligen DDR bis 30. Juni 1990 die bis dahin geltende 
Preisanordnung zugrunde. Ab 1. Juli 1990 erfolgte eine Abrechnung nach 
freien Preisen. Über Zusagen von Verluststützungen ist nichts bekannt. 

Die Bundesregierung folgt in dieser Hinsicht dem Rechtsgrundsatz, 
wonach bei Untergang eines Staates dessen Aktiva und Passiva nicht 
zwangsläufig auf einen neuen Rechtsträger übergehen. Danach können 
Ansprüche gegen frühere Räte der Kreise der ehemahgen DDR weder 
gegen die Bundesrepublik Deutschland noch gegen die neuen Bundes- 
länder noch deren Landkreise und kreisfreien Städte geltend gemacht 
werden. 

Mit dem Einigungsvertrag sind lediglich die legislativen Grundlagen für 
eine partielle, gegenständlich begrenzte Rechtsnachfolge in speziellen 
Sachbereichen geschaffen worden. Da sich auch keine Haftung aus dem 
Gedanken einer Funktionsnachfolge herleiten läßt, sieht die Bundesregie- 
rung keine Möglichkeit zur Erfüllung von Zusagen ehemaliger DDR- 
Behörden. 


69. Abgeordneter 

Horst 

Kubatschka 

(SPD) 


Wird durch den Streit zwischen Bund und dem 
Land Bayern über die Finanzierung der Bera- 
tungsstellen der Verbraucherberatung für Ernäh- 
rungsfragen die Weiterarbeit der bayerischen 
Beratungsstellen gefährdet, und wie hoch ist der 
Länderanteil an der Finanzierung der Beratungs- 
tätigkeit in den anderen Bundesländern? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Franz-Josef Feiter 
vom 5. Juli 1994 

Die Frage der anteiligen Finanzierung der durch die Verbraucherzentra- 
len (VZ) ausgeübten Ernährungsberatung ist kein Streitfall zwischen dem 
Land Bayern und dem Bund, sondern ein grundsätzlich in allen Bundes- 
ländern zu lösendes Problem. Es wurde aufgeworfen durch eine Prüfungs- 
mitteilung des Bundesrechnungshofes (BRH) aus dem Jahre 1989, bei der 
zu Recht festgestellt wurde, daß die VZ mit dieser Beratung Aufgaben 
wahrnehmen, die sowohl in der Zuständigkeit des Bundes als auch der 
Länder liegen. Dies veranlaßt den BRH zu der Forderung, die Länder 
mögen sich an den (bis dahin fast ausschließlich aus Projektmitteln des 
Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten - BML - 
getragenen) Kosten der Ernährungsberatung bei den VZ künftig auch 
angemessen beteiligen. 

Obwohl das BML seither die Länder wiederholt auf gef ordert hatte, der 
Forderung des BRH zu entsprechen, sind die inzwischen erzielten Zu- 
wächse an Finanzierunganteilen der Länder in vielen Ländern noch nicht 
als angemessen im Sinne des BRH einzustufen. Der Haushaltsausschuß 
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des Deutschen Bundestages hat deshalb dem BML in einer Entscheidung 
vom 20. Oktober 1993 auf erlegt, seine Projektförderung ab 1995 auf höch- 
stens den Betrag zu begrenzen, den das betreffende Land für den gleichen 
Zweck der jeweiligen Verbraucherzentrale gewährt. 

Aus der Anlage *) sind die den Verbraucherzentralen für die Ernährungs- 
beratung im Haushaltsjahr 1994 bereitgestellten Projektmittel des BML 
und des jeweiligen Landes (letztere auch in Prozent des Bundesanteils) 
ersichtlich. (In den neuen Bundesländern stellt sich diese Finanzierungs- 
frage noch nicht, da wegen des erheblichen Nachholbedarfs an Ernäh- 
rungsberatung das BML hier ein gesondertes Bundesprojekt unterhält.) 

Sie können an der beigefügten Übersicht ermessen, daß in jenen Bundes- 
ländern, deren Anteile sich nach der bisherigen Planung für 1995 noch 
weit unter denen des BML bewegen, für die betroffenen VZ erhebliche 
Finanzierungslücken im Haushaltsjahr 1995 entstehen werden. 

Im Falle des Freistaates Bayern wird aus Spalte 5 der Aufstellung deutlich, 
daß auch 1995 der Landesanteil mit 131 000 DM lediglich zu einem Drittel 
der vom BML der VZ Bayern bisher gewährten Förderung entsprechen 
wird. Das BML wäre demnach gehalten, seine Projektmittel auf ebendie- 
sen Betrag zu begrenzen, so daß der VZ - statt heute gut 570 000 DM - im 
Haushaltsjahr 1995 nur noch rd. 260000 DM für die Ernährungsberatung 
zur Verfügung stünden. Die schwerwiegenden Konsequenzen für eine 
vernünftige Weiterführung dieser Arbeit lassen sich an der Tatsache ver- 
anschaulichen, daß ca. 80% der Kosten schon allein für Personal und 
Betrieb der Beratungsstellen zu veranschlagen sind. 


70. Abgeordneter 

Horst 

Sielaff 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß den 
Verbraucherzentralen in der Bundesrepublik 
Deutschland nach dem Beschluß des Haushalts- 
ausschusses vom Oktober 1993 und weiteren 
Kürzungen im Haushalt für die Emährungsauf- 
klärung im nächsten Jahr insgesamt 40% weni- 
ger Mittel zur Verfügung stehen als 1993, und wie 
erklärt die Bundesregierung dies hinsichtlich des 
Agrarprogrammes von Bundesminister Jochen 
Borchert „Der künftige Weg”, nach dem unter 
Punkt 5 die Verbraucherinformation und der Ver- 
braucherschutz gerade durch eine „umfassende 
Aufklärung über Lebensmittel" weiter verbessert 
werden müssen? 


71. Abgeordneter 

Horst 

Sielaff 

(SPD) 


Wie stellt die Bundesregierung sich die prakti- 
sche Arbeit der Verbraucherzentralen vor dem 
Hintergrund vor, daß diesen außer den Personal- 
kosten kaum weitere Mittel für die konkrete 
Sacharbeit zur Verfügung stehen, und wie erklärt 
die Bundesregierung, daß die kritischen Verbrau- 
cherzentralen mit erheblichen Kürzungen bela- 
stet werden, während z. B. der AID und andere, 
der Landwirtschaft direkt zuzuordnende Vorha- 
ben kaum betroffen sind? 


* ) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung 
mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde 
und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Franz -Josef Feiter 
vom 5. Juli 1994 


Die Bundesregierung kann nicht bestätigen, daß den Verbraucherzentra- 
len (VZ) für die Ernährungsaufklärung im nächsten Jahr insgesamt 40% 
weniger Mittel als 1993 zur Verfügung stehen werden, da sich dies weder 
aus dem „Beschluß des Haushaltsausschusses" noch aus „weiteren Kür- 
zungen im Haushalt" (der für 1995 noch gar nicht feststeht) zwingend 
ergibt. Vielmehr hat das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten für 1995 den gleichen Mittelumfang für die Projekte cier 
Verbraucherberatung im Ernährungsbereich - nämlich ca. 5,8 Mio. DM - 
vorgesehen. Insoweit stehen auch für die Bewältigung der unter Punkt 5 
des Agrarprogramms von Bundesminister Jochen Borchert „Der künftige 
Weg" vorgesehenen Schwerpunktaufgaben der Verbraucheraufklärung 
und des Verbraucherschutzes grundsätzlich ausreichende Mittel zur Ver- 
fügung. 

Ob sich das BML dabei jedoch weiterhin der bewährten Mitarbeit der 
Ernährungsberatung in den VZ versichern kann, hängt davon ab, inwie- 
weit die Länder ihren Mitleistungsverpflichtungen bei der Finanzierung 
dieser Projekte nachkommen werden. 

Schon im Jahre 1989 hatte der Bundesrechnungshof (BRH) anläßlich einer 
Prüfung der BML-Projektförderung zu Recht festgestellt, daß die VZ-Er- 
nährungsberatung Aufgaben abdeckt, die sowohl im Interesse des Bundes 
als auch in dem der Länder liegen. Der BRH forderte folglich, daß die Län- 
der entsprechend ihrer Zuständigkeit sich an der Finanzierung dieses 
Projektes angemessen beteiligen sollten. 

Obwohl die Bundesregierung seither die Länder wiederholt angehalten 
hatte, der Forderung des BRH zu entsprechen, sind die inzwischen erziel- 
ten Zuwächse an Finanzierungsanteilen der Länder in vielen Ländern 
noch nicht als angemessen im Sinne des BRH einzustufen. Der Haushalts- 
ausschuß des Deutschen Bundestages hat in Kenntnis dieses Sachstandes 
das BML in seiner diesbezüglichen Entscheidung vom 20. Oktober 1993 
„auf gefordert sicherzustellen, daß spätestens ab 1995 die Ausgaben des 
Bundes die Finanzierungsanteile der jeweiligen Bundesländer nicht über- 
steigen". 

Nach den dem BML zur Kenntnis gegebenen Finanzierungsabsichten der 
Länder für das Haushaltsjahr 1995 führt diese Auflage des Haushaltsaus- 
schusses dazu, daß sich das BML bei einer Reihe von Verbraucherzentra- 
len nur noch in teilweise erheblich verringertem Umfange an der Finan- 
zierung beteiligen kann, weil sich die betroffenen Länder immer noch 
nicht in angemessener Weise finanziell engagieren wollen. 

Die Verantwortung für die sicherlich in diesen Fällen gravierenden Konse- 
quenzen tragen die Länder, die ihre Zuständigkeit für die regionalbezoge- 
nen Leistungen der Ernährungsberatung bei den Verbraucherzentralen 
nur unzureichend wahrnehmen. 

Als unrichtig muß ich im übrigen erneut die Unterstellung zurückweisen, 
daß einzelne Zuwendungsempfänger bei der Gewährung von Projektmit- 
teln durch das BML benachteiligt worden seien. Im Rahmen der Beantwor- 
tung Ihrer Anfrage vom 21. Januar 1994 ~ Kürzung der Mittel für die Ver- 
braucherzentralen - hatte Ihnen bereits Bundesminister Jochen Borchert 
mit seinem Schreiben vom 3. Februar 1994 eine entsprechende tabellari- 
sche Übersicht „Projektförderung im Ernährungsbereich" zugeleitet, die 
die Mittelverwendung 1994 nach Projektträgern nachweist. 
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72. Abgeordnete 

Gudrun 

Weyel 

(SPD) 


Liegen der Bundesregierung statistische Anga- 
ben darüber vor, in welchem Umfang von den 
Pflanzenschutzämtern Ausnahmegenehmigun- 
gen von § 6 Abs. 2 Pflanzenschutzgesetz auf 
Dauer und in begründeten Einzelfällen für nicht 
landwirtschaftlich, gärtnerisch oder forstwirt- 
schaftlich genutzte Flächen erteilt wurden, und 
was für Flächen sind dabei hauptsächlich betrof- 
fen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolf gang Gröbl 
vom 29. Juni 1994 

Der Bundesregierung liegen keine statistischen Angaben über Ausnah- 
megenehmigungen von § 6 Abs. 2 des Pflanzenschutzgesetzes vor. Den 
Ländern obliegt nach § 34 des Pflanzenschutzgesetzes die Durchführung 
dieses Gesetzes einschließlich der Überwachung der Einhaltung seiner 
Vorschriften sowie der nach diesem Gesetz erlassenen Rechtsverordnun- 
gen und erteilten Auflagen, Um ein bundeseinheitliches Verfahren zu 
erreichen, wurde vom Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten im Jahr 1988 zusammen mit den Ländern ein Musterentwurf 
einer Verwaltungs Vorschrift zur Anwendung von Pflanzenschutzmitteln 
auf Freilandflächen, die nicht landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder 
gärtnerisch genutzt werden, erarbeitet, der den meisten Ländern als 
Grundlage für ihre Regelung gedient hat. 

Nach einer Rückfrage in den Ländern wurde mitgeteilt, daß in keinem 
Land Ausnahmegenehmigungen auf Dauer erteilt werden. In der Regel 
werden die Ausnahmen für eine Vegetationsperiode oder für ein Jahr, in 
Ausnahmefällen für maximal drei Jahre, in Einzelfällen auch nur für eine 
Anwendung, genehmigt. Die hauptsächlich betroffenen Flächen sind 
Gleisanlagen (außerhalb der DB), Sportanlagen, Anlagen der Energiever- 
sorgung (z. B. elektrische Schalt- und Umspannstationen sowie unter Frei- 
leitungen), Tanklager, explosionsgefährdete Bereiche (z. B. Erdölförder- 
stellen), öffentliche Verkehrsflächen (z. B. Hafenanlagen, Flughäfen, Sei- 
tenstreifen der Autobahnen, Straßen, Wege und Plätze) sowie Industrie-, 
Lager- und Hofflächen. 

Die Angaben der Länder hierzu sind in Anlage 1 " ) zusammengefaßt. 


73. Abgeordnete 

Gudrun 

Weyel 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, in welcher 
Form und in welchem Ausmaß Verstöße gegen § 6 
Abs. 2 Pflanzenschutzgesetz von Privatpersonen 
oder Verwaltungen in den kommunalen Gebiets- 
körperschaften geahndet werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 29. Juni 1994 

Aufgrund der Vorschriften des Pflanzenschutzgesetzes stellen Verstöße 
gegen die Regelungen des § 6 Abs. 2 Ordnungswidrigkeitentatbestände 
dar. Verstöße können mit Bußgeld bis zu 50000 DM geahndet werden. 


* ) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung 
mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde 
und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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Die Bundesregierung hat keine Erkenntnisse, in welcher Form und in 
welchem Ausmaß Verstöße gegen § 6 Abs. 2 des Pflanzenschutzgesetzes 
von den nach Landesrecht zuständigen Behörden geahndet werden. 

Nach Angaben der Länder - nicht alle Länder sahen sich in der Lage, in 
der zur Verfügung stehenden Zeit zu antworten - wird in der Regel kein 
Unterschied zwischen Anwendern von Pflanzenschutzmitteln im kommu- 
nalen oder privaten Bereich gemacht. Das Ausmaß der Ahndung von Ver- 
stößen reicht von mündlichen und schriftlichen Verwarnungen bis zu Buß- 
geldbescheiden, deren Höhe nach dem Einzelfall bemessen wird. 

Nähere Angaben hierzu sind in Anlage 2 * ) zusammengefaßt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung 


74. Abgeordneter 

Dr.Otto 

Graf Lambsdorff 

(F.D.P.) 


Trifft es zu, daß ABM-Mittel in den neuen Bun- 
desländern für Organisationen zur Verfügung 
gestellt werden, die damit die Vorbereitung und 
Durchführung der Jugendweihe betreiben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs^ Horst Günther 
vom 1. Juli 1994 


Nach Kenntnis der Bundesregierung trifft es nicht zu, daß ABM-Mittel in 
den neuen Bundesländern für Organisationen zur Verfügung gestellt wer- 
den, die damit die Vorbereitung und Durchführung der Jugendweihe 
betreiben. 

Der Präsident der Bundesanstalt für Arbeit hat unter Berücksichtigung 
der Rechtsauffassung der Bundesregierung in einem Erlaß vom 4. Novem- 
ber 1993 u. a. geregelt, daß die Interessenvereinigung Jugendweihe e. V. 
und andere Vereinigungen, deren Zielsetzung und tatsächliche Betäti- 
gung überwiegend die Vorbereitung und Durchführung von Jugend- 
weihefeiern zum Inhalt haben, nicht im Rahmen von ABM gefördert wer- 
den können. Die mit der Vorbereitung und Durchführung der Jugend- 
weihe im Zusammenhang stehenden Arbeiten sind regelmäßig laufend zu 
erledigende Satzungsaufgaben dieser Vereinigungen, die darüber hinaus 
überwiegend den Zielen dieser Maßnahmeträger und nicht der Allge- 
meinheit dienen. Dementsprechend sind diese Arbeiten wegen fehlender 
Zusätzlichkeit und fehlendem öffentlichem Interesse nicht mit ABM-Mit- 
teln der Bundesanstalt für Arbeit förderungsfähig. Der Bundesregierung 
sind keine Fälle bekannt, in denen gegen diese eindeutige Erlaßlage ver- 
stoßen wird. 


) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung 
mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde 
und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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75. Abgeordneter 

Dr. Otto 

Graf Lambsdorff 

(F.D.P.) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, auch solchen 
Organisationen ABM-Mittel zur Verfügung zu 
stellen, die damit die Vorbereitung und Durch- 
führung der Kommunion und Konfirmation 
betreiben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 1. Juli 1994 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß auch Arbeiten, die der Vor- 
bereitung und Durchführung von Kommunion und Konfirmation dienen, 
nicht als ABM gefördert werden können, da es sich hierbei regelmäßig um 
laufend zu erledigende eigene Aufgaben der Kirchen handelt. 


76. Abgeordneter 

Wolfgang 

Lohmann 

(Lüdenscheid) 

(CDU/CSU) 


Trifft es bei der Beschäftigung von Schwerbehin- 
derten zu, daß - wie im Jahre 1992 (165000 : 
127 000) - die Zahl der für Schwerbehinderte 
geeigneten und gemeldeten offenen Stellen bei 
Arbeitsämtern größer ist als die Zahl der zur Ver- 
fügung stehenden arbeitslosen Schwerbehinder- 
ten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 6. Juli 1994 

Die Zahl arbeitsloser Schwerbehinderter belief sich im Jahresdurchschnitt 
1993 auf rd. 173400. Es lassen sich keine Angaben dazu machen, inwie- 
weit gemeldete offene Stellen für Schwerbehinderte geeignet sind und 
ihnen angeboten werden. Die Zahl der unbesetzten („offenen") Pflicht- 
plätze besagt darüber nichts. Diese Zahl ist nicht die der Arbeitsplätze, die 
Schwerbehinderten tatsächlich angeboten werden, sondern die rein rech- 
nerische Zahl der Arbeitsplätze, die Schwerbehinderten von beschäfti- 
gungspflichtigen Arbeitgebern angeboten werden müssen. 


77. Abgeordneter 

Wolfgang 

Lohmann 

(Lüdenscheid) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich 1992 
nach der 6% -Pflicht rund 400000 unbesetzte 
Pflichtplätze für Schwerbehinderte errechneten, 
für die eine Ausgleichsabgabe bezahlt werden 
mußte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 6. Juli 1994 

Im Jahr 1992 hätten rd. 1,3 Mio. Plätze mit Schwerbehinderten oder 
gleichgestellten Behinderten besetzt werden müssen. Tatsächlich besetzt 
waren aber (unter Berücksichtigung sonstiger anrechnungsfähiger Per- 
sonen und von Mehrfachanrechnungen) nur rd. 927000 Arbeitsplätze. 
Infolgedessen mußte Ausgleichsabgabe gezahlt werden. Unter Berück- 
sichtigung von Aufträgen an Werkstätten für Behinderte und Blinden- 
werkstätten (§§ 55 und 56 SchwbH) wurde in 1993 für das Jahr 1992 Aus- 
gleichsabgabe in Höhe von rd. 965 Mio. DM gezahlt, die zweckgebunden 
für die Eingliederung von Schwerbehinderten in Arbeit und Beruf einge- 
setzt wird und dabei in Gestalt finanzieller Förderleistungen in großem 
Umfang an die Arbeitgeber zurückfließt, beispielsweise in Form von 
Lohnzuschüssen. 
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78. Abgeordneter 

Wolfgang 

Lohmann 

(Lüdenscheid) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung weiter bekannt, daß die 
Arbeitgeber dadurch eine Ausgleichsabgabe für 
Schwerbehinderte zahlen mußten, die es in dieser 
Größenordnung gar nicht gab? 


79. Abgeordneter 

Wolfgang 

Lohmann 

(Lüdenscheid) 

(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung vor diesem Hinter- 
grund nicht für dringend geboten, die Pflicht- 
quote herabzusetzen, wozu sie gemäß § 5 Abs. 2 
Schwerbehindertengesetz auf bis zu 4% ermäch- 
tigt ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 6. Juli 1994 


Die Beschäftigungspflicht von 6% ist bedarfsgerecht. Der Bedarf an 
Arbeitsplätzen für Schwerbehinderte errechnet sich, aus der Zahl der 
beschäftigten und der arbeitslosen Schwerbehinderten unter Berücksich- 
tigung einer zusätzlichen Reserve von 12,5% (zusammen rd. 1,3 Mio.). Zur 
Berechnung der Pflichtquote ist diese Bedarfszahl zu der Zahl der zu 
berücksichtigenden Arbeitsplätze (im Jahr 1992 = 21,7 Mio.) ins Verhält- 
nis zu setzen. Eine Herabsetzung kommt daher nicht in Betracht. Um die 
Arbeitslosigkeit Schwerbehinderter abzubauen und die Beschäftigungs- 
situation Schwerbehinderter zu verbessern, sind besondere Anstrengun- 
gen vor allem der Arbeitgeber erforderlich, die die Beschäftigungspflicht 
nur in geringem Umfang erfüllen oder nicht einen einzigen Schwerbehin- 
derten beschäftigen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


80. Abgeordnete 

Monika 

Ganseforth 

(SPD) 


Trifft es zu, daß für den Fliegerhorst Wunstorf 
Investitionen von mehr als 46 Mio. DM vorge- 
sehen sind, obwohl in Holzdorf, wohin der Flie- 
gerhorst verlegt werden soll, aus Steuermitteln 
eine Infrastruktur aufgebaut wird, und wenn ja, 
was sind die Gründe für die Doppelinvestitionen 
in Wunstorf und Holzdorf? 


Antwort des Staatssekretärs Jörg Schönbohm 
vom 30. Juni 1994 

Der Fliegerhorst Wunstorf wird derzeit genutzt durch das Lufttransport- 
geschwader 62, die Luftwaffenwerft 21 und 22 sowie eine Inspektion der 
Technischen Schule der Luftwaffe 3. 

Entsprechend der Stationierungsentscheidung wird lediglich das Luft- 
transportgeschwader 62 nach Schaffung der infrastrukturellen Vorausset- 
zungen auf dem Flugplatz Holzdorf - nach derzeitigem Planungsstand 
nicht vor 2002 - verlegen, während die anderen Einheiten am Standort 
verbleiben. 


45 



Drucksache 12/8253 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Für den Fliegerhorst Wunstorf sind derzeit Investitionen in Höhe von 
25,9 Mio. DM vorgesehen, von denen lediglich 13 Mio. DM in den 
nächsten 10 Jahren eingeplant sind. 


Diese Investitionen in Höhe von 13 Mio. DM teilen sich auf in 

- ca. 8,5 Mio. DM für Projekte zum Funktionserhalt der Liegenschaft all- 
gemein/der Bedarfsdeckung der Luftwaffenwerften und 

— ca. 4,5 Mio. DM für Projekte zur Bedarfsdeckung des Lufttransport- 
geschwaders 62, wovon allein ca. 4,2 Mio. DM für den Neubau des 
Simulatorgebäudes eingeplant sind. 


Der Neubau des Simulatorgebäudes auf dem Fliegerhorst Wunstorf ist 

erforderlich da, 

- der vorhandene Simulator den Ausbildungsbedarf für das Transport- 
fliegerpersonal qualitativ und quantitativ nicht mehr abdeckt, 

- der Simulator mit der Ausbildungsstaffel des Lufttransportgeschwaders 
kolloziert sein muß und 

- der Vertrag über die Herstellung und Aufstellung des neuen Flug- und 
Taktiksimulators abgeschlossen ist. Eine Verschiebung des vertraglich 
festgelegten Liefertermins (April 1996) wegen nicht rechtzeitiger 
Bereitstellung der Infrastruktur würde zu Mehrkosten in zweistelliger 
Millionenhöhe bezogen auf den Auftragswert führen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie 
und Senioren 


81. Abgeordnete 

Lisa 

Seuster 

(SPD) 


Welche Gründe haben die Bundesregierung dazu 
bewogen, statt der Konsolidierung und des Aus- 
baues des Arbeitsbereiches „Angewandte Sozial- 
gerontologische Forschung und Wissenschaft- 
liche Beratung" in dem von ihr seit fast 20 Jah- 
ren zusammen mit dem Land Berlin getragenen 
und zu 70% finanzierten „Deutschen Zentrum für 
Altersfragen e. V.", die Gründung eines von ihr 
zu 50% finanzierten „Zentrums für Alternsfor- 
schung" zusammen mit dem Land Baden- Würt- 
temberg zu betreiben, wenn dieses Zentrum nun 
auch - entgegen dem Konzept des vorbereiten- 
den Wissenschaftlichen Arbeitskreises — anwen- 
dungsorientierte gerontologische Forschung und 
keine Grundlagenforschung durchführen soll? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Roswitha Verhülsdonk 
vom 5. Juli 1994 


Das Bundesinteresse und die forschungspolitische Notwendigkeit zur 
Gründung und institutioneilen Förderung des „Zentrums für Alternsfor- 
schung" in Heidelberg wurde in der Antwort der Bundesregierung auf die 
Anfrage der Abgeordneten Lisa Seuster (Plenarprotokoll 12/232, An- 
lage 9) ausführlich dargelegt. Die Notwendigkeit zur Etablierung des 
„Zentrums für Alternsforschung'' als einer zentralen Forschungseinrich- 
tung steht im Einklang mit Forderungen aus Wissenschaft und Politik, so 
auch den Empfehlungen zum Ausbau der Alternsforschung im Zwischen- 
bericht der Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages „Demogra- 
phischer Wandel - Herausforderungen unserer älter werdenden Gesell- 
schaft an den einzelnen und die Politik" (Drucksache 12/7876). 

Der vorbereitende Wissenschaftliche Arbeitskreis zur Gründung des Zen- 
trums weist ausdrücklich darauf hin, daß Grundlagenforschung im 
Bereich der Gerontologie immer verbunden sein muß mit einem hohen 
Maß an Anwendungsorientierung. In Punkt 5 des zusammenfassenden 
Sonderdrucks des Wissenschaftlichen Arbeitskreises aus dem Jahre 1990 
heißt es: „Wenn Alternsforschung verstanden wird als die Zusammenfas- 
sung der Beiträge verschiedener Wissenschaften, die auf Möglichkeiten 
und Schwierigkeiten des alternden Menschen in körperlicher, seelischer, 
geistiger, sozialer, beruflicher oder ökonomischer Hinsicht und auf die 
sich daraus ergebenden Folgen in Gesellschaft, Politik, Wirtschaft und 
ihren Teileinheiten und Einrichtungen zielen, dann verbindet sich das mit 
einem hohen Maß von Anwendungsorientierung" (siehe Sonderdruck aus 
dem Abschlußbericht des Wissenschaftlichen Arbeitskreises „Einrichtung 
eines Zentrums für Alternsforschung", 1990, S. 16 Punkt 5). Dieser Emp- 
fehlung tragen Bund und Land Baden-Württemberg bei der Gründung des 
Zentrums und dem Aufbau der einzelnen Abteilungen Rechnung. 


82. Abgeordnete 

Lisa 

Seuster 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung es für angemessen, ein 
neues „Zentrum für Alternsforschung" zu grün- 
den, in einer Situation, in der sich zugleich die 
Notwendigkeit abzeichnet, in dem von ihr seit 
1974 institutionell geförderten „Deutschen Zen- 
trum für Altersfragen e. V." wichtige und erfolg- 
reich betriebene Arbeitsbereiche aufzugeben 
oder einzuschränken infolge mangelnder Finan- 
zierungsmöglichkeiten der beiden Zuwendungs- 
geber Bund und Land Berlin? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Roswitha Verhülsdonk 
vom 5. Juli 1994 


Die Bundesregierung hält es für notwendig und längst überfällig, die zen- 
trale Forschungseinrichtung „Zentrum für Alternsforschung" zu gründen. 
Das vom Bund und dem Land Berlin geförderte „Deutsche Zentrum für 
Alternsfragen e. V." erfüllt mit dem Schwerpunkt Dokumentation, z. B. 
dem Ausbau einer Literatur- und einer Statistikdatenbank, andere Auf- 
gaben als das zu gründende „Zentrum für Alternsforschung", das sich als 
Stiftung des öffentlichen Rechts an der Universität Heidelberg der empiri- 
schen Bearbeitung von Forschungsfragen aus dem Bereich der Gerontolo- 
gie widmen wird. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


83. Abgeordnete 

Sigrun 

Löwisch 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen sieht die Bundesregierung 
vor, um Gesundheitsschäden durch das Holz- und 
Teppichschutzmittel Permethurin auszuschlie- 
ßen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom5. Juli 1994 

Von seiten der Bundesregierung sind folgende Maßnahmen getroffen 
worden bzw. in Vorbereitung: 

- Das Bundesministerium für Gesundheit hat unter Berücksichtigung 
von Vorschlägen des Bundesgesundheitsamtes einen Verordnungsent- 
wurf zur Änderung der Bedarfsgegenständeverordnung erstellt, der 
u. a. auch für Pyrethroide enthaltende Insektenvertilgungsmittel, die 
durch Elektroverdampfer ausgebracht werden, zum Schutz der Ge- 
sundheit eindeutige Warnhinweise vor einem unsachgemäßen Ge- 
brauch vorsieht. Der Bundesrat wird in Kürze über diese Verordnung 
beschließen. 

- Das Bundesministerium für Gesundheit bereitet derzeit eine Verord- 
nung der Bundesregierung vor, in der u. a. ein Verbot der Verwendung 
bestimmter synthetischer Pyrethroide - und damit auch von Perme- 
thrin - in Schädlingsbekämpfungsmitteln, die zur Verwendung durch 
den Verbraucher im häuslichen Bereich bestimmt sind, vorgesehen ist. 

- Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit wird in Kürze die Beratungen zu einer neuen rechtlichen Regelung 
aufnehmen, die den Schutz des Verbrauchers vor Holzschutzmitteln in 
Innenräumen weiter verbessern soll. 

- Die EG-Kommission hat einen Vorschlag für eine Richtlinie für das 
Inverkehrbringen von Biozid-Produkten vom 27. Juli 1993 vorgelegt, in 
der im Rahmen eines Zulassungsverfahrens eine umfassende Prüfung 
der entsprechenden Wirkstoffe und Zubereitungen unter Gesundheits- 
und Umweltgesichtspunkten vorgesehen ist. Unter der deutschen Prä- 
sidentschaft soll den Beratungen auf EU-Ebene besondere Priorität ein- 
geräumt werden. 

Mit der Umsetzung in innerstaatliches Recht wird voraussichtlich eine 
umfassende Regelung der Gesamtproblematik der nicht landwirt- 
schaftlich genutzten Schädlingsbekämpfungsmittel erreicht werden. 

Im übrigen ist darauf hinz weisen, daß das Bundesinstitut für gesund- 
heitlichen Verbraucherschutz und Veterinärmedizin bereits jetzt - so- 
weit es an Zulassungs- und Genehmigungsverfahren beteiligt ist - an 
pyrethroidhaltige Zubereitungen oder Produkte unter dem Gesichts- 
punkt des vorbeugenden Gesundheitsschutzes strenge Maßstäbe an- 
legt. 


84. Abgeordnete 
Sigrun 
Löwisch 

(CDU/CSU) 


Besteht nach Kenntnis der Bundesregierung ein 
konkreter Verdacht, daß weitere Stoffe, die zur 
Herstellung und Verlegung von Teppichböden 
verwendet werden, für Gesundheitsstörungen 
verantwortlich gemacht werden können? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 5. Juli 1994 

Bei der Herstellung und Verlegung von Teppichböden können Substan- 
zen aus drei Bereichen die Innenraumluftqualität erkennbar beeinflussen, 
wobei jedoch bislang Gesundheitsstörungen wissenschaftlich nicht belegt 
sind. 

Teppichboden 

Ein ganz erheblicher Anteil der nach dem Tufting verfahren hergestellten 
Teppichböden besitzt eine Rückenbeschichtung aus einem Styrol-Buta- 
dien-Latex, um das Flormaterial zu fixieren und um gewünschte Material- 
eigenschaften (z. B. Trittschalldämmung) zu erreichen. Von den zahl- 
reichen Substanzen, die für die Herstellung eingesetzt werden, können 
hauptsächlich Lösungsmittel, Monomere und Oligomere aus der 
Beschichtung zu einer erkennbaren Beeinflussung der Raumluft qualität 
führen. Ermittelt wurden folgende Substanzen: Alipathische und aromati- 
sche Kohlenwasserstoffe, Styrol, 4 -Phenylcy clohexen (4PCH) und 
4- Vinyl cy clohexen. Die Emission dieser Stoffe aus dem Teppichboden 
varüert nicht nur von Hersteller zur Hersteller, sondern auch im Laufe des 
Produktionsprozesses eines Herstellers. 

Besonders das 4PCH hat in der Vergangenheit zu Beschwerden von 
Verbrauchern geführt, weil es auch in sehr niedrigen Konzentrationen 
(< 10 ^tg/m 3 ) geruchlich wahrnehmbar ist. Bei Konzentrationen um 
50 die in der Luft mit Teppichböden neu verlegten Räumen auf tre- 

ten können, wird die geruchliche Wahrnehmung häufig als unangenehm 
empfunden. Studien, die akut oder chronisch toxische Effekte in diesem 
Konzentrationsbereich belegen, sind nicht bekannt. 

Verklebung 

Neben lösemittelhaltigen Kunstharzklebstoffen werden zur Verklebung 
von Teppichböden hauptsächlich wasserhaltige Dispersionsklebstoffe 
eingesetzt, die noch bis zu 5% organische Lösungsmittel enthalten kön- 
nen. Methanol, Ethanol, Ethylacetat, Benzinkohlenwasserstoffe und vor 
allen Dingen Toluol sind die häufigsten Lösungsmittelbestandteile. 

Bisherige Untersuchungen haben zwar gezeigt, daß Dispersionsklebstoffe 
eine geringere maximale Raumluftkonzentration der Lösungsmittel- 
bestandteile verursache als Kunstharzklebstoffe, jedoch scheinen Ver- 
arbeitungsmängel (zu kurze Ablüftzeiten nach dem Klebstoffauftrag) 
Raumluftkonzentrationen zu verursachen. 

Fußbodenvorbehandlung 

Vor den Tepp ichbo denverlege arbeiten wird der Fußboden häufig nivel- 
liert. Hierbei wird oftmals eine Kunstharzspachtelmasse auf Acrylbasis 
eingesetzt, deren monomere Bestandteile bei der Verarbeitung in die 
Raumluft gelangen können. Wenngleich wegen der hohen Reaktivität der 
Acrylate langandauernde Konzentrationen in der Raumluft weniger wahr- 
scheinlich sind, liegen über diese toxikologisch unbedenkliche Substanz- 
gruppe keine Erkenntnisse vor. 


85. Abgeordneter 
Ortwin 
Lowack 
(fraktionslos) 


Ist in § 87 Abs. 2 SGB V der medizinisch gemäß 
dem Gesundheitsstrukturgesetz finanzierbare 
Stand der medizinischen Wissenschaft und Tech- 
nik gemeint oder der Stand des grundsätzlich 
medizinisch Machbaren, und wird ggf. dieser 
Stand für den Regelfall oder nur im Ausnahmefall 
garantiert? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 29. Juni 1994 


Der einheitliche Bewertungsmaßstab enthält die in der ambulanten ver- 
tragsärztlichen Versorgung abrechnungsfähigen Leistungen und be- 
stimmt ihr wertmäßiges, in Punkten ausgedrücktes Verhältnis zueinander. 
Der Bewertungsmaßstab wird durch den Bewertungsausschuß, ein Selbst- 
verwaltungsgremium der Vertragsärzte und der Krankenkassen, festge- 
legt. Hinsichtlich der Aufnahme von Leistungen in den Bewertungsmaß- 
stab gilt die grundsätzliche Regelung, daß eine bedarfsgerechte, dem all- 
gemein anerkannten Stand der medizinischen Erkenntnisse entspre- 
chende Versorgung zu gewährleisten ist. Die Versorgung muß ausrei- 
chend und zweckmäßig sein, darf das Maß des Notwendigen nicht über- 
schreiten und muß wirtschaftlich erbracht werden (§ 70 Abs. 1 SGB V). 

Der Bewertungsmaßstab ist in bestimmten Zeitabständen „daraufhin zu 
überprüfen, ob die Leistungsbeschreibungen und ihre Bewertungen noch 
dem Stand der medizinischen Wissenschaft und Technik sowie dem Erfor- 
dernis der Rationalisierung im Rahmen wirtschaftlicher Leistungserbrin- 
gung entsprechen" (§ 87 Abs. 2 Satz 2 SGB V). 

Diese Regelungen sollen dazu beitragen, sowohl ein hohes qualitatives 
Niveau als auch die Wirtschaftlichkeit der ambulanten ärztlichen Versor- 
gung zu gewährleisten. Durch das Gesundheitsstrukturgesetz sind Ziel- 
setzung und Inhalt dieser Regelung nicht verändert worden. 

Der in Ihrer Frage angesprochene „Stand des grundsätzlich medizinisch 
Machbaren" wäre keine sinnvolle Vorgabe für die Ausgestaltung des 
Bewertungsmaßstabes, da dabei weder der medizinische Nutzen der 
jeweiligen Leistung noch Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkte zum Tragen 
kommen würden. 


86. Abgeordneter 
Ortwin 
Lowack 
(fraktionslos) 


Ist der Bundesregierung bewußt, daß mit der Ein- 
führung des Gesundheitsstrukturgesetzes und 
der Novellierung von § 106 Abs. 5 SGB V der 
Kassenarzt zwar den „Nutzen vor Kosten" prü- 
fen, de facto aber durch die Budgetierung die 
„Kosten vor Nutzen" prüfen muß und dem Kas- 
senarzt damit die moralische Verantwortung für 
eine Entscheidung zugeordnet wird, für die 
eigentlich die Bundesregierung - auf der Makro- 
Ebene - als Initiatorin des Gesundheitsstruktur- 
gesetzes die Verantwortung trägt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 29. Juni 1994 


Die in Ihrer Frage enthaltene Unterstellung, daß durch die Regelungen 
des Gesundheitsstrukturgesetzes die Zielsetzung und die Ausgestaltung 
des Wirtschaftlichkeitsgebots und der Wirtschaftlichkeitsprüfung in der 
vertragsärztlichen Versorgung dahin gehend geändert worden sei, daß 
Kostengesichtspunkte Vorrang vor Nutzenaspekten hätten, ist unzutref- 
fen. Die in Ihrer Frage ferner zum Ausdruck kommende Einschätzung, daß 
aufgrund der sog. Budgetierung eine qualitativ hochwertige medizinische 
Versorgung nicht mehr möglich sei, muß als eine durch Fakten nicht 
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belegte spekulative Mutmaßung bewertet werden. Auch im Rahmen der 
sog. Budgetierung, d. h. der strikten Anbindung der Ausgabenzuwächse 
für die ambulante ärztliche Versorgung an die Zuwachsrate der beitrags- 
pflichtigen Einkommen der Versicherten (sog. Grundlohnanbindung), 
werden ausreichende Mittel zur Finanzierung einer ärztlichen Versor- 
gung auf hohem qualitativen Niveau bereitgestellt. So lagen im Jahre 
1993 die Ausgaben der Krankenkassen für die ambulante ärztliche Ver- 
sorgung (alte Bundesländer) 3,15 Mrd. DM höher als im Jahr 1991, dem 
Bezugsjahr für die Budgetierungsphase. 


87. Abgeordneter 
Ortwin 
Lowack 

(fraktionslos) 


Handelt es sich bei den Praxiskosten im Sinne von 
§ 85 Abs. 3 SGB V um betriebswirtschaftlich kal- 
kulierte Kosten oder das lediglich steuerlich rele- 
vante Ergebnis einer Einnahme-Überschußrech- 
nung oder gar um eine begriffliche Leerformel, 
die inhaltlich von den Selbstverwaltungsorganen 
gefüllt werden kann? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 29. Juni 1994 


Der Begriff der Praxiskosten ist im Gesetz nicht festgelegt. Ein maßgeb- 
licher Faktor bei ihrer Berechnung sind die in regelmäßigen Abständen 
z. B. durch das Statistische Bundesamt erhobenen Kostenstrukturana- 
lysen. Ihre Entwicklung ist aber eingebettet in den Grundsatz der Bei- 
tragssatzstabilität (vgl. § 85 Abs. 3 Satz 2). Maßgebend für die Verein- 
barungen über die Veränderung der Höhe der Gesamtvergütungen für 
vertragsärztliche Leistungen ist nämlich dieser Grundsatz in der Budge- 
tierungsphase, d. h. bis Ende 1995 gilt die strikte Grundlohnanbindung 
nach § 85 Abs. 3 a SGB V. Diese Regelung soll sicherstellen, daß Ver- 
gütungsvereinbarungen nicht zu steigenden Beitragssätzen führen. Im 
Rahmen dieser Vereinbarungen ist es Sache der Vertragspartner, die Pra- 
xiskosten, die aufzuwendende Arbeitszeit der Vertragsärzte sowie Art und 
Umfang der ärztlichen Leistungen, soweit sie auf einer gesetzlichen oder 
satzungsmäßigen Leistungsausweitung beruhen, zu berücksichtigen. 


88. Abgeordneter 
Ortwin 
Lowack 

(fraktionslos) 


Wie stellt sich die Bundesregierung der Tatsache, 
daß Kassenpraxen mit ihren Dienstleistungen 
und Verwaltungskosten unter den restriktiven 
Vorgaben des Kassenarztrechtes mit Einrichtun- 
gen konkurrieren sollen, deren Personal, Geräte 
und Verwaltungskosten aus anderen Quellen 
subventioniert werden, und sieht die Bundes- 
regierung nicht die daraus resultierende Gefahr 
einer Verlagerung der bisher von Kassenpraxen 
ausgeübten ärztlichen Versorgung auf stationäre 
Einrichtungen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 29. Juni 1994 

Ihre Frage zielt offenbar auf das ambulante Operieren. Durch das Gesund- 
heitsstrukturgesetz ist es auch den Krankenhäusern ermöglicht worden, 
ambulante Operationen durchzuführen. Insoweit besteht eine Wett- 
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bewerbssituation, die vom Gesetzgeber gewollt ist. Die Verbände der 
Krankenkassen, die Krankenhäuser sowie die Kassenärztliche Bundes- 
vereinigung haben gemeinsam einen Katalog ambulant durchführbarer 
Operationen und einheitliche Vergütungen für Krankenhäuser und 
Vertragsärzte vereinbart. 

Eine Investitionskostenförderung durch die Bundesländer ist für das 
ambulante Operieren durch Krankenhäuser nicht vorgesehen. 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse hinsichtlich einer Ver- 
lagerung bisher von Vertragsärzten erbrachter Leistungen auf die Kran- 
kenhäuser vor. 


89. Abgeordnete 

Barbara 

Weiler 

(SPD) 


90. Abgeordnete 

Barbara 

Weiler 

(SPD) 


Ist es zutreffend, daß im Zuge einheitlicher EU- 
Regelungen zur Lebensmittelhygiene die Zu- 
trittserlaubnis für Blindenführhunde in Lebens- 
mittelgeschäften außer Kraft gesetzt wird? 


Falls ja, welche Maßnahmen hat die Bundes- 
regierung ergriffen, um sicherzustellen, daß auch 
in Zukunft blinde Mitbürger beim Einkauf nicht 
auf ihren Führhund verzichten müssen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 5. Juli 1994 

Die Bundesregierung kann nicht bestätigen, daß im Zuge einheitlicher 
Regelungen durch die Richtiinie 93/43/EWG des Rates vom 14. Juni 1993 
über Lebensmittelhygiene die Zutrittserlaubnis für Blindenführhunde in 
Lebensmittelgeschäften außer Kraft gesetzt wird. Die vorgenannte Richt- 
linie enthält keine Bestimmungen zur Zutrittserlaubnis für Blindenführ- 
hunde in Lebensmittelgeschäften. Bei der Umsetzung dieser EU-Richt- 
linie in das nationale Recht, die bis zum 31. Dezember 1995 zu erfolgen 
hat, werden diesbezüglich somit auch keine entsprechenden gemein- 
schaftsrechtlichen Vorgaben zu beachten sein. 

Die Bundesregierung begrüßt die in den Bundesländern geltenden Rege- 
lungen, die eine Zutrittserlaubnis für Blindenführhunde in Verkaufsräu- 
men von Lebensmittelgeschäften vorsehen. Sie wird sich im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten dafür einsetzen, daß diese Regelungen auch zukünftig auf- 
rechterhalten bleiben. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 


91. Abgeordneter 

Horst 

Friedrich 

(F.D.P.) 


Ist es richtig, daß in Hochgeschwindigkeitsstrek- 
ken der Deutschen Bahn AG (z. B. Hannover/ 
Berlin oder Köln/Frankfurt) die Gleise auf eine 
feste Betonunterlage verlegt werden sollen und 
nicht mehr wie bisher auf Schotterbett? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 1. Juli 1994 

Es trifft zu, daß die Deutsche Bahn AG (DB AG) aufgrund ihrer eigenen 
Unternehmensverantwortung und -entscheidung auf den Hochgeschwin- 
digkeitsstrecken den Einbau der Festen Fahrbahn plant. 


92. Abgeordneter 

Horst 

Friedrich 

(F.D.P.) 


Ist bekannt, warum nach der Planung der Deut- 
schen Bahn AG künftig der Festen Fahrbahn der 
Vorzug gegenüber dem bislang bewährten 
Schotteroberbau gegeben werden soll, obwohl 
bekannt ist, daß Unterhaltungs- und Instandset- 
zungsarbeiten an einer Betonunterlage wegen 
möglicher untergrundbedingter Setzung des 
Gleiskörpers mit erheblich größerem Zeit- und 
Kostenaufwand verbunden sind, als dies beim 
Schotteroberbau der Fall ist? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 1. Juli 1994 

Die vorliegenden technischen und umweltrelevanten Erkenntnisse haben 
es ermöglicht, die Feste Fahrbahn zu einer der Regelbauarten zu erklären. 
Dabei wird vorausgesetzt, daß die DB AG für den jeweiligen örtlichen 
Anwendungsfall die technische Eignung und die Wirtschaftlichkeit der 
gewählten Oberbauform nachweist. 


93. Abgeordneter 

Horst 

Friedrich 

(F.D.P.) 


Liegen für den Wechsel von Schotter auf Beton 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen vor, die ein- 
deutig ergeben, welcher „Streckenausbau" 
kostengünstiger ist? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 1. Juli 1994 


Aus Sicht des Bundesministeriums für Verkehr ist die Wirtschaftlichkeit 
der Festen Fahrbahn noch nicht eindeutig nachgewiesen. Nach Auffas- 
sung der DB AG ist die Feste Fahrbahn unter betriebswirtschaftlichem 
Gesichtspunkt wegen geringerer Instandhaltungsaufwendungen dem 
Schotterbau vorzuziehen. 


94. Abgeordneter 

Horst 

Friedrich 

(F.D.P.) 


Gibt es Erfahrungen im Ausland - z. B. in Frank- 
reich oder in Japan - mit den dort verwendeten 
Materialien bzw. mit dem Tausch von Beton- 
unterlage zu Schotter oder umgekehrt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 1. Juli 1994 

Im Rahmen ihrer gesetzlichen Verpflichtung zur sicheren Betriebsführung 
obliegt es der DB AG selbst, technische Erfahrungen mit anderen Eisen- 
bahnverwaltungen auszutauschen. Im übrigen verkehren auf den ent- 
sprechenden französischen und japanischen Strecken keine Güterzüge; 
insofern sind die Verhältnisse mit Strecken der DB AG nicht vergleichbar. 
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95. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Was unternimmt die Bundesregierung, damit die 
Deutsche Bahn AG die bereits seit zwei Jahren 
abgeschlossene Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 
zum ÖPNV im Rhein-Neckar- Raum der Öffent- 
lichkeit vorlegt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 30. Juni 1994 


Die gemeinwirtschaftliche Untersuchung der Nahverkehrskonzeption im 
Rhein-Neckar-Raum ist 1990 abgeschlossen und den beteiligten Ländern 
vorgelegt worden. Sie ist Grundlage der weiteren Planungen, die nach 
Abschluß noch laufender Abstimmungen über Art und Umfang einzelner 
zu berücksichtigender Maßnahmen - wie z. B. Bahnhof Ludwigshafen 
Stadtmitte - in die noch von der DB AG durchzuführende einzelwirtschaft- 
liche Bewertung eingehen wird. 


96. Abgeordneter 

Dr. Karl-Heinz 
Klejdzinski 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die gelegent- 
lich in Großstädten (Berlin, Dortmund), aber auch 
im ländlichen Raum (u. a. in Metelen und Greven 
im Kreis Steinfurt), durchgeführten privaten 
Kraftfahrzeugrennen im öffentlichen Straßenver- 
kehr, zu denen entweder durch Flugblätter oder 
aber auch durch mündliche Propaganda aufge- 
rufen wird und die die Polizeikräfte vor große Pro- 
bleme stellt, weil einzelne schwere Verkehrsver- 
stöße teilweise schwer nachzuweisen und zu ver- 
folgen sind? 


97. Abgeordneter 

Dr. Karl-Heinz 
Klejdzinski 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung das derzeitige gesetz- 
liche Instrumentarium für ausreichend, um der- 
artige Autorennen zu verhindern und die ent- 
sprechenden Verbote durch breitgefächerte 
Sanktionsmöglichkeiten mit abschreckender 
Wirkung zu unterlegen, oder erwägt die Bundes- 
regierung eine Straffung der Straf- und Bußgeld- 
vorschriften, die die Einladung, die Durchfüh- 
rung und die Teilnahme an Verkehrsrennen un- 
ter Strafe stellt und sicherstellt, daß Kraftfahr- 
zeuge, die bei derartigen Rennen benutzt wer- 
den, eingezogen werden können? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 1. Juli 1994 


Die Bundesregierung beobachtet die „privaten Kraftfahrzeugrennen" mit 
Sorge. Sie hält aber das bestehende rechtliche Instrumentarium für aus- 
reichend. Die Bundesländer, die die Verkehrsüberwachung in Vollzug der 
Straßenverkehrs -Ordnung als „eigene Angelegenheit" durchführen, 
haben bisher nicht darauf hingewiesen, daß die Durchsetzung des Verbots 
von Rennen Schwierigkeiten bereitet, die eine Erweiterung der verfüg- 
baren gesetzlichen Abwehrmöglichkeiten geboten erscheinen läßt. 
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Rennen mit Kraftfahrzeugen kann je nach Tatausführung Ordnungs- 
widrigkeit oder Straftat sein. 

a) Rennen als Ordnungswidrigkeit 

Rennen mit Kraftfahrzeugen sind verboten (§ 29 Abs. 1 StVO); Verstöße 
hiergegen sind Ordnungswidrigkeiten (§ 24 StVG, § 49 Abs. 2 Nr. 5 
StVO). Die Ahndungsbehörden können Buß- und Verwarnungsgelder 
verhängen (500 DM bei Fahrlässigkeit, 1000 DM bei Vorsatz - § 17 
OWiG). Bei der Festsetzung der Höhe im einzelnen handeln die Behör- 
den nach pflichtgemäßem Ermessen. Der bundeseinheitliche Bußgeld- 
katalog gibt ihnen keinen Regelsatz vor, weil zum einen derartige Fälle 
relativ selten sind und zum anderen so unterschiedlich, daß sie regel- 
mäßig eine Einzelfallbeurteilung rechtfertigen. Rennen, wie z. B. der 
geschilderten Art, zu denen öffentlich aufgefordert oder eingeladen 
wird, würden von der Bedeutung der Tat her, der Tatausführung und 
des Tatvorwurfs auf jeden Fall eine spezielle Beurteilung erfordern; ein 
Regelsatz wird dem nicht gerecht. 

b) Rennen als Straftat 

Eine Ahndung kommt unter dem Aspekt der Gefährdung des Straßen- 
verkehrs in Betracht (§ 315c Abs. 1 Nr. 2 StGB). Voraussetzung ist, daß 
jemand in grob verkehrswidriger und rücksichtsloser Weise im einzel- 
nen aufgeführte Zuwiderhandlungen im Straßenverkehr begeht. Bei 
Rennen, wo es maßgeblich auf die Zeit und auf Geschwindigkeit an- 
kommt, dürften derartige Verstöße in der Regel vorliegen. 

Eine Verschärfung der Sanktion wird nicht für erforderlich gehalten. In 
diesem Zuammenhang ist darauf hinzuweisen, daß die Bundesregierung 
der Bundesratsinitiative zur Anhebung des Bußgeldrahmens (in Zukunft 
3 000 DM statt 1 000 DM) zugestimmt hat. 

Die Einziehung von Kraftfahrzeugen, die nur bei vorsätzlicher Tatbege- 
hung in Betracht kommt, spielt im Verkehrsstrafrecht eine untergeordnete 
Rolle. Kraftfahrzeuge haben häufig einen erheblichen Wert, so daß die 
Verhältnismäßigkeit der Einziehung fraglich sein kann. Zum anderen 
scheiterte die Einziehung häufig daran, daß das Kraftfahrzeug nur selten 
als Tatwerkzeug, d. h. Hilfsmittel zur Begehung der Tat, gebraucht wird 
oder bestimmt ist; meistens ist es bei Verkehrsordnungswidrigkeiten 
Gegenstand der Tat selbst, wie z. B. vor allem bei der Straßenverkehrs- 
gefährdung nach § 315c StGB, die bei Rennen eine überragende Rolle 
spielt. 


98. Abgeordneter 

Dr. Karl- Heinz 
Klejdzinski 

(SPD) 


Da die Bundesregierung ausweislich ihrer Ant- 
wort auf meine Frage 42 in Drucksache 12/7781 
in Zusammenhang mit einer Bergung der Kampf- 
stoffmunition in der Ostsee eine Gefährdung 
für die Fischerei in den Gebieten, in denen 
die Kampfstoffmunition nach dem Zweiten Welt- 
krieg versenkt wurde, sieht, vor allem deshalb, 
weil Zählostklumpen oder Kampfstoffmunition 
mit Grundschleppnetzen eingefangen und an 
Bord geholt werden können, frage ich die Bun- 
desregierung, ob ihr konkrete Informationen 
dazu vorliegen, wie hoch die Bettenkapazität zur 
Behandlung von Verätzungen in den Kliniken im 
Ostsee-Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 
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ist, und wenn ja, an welchen Standorten eine 
adäquate stationäre Krankenhausversorgung für 
typische Verletzungen zur Behandlung von Ver- 
ätzungen durch Zählost und Kämpfst off munition 
besteht? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 1. Juli 1994 


Verletzungen deutscher Fischer wurden bisher in 13 Fällen bekannt. Der 
letzte Fall ereignete sich 1991. Die Bundesregierung ist überzeugt, daß die 
in Deutschland vorhandenen Krankenhäuser und ihr medizinisches 
Know-how ausreichen, um eventuelle Lost-Unfälle angemessen zu be- 
handeln. 


99. Abgeordneter 

Dr. Karl-Heinz 
Klejdzinski 

(SPD) 


Da aufgrund des Berichts der Bund-Länder-Ar- 
beitsgruppe „Chemische Kampfstoffe in der Ost- 
see" seit Kriegsende immer wieder Bomben, Gra- 
naten oder Teile davon oder auch Zählostklum- 
pen von Fischern in ihren Grundschleppnetzen 
gefunden wurden und es dabei zu Verletzungen 
von Besatzungsmitgliedern der Fischereifahr- 
zeuge kam, frage ich die Bundesregierung, ob sie 
bereit ist, Forschungsvorhaben, die der Erwei- 
terung der therapeutischen Kenntnisse zur 
Behandlung von Unfällen mit Zählost und S-Lost 
dienen, zu fördern, zumal seit 1976 in Däne- 
mark 439 Meldungen von Fischern über Funde 
von Kampfstoffen registriert wurden und zumal 
Zählost wegen seine Schwerlöslichkeit eine 
große toxische Gefahr ist? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 1. Juli 1994 


Unter Beteiligung der Bundesrepublik Deutschland gibt es innerhalb der 
NATO eine fachliche Arbeitsgruppe, die sich mit der Verbesserung der 
Prophylaxe und Therapie von Vergiftungen durch chemische Kampfstoffe 
befaßt und in der die einzelnen Mitgliedstaaten schwerpunktmäßig 
bestimmte Fragestellungen bearbeiten. So fördern die Vereinigten Staa- 
ten von Amerika derzeit Forschungsvorhaben zur Verbesserung der 
Behandlung von Lost- Vergiftungen mit einem jährlichen Kostenaufwand 
von 20 Mio. Dollar. Im Hinblick auf eine möglichst effiziente Nutzung der 
verfügbaren Mittel hält es die Bundesregierung nicht für zweckmäßig, 
gleichartige Forschungsvorhaben zu fördern. 


100. Abgeordneter 

Horst 

Kubatschka 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Pläne der 
Rhein-Main- Donau AG und der Bayerischen 
Landesbank zum Bau eines Adria- Save-Donau- 
Kanals aus ökonomischer, ökologischer und poli- 
tischer Sicht, und hat die Bundesregierung der 
kroatischen Regierung mitgeteilt, daß sie nicht 
auf Unterstützung der deutschen Regierung beim 
Kanalbau rechnen kann? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 30. Juni 1994 


Die Tätigkeit der Rhein-Main-Donau AG (RMD AG) zum Projekt eines 
Adria-Donau-Kanals bewegt sich ausschließlich im Rahmen ihrer Consul- 
ting-Aktivitäten. Im Rahmen dieser Consultingtätigkeit ist die RMD von 
kroatischen Regierungsstellen um fachtechnische Stellungnahme zur 
Machbarkeit eines Save-Adria-Kanals gebeten worden. Die kroatische 
Regierung hat sich in dieser Frage bisher nicht offiziell an die Bundes- 
regierung gewandt. Die Bundesregierung sieht daher keine Veranlas- 
sung, gegenüber der kroatischen Regierung zu den Planungen Stellung zu 
beziehen. 


101. Abgeordnete Wie sieht der augenblickliche Stand der Planun- 

Heide gen zum Ausbau der DB-Strecke München — 

Mattischeck Mühldorf — Freilassing aus? 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 6, Juli 1994 

Nach derzeitigem Planungsstand sind folgende Maßnahmen vorgesehen: 

- viergleisiger Ausbau München — Markt Schwaben (davon 2 S-Bahn- 
Gleise), 

- zweigleisiger Ausbau Markt Schwaben — Mühldorf, 

- zweigleisige und eingleisige Abschnitte Mühldorf — Freilassing, 

- Vmax = 200 km/h zwischen München Ost und Mühldorf, 

- Vmax =160 km/h zwischen Mühldorf — Freilassing, 

- durchgehende Elektrifizierung. 


102. Abgeordnete 

Heide 

Mattischeck 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Bedeu- 
tung des Ausbaus der DB-Strecke München — 
Mühldorf — Freilassing für den Alpentransit-Ver- 
kehr unter Berücksichtigung der notwendigen 
Verlagerung des Güterverkehrs von der Straße 
auf die Schiene? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 6. Juli 1994 

Der Ausbau der Strecke München — Mühldorf — Freilassing ermöglicht 
die Verlagerung von durchgehenden, bislang über Rosenheim geführten 
Verkehren der Relation München — Salzburg. Für den prognostizierten 
Güterverkehr führt dies zu erheblichen Kapazitätsgewinnen auf dem 
Zulauf von und zum Brenner. 


103. Abgeordnete 

Heide 

Mattischeck 

(SPD) 


Wie sieht das Finanzierungskonzept für den Aus- 
bau der DB-Strecke München — Mühldorf — 
Freilassing aus, und werden Mittel im Haushalt 
1995 vorgesehen sein? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 6. Juli 1994 


Für alle Maßnahmen des „Vordringlichen Bedarfs" des Bundesverkehrs- 
wegeplans 1992 sind Finanzierungsvereinbarungen mit dem Bundesmini- 
sterium für Verkehr erforderlich. Daher sind Aussagen über Terminierung 
und Finanzierung der Ausbaustrecke München — Mühldorf — Freilassing 
erst möglich, wenn diese Vereinbarungen abgeschlossen sind. 


104. Abgeordnete 

Heide 

Mattischeck 

(SPD) 


Wie ist die Tatsache zu erklären, daß sich der Mit- 
telbedarf für den Ausbau der DB-Strecke Mün- 
chen — Mühldorf — Freilassing von 630 Mio. DM 
auf rd. 1,5 Mrd. DM erhöht hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 6. Juli 1994 


Die starke Erhöhung des Investitionsvolumens ist im wesentlichen 
dadurch entstanden, daß nach einer ersten Grobschätzung für den Bun- 
desverkehrswegeplan 1985 die Planung zwischenzeitlich erheblich ver- 
tieft werden konnte. So wurden z. B. erhebliche Mängel in der Beschaffen- 
heit des Untergrundes erkannt. Auch haben die eingesetzten Preissteige- 
rungen merklich zu der Erhöhung beigetragen. 


105. Abgeordneter 

Günter 

Oesinghaus 

(SPD) 


Nachdem eine Lärmmessung des Rheinischen 
Autobahnamtes Köln am Autobahnkreuz Köln- 
Ost (Schlagbaum- Siedlung) ergeben hat, daß die 
zulässigen Grenzwerte nachts fünfmal über- 
schritten wurden, und da hiermit ein Verstoß 
gegen das Bundesimmissionsschutzgesetz vor- 
liegt, frage ich die Bundesregierung, wann ist mit 
entsprechenden Lärmsanierungen zu rechnen 
bzw. ist ein vorläufiger Lärmschutz möglich? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 30. Juni 1994 


Lärmsanierung an Bundesfernstraßen ist eine freiwillige Leistung des 
Bundes, die aufgrund haushaltsrechtlicher Regelung durchgeführt wird. 
Damit liegt beim Lärmschutz an der A 4 im Bereich des Autobahnkreuzes 
Köln-Ost (Schlagbaum-Siedlung) kein Verstoß gegen das Bundes-Immis- 
sionsschutzgesetz vom 1. April 1974 vor. Da im vorliegenden Fall schon 
eine Lärmschutzwand vorhanden ist, kommt an den 4 Gebäuden, an 
denen der Immissionsgrenzwert überschritten wird, nur passiver Lärm- 
schutz in Form von Lärmschutzfenstern in Frage, wenn die vorhandenen 
Fenster nicht schon eine ausreichende Schalldämmung aufweisen. Diese 
Frage prüft zur Zeit das Rheinische Autobahnamt Köln als Auftragsver- 
waltung des Bundes. Die Frage, ob oder gegebenenfalls wann mit dem 
Einbau der Lärmschutzfenster zu rechnen ist, kann daher noch nicht beur- 
teilt werden. 
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Welche konkreten Erkenntnisse hat die Bundes- 
regierung darüber, ob und in welchem Zeitraum 
die Deutsche Bahn AG bereit ist, sich an einem 
Güterverkehrszentrum Kassel zu beteiligen und 
ein Umschlagterminal (KLV) mit entsprechender 
Schienenverbindung am Standort Kassel-Wal- 
dau/Fuldabrück-Berghausen/Lohfelden einzu- 
richten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 30. Juni 1994 

Nach den der Bundesregienmg vorliegenden Informationen ermittelt die 
Deutsche Umschlaggesellschaft Schiene -Straße erneut das Aufkommen 
im Kombinierten Verkehr für eine Umschlaganlage am Standort Kassel- 
Waldau mit einer Potentialanalyse. Wenn diese Analyse genügend Poten- 
tial aus weist, ist noch ein Bedienungsprogramm zu entwickeln. 

Mengenpotential und Bedienungsprogramm werden dann Grundlage der 
Entscheidimg der Deutschen Bahn AG sein, ob die Errichtung eines 
Umschlagbahnhofs für den Kombinierten Verkehr in Kassel- Waldau wirt- 
schaftlich vertretbar ist. 


106. Abgeordneter 

Joachim 

Tappe 

(SPD) 


107. Abgeordneter 

Joachim 

Tappe 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, ihren Einfluß 
als Mehrheitsaktionär der Bahn-AG zugunsten 
des Güterverkehrszentrums Kassel geltend zu 
machen, und welche Möglichkeiten zur Durch- 
setzung ihrer Vorstellungen hat die Bundesregie- 
rung angesichts der Tatsache, daß eine solche 
Einrichtung positive wirtschaftliche Auswirkun- 
gen auf die strukturschwache Region Nordhessen 
haben würde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 30. Juni 1994 

Das Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes vom 20. Dezember 1993 und 
das Gesetz zur Neuordnung des Eisenbahnwesens vom 30. Dezember 
1993 haben das Verhältnis des Bundes zu seinen Eisenbahnen auf eine 
neue Grundlage gestellt. Die Bimdeseisenbahnen sind nicht Teil der bun- 
deseigenen Verwaltung und unterstehen deshalb auch keinen Weisungen 
des Bundesministeriums für Verkehr mehr. 

Vielmehr ist die am 5. Januar 1994 gegründete Deutsche Bahn Aktien- 
gesellschaft (DB AG) ein privatrechtlich organisiertes Unternehmen, für 
das die allgemeinen handelsrechtlichen Regeln, insbesondere die des 
Aktiengesetzes, gelten. 

Auch die Entscheidung über den Neubau eines Umschlagbahnhofs in 
Kassel- Waldau trifft der Vorstand der Deutschen Bahn AG in eigener 
unternehmerischer Verantwortung. 


108. Abgeordneter 

Dr. Klaus-Dieter 
Uelhoff 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Kombi- 
nation von Pipelines mit Tanklastzügen und Kes- 
selwagen der Deutschen Bahn AG zum Vertrieb 
von Mineralölprodukten unter wirtschaftlichen, 
sicherheitstechnischen und ökologischen Aspek- 
ten? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr, Wilhelm Knittel 
vom 30. Juni 1994 

Die Bundesregierung betrachtet die Nutzung von Pipelines grundsätzlich 
als eine Verkehrs- und umweltpolitisch sinnvolle Entlastung anderer Ver- 
kehrswege. Soweit dabei Rohrleitungen der Fernleitungsbetriebsgesell- 
schaft einbezogen werden, ist jedoch sicherzustellen, daß keine Wettbe- 
werbsverzerrungen zu Lasten der Binnenschiffahrt auftreten. 

Eine Kombination des Transportes per Rohrleitung mit Anschlußverkeh- 
ren auf der Schiene und der Straße ist aus Sicht der Bundesregierung sinn- 
voll, um auch nicht an das Rohrleitungsnetz angeschlossenen Annehmern 
die Vorteile des Rohrleitungstransportes zugute kommen zu lassen. Die 
sicherheitstechnischen Gesichtspunkte dieses Transportweges sind durch 
die einschlägigen Bestimmungen hinreichend abgedeckt. 


109. Abgeordneter 

Reinhard 

Weis 

(Stendal) 

(SPD) 


Wie weit ist der Stand der Planung und Realisie- 
rung der Ortsumfahrung Tangermünde im Ver- 
lauf der B 188, der im Vierten Gesetz zur Ände- 
rung des Fernstraßenausbaugesetzes einschließ- 
lich der notwendigen neuen Elbbrücke als Vor- 
dringlicher Bedarf eingestuft wurde, und wann ist 
mit einer Fertigstellung des Projektes nach 
Ansicht der Bundesregierung zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 30. Juni 1994 


Nach Fertigstellung der Umweltverträglichkeitsstudie und der Verkehrs- 
untersuchung wurde das Raumordnungsverfahren im April 1994 abge- 
schlossen. Nachdem voraussichtlich im Herbst 1994 die Linienbestim- 
mung durch das Bundesministerium für Verkehr erfolgen wird, muß für 
die anschließende Erstellung und Genehmigung der Entwurfsunterlagen 
ein Zeitraum von ca. 2 Jahren veranschlagt werden, so daß noch im Jahr 
1996 das Baurecht vorliegen dürfte und mit dem Bau begonnen werden 
kann. Bei einer Gesamtbauzeit von 2 bis 3 Jahren wird angestrebt, die 
Ortsumgehung Tangermünde einschließlich Elbebrücke voraussichtlich 
im Laufe des Jahres 1999 für den Verkehr freizugeben. 

Wohlwissend um die Dringlichkeit der Maßnahme und bei allem Engage- 
ment der mit der Planung beauftragten Straßenbauverwaltung des Landes 
Sachsen-Anhalt ist eine weitere Verkürzung der Planungszeiten unrea- 
listisch. Wie das abgeschlossene Raumordnungsverfahren zeigt, werden 
aufgrund der ökologischen Sensibilität des überplanten Gebietes und des 
damit einhergehenden besonderen öffentlichen Interesses die planungs- 
rechtlichen Verfahren den vorgenannten Zeitbedarf beanspruchen. 

Die vorhandene Elbebrücke wurde mit einem Kostenaufwand von 
rd. 5 Mio. DM saniert, um sie bis zur Verkehrsfreigabe der neuen Elbe- 
brücke zumindest mit Einschränkungen funktionstüchtig zu halten. 


110. Abgeordneter 

Reinhard 

Weis 

(Stendal) 

(SPD) 


Wie weit ist der Stand der Planung und Realisie- 
rung der Ortsumfahrung Stendal im Verlauf der 
B 189, der im Vierten Gesetz zur Änderung des 
Fernstraßenausbaugesetzes einschließlich der 
Kreuzung mit der B 188 als Vordringlicher Bedarf 
eingestuft wurde, und wann ist mit einer Fertig- 
stellung des Projektes nach Ansicht der Bundes- 
regierung zu rechnen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 30. Juni 1994 

Während für die Südumgehung Stendal im Zuge der B 188 derzeit das 
Planfeststellungsverfahren durchgeführt wird und mit einem Baubeginn 
Anfang 1995 gerechnet werden kann, befinden sich die Planunterlagen 
für die Ortsumgehung Stendal im Zuge der B 189 im Raumordnungsver- 
fahren. 

Bei positivem Verlauf der planungsrechtlichen Verfahren wird der Bau- 
beginn der B 189, Ortsumgehung Stendal, noch im Jahr 1996 angestrebt. 
Die Bauzeit wird auf ca. 1 V 2 Jahre geschätzt, so daß mit einer Fertigstel- 
lung im Laufe des Jahres 1998 zu rechnen ist. 


111. Abgeordneter 

Reinhard 

Weis 

(Stendal) 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten bestehen, zu der von der 
Stadt Stendal bevorzugten westlichen Umfah- 
rungslösung der B 189 zu kommen oder ist nach 
Ansicht der Bundesregierung die Streckenfüh- 
rung der Ortsumfahrung Stendal östlich der 
Stadt, wie dies die Anlage zum Fernstraßenaus- 
baugesetz vorsieht, bereits feststehend? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 30. Juni 1994 

Die Linienführung der Ortsumgehung Stendal im Zuge der B 189 steht 
noch nicht fest. 

Bevor die Linienbestimmung durch das Bundesministerium für Verkehr 
erfolgt, muß der Ausgang des derzeit laufenden Raumordnungsverfah- 
rens beim Regierungspräsidium Magdeburg abgewartet werden. Der 
Bund hat nicht die Möglichkeit, dieses auf Landesebene durchgeführte 
Raumordnungsverfahren zu beeinflussen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


112 . Abgeordnete 

Monika 

Ganseforth 

(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die lange 
angekündigte Verabschiedung der Wärme- 
nutzungsverordnung von der Bereitschaft der 
Industrie zu Öko-Audit abhängig zu machen, wie 
Äußerungen aus dem Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit ver- 
muten lassen? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 4. Juli 1994 

Nein. 
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113. Ab ge ordnete 

Monika 

Ganseforth 

(SPD) 


Für welche Betriebe gilt das freiwilhge Öko- 
Audit, und für welche soll die Wärmenutzungs- 
verordnung die Umsetzung des wirtschaftlichen 
Energiesparpotentials vorschreiben? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 4. Juli 1994 


An dem Verfahren nach der EG -Öko- Audit- Verordnung können sich alle 
Unternehmen beteiligen, die an einem oder mehreren Standorten eine 
gewerbliche Tätigkeit im Sinne von Artikel 2 Buchstabe i der Verordnung 
(EWG) Nr. 1836/93 des Rates über die freiwillige Beteiligung gewerblicher 
Unternehmen an einem Gemeinschaftssystem für das Umweltmanage- 
ment und die Umweltbetriebsprüfungen vom 29. Juni 1993 (Amtsblatt der 
EG Nr. L 168/1) ausüben. Der geplanten Wärmenutzungsverordnung sol- 
len solche nach dem Bundes-Immissionsschutz genehmigungsbedürfti- 
gen Anlagen unterliegen, denen eine bestimmte Mindestenergie zuge- 
führt wird. Der Anwendungsbereich der beiden Verordnungen über- 
schneidet sich teilweise. 


114. Abgeordnete 

Birgit 

Homburger 

(F.D.P.) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß am Grenz- 
bahnhof Decin in einigen der dort stehenden 
43 Waggons, die aus Deutschland stammen und 
nur Schrott enthalten sollten, zu erheblichen Tei- 
len auch Fremdstoffe wie teilgefüllte Feuer- 
löscher, Gefäße mit Färb-, Öl- und Teerresten, 
Kühlschränke mit FCKW-Füllung u. ä. m. gefun- 
den wurden? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 4. Juli 1994 


Auf Nachfrage über die deutsche Botschaft vom 18. Mai sowie mit Schrei- 
ben vom 19. Mai 1994 informierte der tschechische Umweltminister die 
Bundesregierung, daß sich seit Mitte Mai d. J. eine größere Anzahl mit 
Eisenschrott beladene Eisenbahnwaggons aus Deutschland auf dem 
Grenzbahnhof in Decin befänden, deren Freigabe durch den tschechi- 
schen Zoll wegen enthaltener Fremdbestandteile, wie teilgefüllte Feuer- 
löscher, Gefäße mit Färb-, Öl- und Teerresten, Kühlschränke u. ä. m. abge- 
lehnt würde. Nach diesen Informationen waren von der Zurückweisung 
Lieferungen von fünf namentlich benannten deutschen Firmen betroffen. 

Nicht alle der zurückgewiesenen Waggons wurden durch die tschechi- 
schen Behörden tatsächlich kontrolliert und beanstandet, sondern ein Teil 
nur anhand der Frachtpapiere, wegen fehlender Einfuhrgenehmigungen, 
zurückgewiesen. In diesem Zusammenhang ist jedoch die Erklärung der 
tschechischen Regierung zu sehen, auch für „grün gelistete Abfälle" der 
EG- Abfallverbringungsverordnung die Kontroll- und Genehmigungsver- 
fahren für Abfälle der roten Liste anzuwenden und ein entsprechendes 
Importverbot zu erlassen. Dies wurde von tschechischer Seite auch der 
EG-Kommission mitgeteilt, die gegenwärtig prüft, inwieweit ein Geneh- 
migungsvorbehalt für derartige Exporte erlassen werden kann. 


62 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/8253 


115. Abgeordnete 

Birgit 

Homburger 

(F.D.P.) 


Wie wird in Zukunft die Einhaltung der Basler 
Konvention sichergestellt, und wird die Bundes- 
regierung für die Rückholung dieser Abfälle sor- 
gen? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom4. Juli 1994 

Mit der EG-Abfallverbringungsverordnung und dem ergänzenden natio- 
nalen Ausführungsgesetz zum Basler Übereinkommen, das voraussicht- 
lich im dritten Quartal 1994 in Kraft treten wird, sind die rechtlichen Rege- 
lungen zur effektiven Überwachung und Kontrolle grenzüberschreitender 
Abfallverbringungen geschaffen worden. 

Der Vollzug dieser Regelungen obliegt den zuständigen Landesbehörden, 
die im vorliegenden Fall bereits entsprechend tätig geworden sind. 

In Zusammenarbeit der sächsischen und tschechischen Umwelt- und Zoll- 
behörden wurde bereits am 19. Mai 1994 mit der Rückführung der betref- 
fenden Waggons begonnen. Bis zum gegewärtigen Zeitpunkt sind nach 
der Bundesregierung vorliegenden Informationen insgesamt 37 Waggons 
wieder in Deutschland eingetroffen. Nach Kontrolle durch die sächsischen 
Umweltbehörden und das LKA Sachsen wurden diese Waggons an die 
Absender zurückgeschickt. 


116. Abgeordneter 

Dr. Harald 
Kahl 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung aktuelle Zahlen 
über die durchschnittlich erreichten Umlaufzah- 
len von Milch-Mehrwegflaschen vor, nachdem 
das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit unter Hinweis auf Ergeb- 
nisse der „Ökobilanz Frischmilchverpackungen'' 
mehrfach erklärt hat, daß Mehrwegsysteme nur 
bei 20maliger Wiederbefüllung ökologisch sinn- 
voll sind? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 4. Juli 1994 

Die Auswertung der Ökobilanzstudie für Verpackungen u. a. für Frisch- 
milch, die 1990 an drei Forschungsinstitute vergeben wurde, befindet sich 
kurz vor dem Abschluß. Bereits im September 1993 wurden die Sachbilan- 
zen der Ökobilanzstudie vorgelegt. Zur Zeit werden diese Sachbilanzen 
einer Auswertung durch das Umweltbundesamt unterzogen. 

Für die Vergleiche der Umweltauswirkungen der einzelnen Verpak- 
kungsalternativen ist es erforderlich gewesen, verschiedene Annahmen 
zu treffen. Hierzu gehören auch Annahmen über die Umlaufhäufigkeit 
von Mehrwegverpackungen. Im Falle der Mehrwegflasche für 
Frischmilch sind die Forschungsinstitute von einer Umlaufzahl von 25 aus- 
gegangen. Diese Umlaufzahl wurde in Abstimmung von Industrie- und 
Wissenschaftsvertretern als realistisch angesehen. Aktuellere und kon- 
kretere Umlauf zahlen, etwa bezogen auf einzelne Abfüller oder Durch- 
schnittsgrößen, liegen der Bundesregierung nicht vor. Zusätzlich zu den 
Berechnungen auf der Basis der Umlaufzahl von 25 werden jedoch im 
Umweltbundesamt Analysen, bezogen auf niedrigere Umlaufzahlen, 
durchgeführt. 
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Die ersten Ergebnisse der Auswertung der Ökobilanzstudie zeigen, daß 
bei Umlaufzahlen von 20 und mehr die Mehrwegflasche für Frischmilch 
eindeutige ökologische Vorteile gegenüber den z. Z. üblichen Konkur- 
renzverpackungssystemen hat. Eine Aussage dazu, ob diese Vorteile auch 
bei geringeren Umlaufzahlen als 20 noch bestehen, läßt sich aufgrund der 
noch nicht vollständigen Auswertung der Ökobilanz Studie noch nicht tref- 
fen. Die vollständige Auswertung wird voraussichtlich im Herbst d. J. 
abgeschlossen sein und dann auch öffentlich zur Diskussion gestellt 
werden. 


Was war der Grund dafür, daß eine vom Umwelt- 
bundesamt Anfang Juni geplante Pressemittei- 
lung zur Gesundheitsgefährdung durch Dämm- 
stoffe aus künstlichen Mineralfasern vom Bun- 
desministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktor Sicherheit nicht genehmigt wurde, und 
besteht dabei ein Zusammenhang zu Protesten 
aus Kreisen der Hersteller künstlicher Mineral- 
fasern gegen die vom Umweltbundesamt vorge- 
nommene Einschätzung der Fasern als „krebsför- 
dernd"? 

Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom 4. Juli 1994 

Das Umweltbundesamt, das Bundesgesundheitsamt und die Bundes- 
anstalt für Arbeitsschutz waren beauftragt, am 6. und 7. Juni 1994 eine 
Sachverständigenanhörung über technische Maßnahmen zur Verminde- 
rung der Risiken durch künstliche Mineralfasern sowie zur Bewertung 
möglicher Alternativen in der Wärme- und Schalldämmung durchzufüh- 
ren. Um die Ergebnisse der Anhörung in eine Presseerklärung einfließen 
zu lassen, wurde im unmittelbaren Anschluß an die Anhörung eine 
gemeinsame Presseinformation der drei Bundesoberbehörden heraus- 
gegeben. 

Der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit hat 
veranlaßt, daß der Bericht der drei Bundesoberbehörden über mögliche 
Risiken von Fasern veröffentlicht wird (Künstliche Mineralfasern, BGA- 
Schriften 04/1994, Schriftenreihe des Bundesgesundheitsamtes, MMV 
Medizin- Verlag München, 1994). Angebliche Proteste aus Kreisen der 
Hersteller künstlicher Mineralfasern haben zu keinem Zeitpunkt die von 
den drei Bundesoberbehörden vorgenommene und im Bericht dargelegte 
Einschätzung hinsichtlich der krebserzeugenden Wirkung einiger Faser- 
typen beeinflußt. 


117. Abgeordneter 

Horst 

Kubatschka 

(SPD) 


118. Abgeordneter 

Simon 

Wittmann 

(Tännesberg) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß gewerbliche Unternehmen auch Verpackun- 
gen mit dem Grünen Punkt als Gewerbemüll ent- 
sorgen und bezahlen müssen, obwohl dafür be- 
reits mit dem Grünen Punkt bezahlt wurde, und 
welchen Beitrag leistet das Duale System zur Ver- 
wertung dieser Verpackungen? 


Antwort des Staatssekretärs Clemens Stroetmann 
vom5. JuH 1994 

Die Verpackungsverordnung vom 12. Juni 1991 eröffnet zur Erfüllung der 
Rücknahmepflicht für Verkaufsverpackungen in § 6 Abs. 3 die Möglich- 
keit der Einrichtung sog. dualer Systeme. Diese müssen flächendeckend 
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eine regelmäßige endverbrauchernahe Erfassung gebrauchter Verkaufs- 
Verpackungen gewährleisten. Der Zweck derartiger Kooperationen liegt 
zum einen in der Möglichkeit des Handels, sich von der Rücknahmever- 
pflichtung am Laden zu befreien. Zum anderen wird mit der Abholung 
beim Verbraucher aber auch die Erwartung einer höheren Effizienz bei 
Erfassung und Verwertung verknüpft. 

Diese Regelung der endverbrauchernahen Erfassung gebrauchter Ver- 
kaufsverpackungen hat im Spannungsfeld mit wettbewerbsrechtlichen 
Bestimmungen durch das Bundeskartellamt eine Einschränkung dahin 
gehend erfahren, daß industrielle und großgewerbliche Anfallstellen von 
der Entsorgung durch die Duale System Deutschland GmbH auszuneh- 
men sind. 

Da regelmäßig im Zeitpunkt des Inverkehrbringens einer konkreten Ver- 
kaufsverpackung noch nicht feststeht, in welchem Bereich sie nach 
Gebrauch zur Entsorgung anfällt, wird der Verzicht auf die Verwendung 
des Lizenzsymbols „Der Grüne Punkt" für derartige Verpackungen nur in 
klar abgrenzbaren Fällen in Betracht kommen. Nach Erkenntnissen der 
Bundesregierung wird von seiten der DSD GmbH gegenwärtig das Kon- 
zept eines sog. Gebührensplittings erarbeitet, das den differenzierten 
Abrechnungsmodalitäten Rechnung tragen soll, die aus den wettbewerbs- 
rechtlichen Anforderungen des Bundeskartellamtes erwachsen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Post 
und Telekommunikation 


119. Abgeordneter 

Dr. Wolfgang 
Ullmann 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die offensicht- 
liche Absicht der Deutschen Bundespost TELE- 
KOM, in öffentlichen Telefonzellen die aus dem 
Jahre 1908 stammende Impulswahl beizubehal- 
ten, statt auf das moderne, in vielen anderen Län- 
dern übliche Tonwahl- Verfahren - mit seinen 
Vorzügen wie schnellerem Verbindungsaufbau - 
umzustellen? 


Antwort des Staatssekretärs Gerhard O. Pfeffermann 
vom 4. Juli 1994 


Die Vorteile der Digitaltechnik bei öffentlichen Telefonstellen sind abge- 
sehen von einem schnelleren Verbindungsaufbau in der Praxis nahezu 
bedeutungslos. 

Die Umstellung öffentlicher Telefonstellen von Endgeräten mit Impuls- 
wahlverfahren (IWV) zu Endgeräten mit Mehrfrequenzwahlverfahren 
(MFV) läßt sich zudem aus Kostengründen nicht so zügig wie erwünscht 
realisieren. Die verwendeten Endgeräte sind für den Außenbereich mit 
hohen Anforderungen an die Gehäusequalität konzipiert und haben im 
allgemeinen eine Lebensdauer von zehn Jahren. 
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Diese Anforderungen führten dazu, daß heute über die Hälfte der öffent- 
lichen Telefone der Deutschen Bundespost TELEKOM elektromechani- 
sche bzw. elektronische Münztelefone sind, bei denen die Tonwahl (oder 
MFV) zur Zeit ihrer Anschaffung technisch nicht gefordert wurde und des- 
halb auch nicht funktioniert. 

Eine temporäre Umschaltung (per Prozedur durch Eingabe einer Tasten- 
folge) ist bei diesen Münztelefonen ebenfalls nicht möglich, weil die ent- 
sprechenden Eingabetasten fehlen. Eine Umrüstung wäre eine „Hard- 
ware-Änderung" mit Investitionen in Millionenhöhe. 

Die permanente Anschaltung dieser Münztelefone an Digitale Ortsver- 
mittlungsstellen (DIVO) würde bei allen „anrufbar" geschalteten Münz- 
telefonen (30%) zu Fehlfunktionen innerhalb der DIVO führen. Grund 
hierfür ist, daß nach Abheben des Telefonhörers ständig der international 
vereinbarte „Münzer-Kennungston" abgegeben wird, der bei diesem 
Münztelefon-Typ innerhalb desselben Frequenzspektrums liegt wie die 
MFV-Töne und deshalb von der Vermittlungsstelle nicht unterschieden 
werden kann. 

Die derzeit rund 60000 Kartentelefone ermöglichen eingeschränkt die 
Nutzung von MFV. Bei der Entwicklung des Kartentelefonsystems vor 
über zehn Jahren wurde die Nutzungsmöglichkeit von MFV durch die 
temporäre Umschaltungsmöglichkeit von Impulswahlverfahren (IWV) auf 
MFV berücksichtigt. Somit kann nach abgeschlossener Wahlprozedur 
mittels der Tastenkombination: „Speichertaste" - „Stern" - „Speicher- 
taste" auf MFV umgeschaltet werden und eine vereinfachte Datenüber- 
tragung wie z. B. die Fernsteuerung oder Fernabfrage von Anrufbeant- 
wortern vorgenommen werden. 

Eine permanente Anschaltung an DIVO führt jedoch bei anrufbaren Kar- 
tentelefonen zum gleichen Problem wie bei Münztelefonen und kann 
wegen der möglichen Fehlfunktion der DIVO nicht realisiert werden. 
Auch hier könnte eine „Hardware -Änderung" bei den Kartentelefonen 
eine Lösung bringen, die derzeit - weil wirtschaftlich nicht vertretbar - 
zurückgestellt werden muß. 

In absehbarer Zeit ist die Entwicklung einer neuen Generation von Kar- 
tentelefonendgeräten zu erwarten. Dabei wird der Realisierung dieses 
Leistungsmerkmals besondere Bedeutung zugemessen, damit die Vor- 
teile der Digitaltechnik auch zunehmend an öffentlichen Telefonstellen 


Wie beurteilt die Bundesregierung, daß die Deut- 
sche Bundespost TELEKOM einem Telefonteil- 
nehmer, der im Bereich eines alten elektromecha- 
nischen Vermittlungsamts wohnt, aber wegen 
der besseren Kommunikationsmöglichkeiten an 
ein digitales Amt geschaltet werden will, dies nur 
bei Bereitschaft zur Teilnahme am ISDN-Dienst 
gestattet, während ein Anschlußinhaber im 
Bereich eines modernen digitalen Amts zwischen 
der Teilnahme an ISDN oder moderner Analog- 
vermittlung per Ton wähl wählen darf, und was 
wird die Bundesregierung unternehmen, um die 
volle Wahlfreiheit zwischen beiden Systemen 
sicherzustellen? 


nutzbar werden. 


120. Abgeordneter 
Dr. Wolfgang 
Ullmann 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 
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Antwort des Staatssekretärs Gerhard O. Pfeffermann 
vom 4. Juli 1994 


Ende* 1994 wird ein Digitalisierungsgrad von ca. 40%, Ende 1995 von 
knapp 50% erreicht sein; fast jeder zweite Anschluß ist dann an einer digi- 
talen Vermittlungsstelle angeschlossen. In den verbleibenden analogen 
Vermittlungsstellen werden sogenannte digitale Scheiben installiert. 
Rechnet man deren Kapazität zum oben genannten Digitalisierungsgrad 
hinzu, so sind Ende 1995 etwa 95% der Anschlüsse entweder direkt an 
einer digitalen Vermittlungsstelle angeschlossen oder können bei Bedarf 
auf die digitale Scheibe umgeschaltet werden. Ende 1994 betrifft dies 
bereits über zwei Drittel der Anschlüsse. 

Die Wahrscheinlichkeit, einen analogen Anschluß an einer digitalen Ver- 
mittlungsstelle zu besitzen, wird durch die forcierte Digitalisierung und 
den Aufbau digitaler Scheiben sprunghaft steigen. Für den überwiegen- 
den Teil der Kunden besteht somit Ende 1995 die volle Wahlfreiheit zwi- 
schen einem analogen Anschluß an einer digitalen Vermittlungsstelle und 
einem ISDN-Anschluß. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


121. Abgeordneter 

Peter Harry 
Carstensen 
(Nordstrand) 

(CDU/CSU) 


Welche rechtlichen Möglichkeiten haben Ge- 
meinden und Kreise, einer eventuellen ungezü- 
gelten Bebauung der Landschaft mit Windkraft- 
anlagen zu begegnen oder in Gebieten, in denen 
schon erhebliche Mengen an Windkraftanlagen 
errichtet worden sind, einen weiteren Ausbau 
nicht zuzulassen? 


Antwort der Bundesministerin Dr. Irmgard Schwaetzer 
vom 6. Juli 1994 

Die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit von Anlagen zur Produktion von 
Energie aus Windkraft beurteilt sich danach, ob die Anlagen in einem 
Gebiet mit Bebauungsplan, in einem im Zusammenhang bebauten Orts- 
teil oder im Außenbereich errichtet werden sollen: 

In Gebieten mit Bebauungsplänen sind deren Festsetzungen für die Zuläs- 
sigkeit von Windkraftanlagen maßgebend (§ 30 Abs. 1 BauGB). Auf der 
Grundlage eines Bebauungsplanes können Gemeinden Windkraftan- 
lagen zulassen, wenn sie entsprechende Flächen für solche Anlagen als 
Sondergebiet nach § 11 Abs. 2 BauNVO festsetzen. Die Aufstellung eines 
derartigen Bebauungsplans wird gemäß § 1 Abs. 3 BauGB dann erforder- 
lich sein, wenn nicht nur eine einzelne Anlage, sondern mehrere Anlagen 
und damit ein sogenannter „Windenergiepark" beabsichtigt ist, da hier- 
durch regelmäßig ein Planungserfordernis ausgelöst wird. 
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Im nicht beplanten Innenbereich (§ 34 Abs. 1 und 2 BauGB) kann eine 
Windkraftanlage als eine untergeordnete Nebenanlage zu einem Wohn- 
gebäude im Einzelfall dann zulässig sein, wenn keine Beeinträchtigung 
der Eigenart des Gebiets oder unzumutbare Beeinträchtigungen von 
schutzwürdigen Nutzungen in der Nachbarschaft drohen. 

Im Außenbereich (§ 35 BauGB) bestehen demgegenüber für Windener- 
gieanlagen weiterreichendere Genehmigungsmöglichkeiten. Die Bun- 
desregierung und die überwiegende Anzahl der Mitglieder der Arbeits- 
gemeinschaft der Bauminister - ARGEBAU - gehen dabei davon aus, daß 
Windkraftanlagen wegen ihrer erheblichen Auswirkungen auf die Umge- 
bung grundsätzlich im Außenbereich angesiedelt werden sollen. Daher 
wird für diese Anlagen eine Privilegierung im Sinne des § 35 Abs. 1 Nr. 4 
BauGB angenommen, soweit diese (auch) der öffentlichen Versorgung mit 
Elektrizität dienen. Demgegenüber tendiert die Rechtsprechung - und 
dies scheint durch ein Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 16. Juni 
1994 bestätigt worden zu sein (die Urteilsgründe liegen der Bundesregie- 
rung noch nicht vor) - zu einer engen Auslegung des § 35 Abs. 1 BauGB, so 
daß Windkraftanlagen vielfach keine der Privilegierungen des § 35 Abs. 1 
BauGB in Anspruch nehmen können, sich ihre Zulässigkeit daher nach 
§ 35 Abs. 2 BauGB beurteilt. 

Jedoch hat der Deutsche Bundestag am 23. Juni 1994 im Rahmen der 
Änderung des Gesetzes zur Förderung der bäuerlichen Landwirtschaft 
auch eine Ergänzung von § 35 Abs. 1 BauGB um eine neue Nummer 7 
beschlossen, mit welcher Windkraftanlagen ausdrücklich privilegiert 
werden sollen. Die vom Deutschen Bundestag beschlossene Ergänzung 
von § 35 Abs. 1 Nr. 7 BauGB hat dabei folgenden Wortlaut: „Im Außenbe- 
reich ist ein Vorhaben nur zulässig, wenn öffentliche Belange nicht entge- 
genstehen, die ausreichende Erschließung gesichert ist und wenn es . . . 
7. der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Windenergie oder 
sonstiger erneuerbarer Energien dient". 

Auf der Grundlage der von der Bundesregierung und der überwiegenden 
Anzahl der Mitglieder der ARGEBAU vertretenen Rechtsauffassung ist 
anzunehmen, daß Windkraftanlagen im Außenbereich privilegiert zuläs- 
sig sind. Auf der Grundlage der vom Deutschen Bundestag beschlossenen 
Ergänzung des § 35 Abs. 1 BauGB soll dies ausdrücklich festgestellt 
werden. 

Eine solche Privilegierung bedeutet aber nicht, daß Windkraftanlagen im 
Außenbereich nunmehr ausnahmslos genehmigt werden müssen: 

Voraussetzung für die Zulässigkeit eines Vorhabens im Außenbereich 
nach § 35 Abs. 1 BauGB ist neben der Privilegierung und der gesicherten 
Erschließung gerade auch, daß öffentliche Belange nicht entgegenstehen. 
Diese öffentlichen Belange, die einem Vorhaben nach Absatz 1 entgegen- 
stehen können, sind beispielhaft in § 35 Abs. 3 BauGB aufgezählt. Danach 
liegt eine Beeinträchtigung öffentlicher Belange insbesondere vor, wenn 
das Vorhaben den Darstellungen des Flächennutzungsplans widerspricht. 
Von einem der Zulässigkeit einer Windkraftanlage entgegenstehenden 
öffentlichen Belang ist dann auszugehen, wenn der Flächennutzungsplan 
zum Ausdruck bringt, daß eine beantragte Windkraftanlage außerhalb 
einer bestimmten „Konzentrationszone'' im Außenbereich hegt und somit 
nicht der planerischen Konzeption der Gemeinde entspricht. 

So weist das Bundesverwaltungsgericht im Urteil vom 22. Mai 1987 (abge- 
druckt in NVwZ 1988, S. 54) für einen vergleichbaren Fall darauf hin, daß 
eine solche Darstellung im Flächennutzungsplan unter Berücksichtigung 
des Erläuterungsberichts auch mit ihrer negativen Aussage das Gewicht 
eines öffentlichen Belangs haben kann, der der vorgesehenen Nutzung an 
anderer Stelle im Gemeindegebiet entgegensteht. 
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Daneben ist zu beachten, daß auf Windkraftanlagen im Außenbereich die 
naturschutzrechtliche Eingriffsregelung entsprechend § 8 des Bundes- 
naturschutzgesetzes Anwendung findet. Diese Regelung, die im Rahmen 
des Baugenehmigungsverfahrens von der Baugenehmigungsbehörde im 
sogenannten „Huckepackverfahren" mit zu prüfen ist, dient unter ande- 
rem dem Schutz des Naturhaushaltes und Landschaftsbildes und enthält 
in Absatz 3 einen eigenständigen Abwägungstatbestand, der dann eine 
Untersagung einer Windkraftanlage rechtfertigen kann, wenn die durch 
diese Anlage ausgelösten Beeinträchtigungen für Natur und Landschaft 
nicht zu vermeiden und nicht im erforderlichen Maße auszugleichen sind. 


Ergänzend wird darauf hingewiesen, daß nicht nur die Gemeinden über 
ihren Flächennutzungsplan die Ansiedlung von Windkraftanlagen im 
Außenbereich steuern können, sondern schon auf der vorgelagerten Pla- 
nungsebene die Regionalplanung durch entsprechende Ziele der Raum- 
ordnung und Landesplanung Einfluß nehmen kann. So besteht dort die 
Möglichkeit, Flächen für das Aufstellen größerer, raumbedeutsamer 
Windkraftanlagen und insbesondere für Windenergieparks zu reservieren 
und andere Flächen von dieser Nutzung freizuhalten. Diese Ziele der 
Raumordnung sind nach § 1 Abs. 4 BauGB von den Gemeinden bei der 
Aufstellung von Flächennutzungsplänen und Bebauungsplänen zwin- 
gend zu beachten („Die Bauleitpläne sind den Zielen der Raumordnung 
und Landesplanung anzupassen"). Darüber hinaus sind derartige Ziele 
der Raumordnung und Landesplanung im Rahmen von Baugenehmi- 
gungsverfahren für Windkraftanlagen im Außenbereich nach § 35 Abs. 3 
Satz 3 BauGB zu berücksichtigen. 


Im Einzelfall sind die für die Raumordnung zuständigen Landesbehörden 
schließlich auch befugt, raumbedeutsame Vorhaben von überörtlicher 
Bedeutung, wie z. B. Windenergieparks, nach landesrechtlichen Vor- 
schriften in einem Raumordnungsverfahren zu überprüfen. 


122. Abgeordneter 
Werner 
Schulz 
(Berlin) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie hoch wird nach Einschätzung der Bundes- 
regierung der Erlös aus der beabsichtigten Ver- 
äußerung der Niedersächsischen Gesellschaft 
für Landesentwicklung und Wohnungsbau mbH 
(NILEG) ausfallen, und welcher Anteil davon ent- 
fällt auf den Bund bzw. liegen der Bundesregie- 
rung inzwischen entsprechende Wertgutachten 
vor? 


Antwort der Bundesministerin Dr. Irmgard Schwaetzer 
vom 6. Juli 1994 


Im Rahmen der Bemühungen der Bundesregierung, die Beteiligungen 
an wohnungswirtschaftlichen Unternehmen zu veräußern, werden derzeit 
auch Verkaufsverhandlungen für die Bundesbeteiligung in Höhe von 
6,65 Mio. DM (20,15% des Stammkapitals) an der NILEG Niedersäch- 
sische Gesellschaft für Landesentwicklung und Wohnungsbau mbH, 
Hannover, auf der Grundlage des Bewertungsgutachtens eines unab- 
hängigen Wirtschaftsprüfers geführt. Angesichts der noch andauernden 
Verhandlungen können derzeit keine Angaben über die Höhe eines evtl. 
Verkaufserlöses gemacht werden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Forschung 
und Technoiogie 


123. Abgeordneter 
Peter 
Bleser 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung das vom ame- 
rikanischen Energieministerium (DOE) unter- 
stützte Projekt „Elektro-Farming", bei dem durch 
Phosphorsäure-Brennstoffzellen (PAFC) Energie 
gewonnen wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 5. Juli 1994 


Die phosphorsaure Brennstoffzelle (im englischen Sprachgebrauch 
Phosphoric Acid Fuel Cell, PAFC) ist von amerikanischen und japanischen 
Firmen für den Kraftwerksbereich zur technologischen Reife entwickelt 
worden. Wegen des erheblichen Technologie Vorsprungs hat der Ad-hoc- 
Ausschuß beim BMFT „Solare Wasserstoffwirtschaft" im April 1988 emp- 
fohlen, von einer nationalen Förderung abzusehen und „Erfahrungen mit 
käuflich erworbenen Aggregaten zu gewinnen". Die Ruhrgas AG, Thys- 
sengas und die Hessische Elektrizitäts AG haben im Jahr 1993 ohne För- 
dermittel des BMFT mit der Erprobung von PAFC in Blockheizkraftwer- 
ken (BHKW) begonnen. Es wurden Zellen des amerikanischen Herstellers 
ONSI eingesetzt, die jeweils 200 kW Strom und 220 kW Wärme erzeugen. 
Als Brenngas wird reformiertes Erdgas verwendet. Das amerikanische 
„Elektro-Farming" Projekt ist ein Anwendungsbeispiel für die PAFC in 
der Landwirtschaft unter Verwendung von reformiertem Biogas. 

Im Rahmen dieser Demonstrationsprojekte soll ermittelt werden, ob der 
Einsatz von PAFC in BHKW wirtschaftlicher ist als der Einsatz von Gas- 
motoren. 

Vor Abschluß dieser Demonstrationsvorhaben kann eine Beurteilung 
nicht vorgenommen werden. Das BMFT wird die weitere Entwicklung 
sorgfältig beobachten. 


124. Abgeordneter 
Peter 
Bleser 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Informationen über 
ähnliche Projekte in der Bundesrepublik 
Deutschland vor? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 5. Juli 1994 

Es liegen der Bundesregierung keine Informationen über den Einsatz von 
PAFC in der Bundesrepublik Deutschland mit Nutzung von Biogas vor. 


125. Abgeordneter 
Peter 
Bleser 

(CDU/CSU) 


Welche Rohstoffe werden bei diesem Verfahren 
der Energie ge winnung verwandt, und welche 
Verfahrensschritte sind bis zur Lieferung von 
Elektroenergie notwendig? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 5. Juli 1994 

Als Einsatzstoffe eignen sich reiner Wasserstoff, verschiedene Kohlenwas- 
serstoffe wie z. B. Erdgas, Methanol, Biogas, Kohlegas. Beim Einsatz von 
Kohlenwasserstoffen findet in einer vorgeschalteten Reformierungsstufe 
eine Anreicherung des Brennstoffgases mit Wasserstoff statt. Als Oxidant 
wird Luft verwendet. 


126. Abgeordneter 
Peter 
Dieser 

(CDU/CSU) 


Welche Immissionen und welche Reststoffe fallen 
erwartungsgemäß bei diesem Verfahren an? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 5. Juli 1994 

Beim Reformierungsprozeß der Kohlenwasserstoffe entsteht erwartungs- 
gemäß CO^. Bezogen auf den höheren Wirkungsgrad der PAFC als z. B. 
bei einem Erdgasmotor, entstehen umgerechnet etwa 10% weniger CO 2 
pro erzeugte kWh. Die NO^ Emissionen sind bis 90% geringer als in her- 
kömmlichen Kraftwerken, bedingt durch die relativ niedrige Prozeßtem- 
peratur (ca. 200°C). 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Biidung 
und Wissenschaft 


127. Abgeordneter 

Jörg 

van Essen 

(F.D.P.) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den seit dem 
Herbst 1992 an der Börde-Schule in Soest beste- 
henden Schulversuch einer Ausbildung zum/zur 
denkmaltechnischen Assistenten/ Assistentin im 
Rahmen einer dreijährigen höheren Berufsfach- 
schule, der die große Lücke im deutschen Ausbil- 
dungssystem zwischen Architekt/Kunsthistoriker 
und Handwerker/Restaurator schließt, insbeson- 
dere angesichts des riesigen Bedarfs an Sanie- 
rungsmaßnahmen vor allem in den neuen Bun- 
desländern? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Fritz Schaumann 
vom 4. Juli 1994 

Eine Beurteilung des Schulversuchs zur dreijährigen Ausbildung denk- 
maltechnischer Assistenten/Assistentinnen an einer höheren Berufsfach- 
schule in Soest ist der Bundesregierung nicht möglich, da das Projekt als 
landesinterner Versuch gestaltet ist. Das Vorhaben läuft nicht als Modell- 
versuch im Verfahren der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung 
und Forschungsförderung (BLK), das Bundesministerium für Bildung und 
Wissenschaft ist daher an dessen Förderung und Bewertung nicht betei- 
ligt. 
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128, Abgeordneter 

Jörg 

van Essen 
, (F.D.P.) 


Sieht die Bundesregierung hier die Möglichkeit 
einer Einflußnahme auf die Bund-Länder-Kom- 
mission für Bildungsplanung und Forschungsför- 
derung, um diesen Versuch über Nordrhein- 
Westfalen hinaus auszuweiten und bundesweit 
einzuführen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Fritz Schaumann 
vom 4. Juli 1994 

Da das berufliche Schulwesen im Zuständigkeitsbereich der Länder liegt, 
ist hier für eine Verbreitung des Bildungsganges über Nordrhein-West- 
falen hinaus auf das Verfahren im Rahmen der Kultusministerkonferenz 
(KMK) hinzuweisen. Wenn zu gegebener Zeit aus der landesinternen Eva- 
luation des Schulversuchs resultiert, daß der Bildungsgang auf Dauer ein- 
geführt wird, kann das Land ihn bei der KMK zur Aufnahme in deren Rah- 
menvereinbarung über die Ausbildung von Technischen Assistenten 
anmelden. 

Eine bundesweite Einführung des Bildungsganges mittels BLK-Modell- 
versuchs kann vom BMBW finanziell nicht gefördert werden, da dies den 
Förderprinzipien für BLK-Modellversuche widerspricht. Zu diesen För- 
derprinzipien gehört, eine innovative Lösung an nur einem Modellver- 
suchsort zu erproben und anschließend (außerhalb des Modellversuchs) 
positive Ergebnisse auf andere Orte bzw. Länder zu übertragen oder zur 
Übernahme anzubieten. Weitere Informationen können auch aus der bei- 
gefügten BLK-Informationsschrift über Modellversuche im Bildungs- 
wesen entnommen werden. 


129. Abgeordneter 

Jörg 

van Essen 
(F.D.P.) 


Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen der 
Weiterbildungsmaßnahmen diesen Ausbildungs- 
gang zu fördern, wenn die Eingangsvoraus- 
setzung (Fachoberschulreife) durch eine abge- 
schlossene Berufsausbildung ergänzt und damit 
die Ausbildungszeit auf zwei Jahre verkürzt 
wird? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Fritz Schaumann 
vom 4. Juli 1994 

Dieser Ausbildungsgang an einer künftigen Fachschule, die aus der 
Fragestellung erkennbar wird, kann vom Bund nicht gefördert werden, da 
für die Finanzierung einer solchen Fachschule das Land zuständig ist. 

Sollte die zeitlich begrenzte Entwicklung und Erprobung eines solchen 
Fachschul-Bildungsgangs in einem BLK-Modellversuch vom Land NW 
beantragt werden, so müßte dabei seine Notwendigkeit und sein innovati- 
ver Charakter auch im Vergleich mit bereits existierenden einschlägigen 
Fachschulen (in NW z. B. an den beruflichen Schulen in Borken, Detmold 
und Gelsenkirchen) aufgezeigt werden. 


130. Abgeordneter 

Simon 

Wittmann 

(Tännesberg) 

(CDU/CSU) 


Welche Zukunft hat das Kontinentale Tiefbohr- 
programm in Windischeschenbach, und ist die 
Bundesregierung bereit, auch für ein Nachfolge- 
programm die notwendigen Mittel bereitzustel- 
len? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Gebhard Zitier 
vom 30. Juni 1994 

Die Bohrarbeiten im Kontinentalen Tiefbohrprogramm der Bundesrepu- 
blik Deutschland (KTB) werden bis Ende 1994 beendet. Im Rahmen der 
KTB- Folgeaktivitäten werden die Bohrergebnisse auch 1995 weiter aus- 
gewertet. Hierfür wird u. a. auch das Feldlabor auf der Lokation in Win - 
discheschenbach weiterbetrieben werden. Gleichzeitig erfolgt 1995 die 
vorgeschriebene Teilverfüllung der Hauptbohrung sowie die Teilstill- 
legung der Lokation, soweit dieses erforderlich ist. Die Mittel für diese 
Folgeaktivitäten sind als unabweisbare Folgekosten im Haushalt des 
BMFT 1995 eingestellt. 


131. Abgeordneter 

Simon 

Wittmann 

(Tännesberg) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß die 
bisherigen Forschungsergebnisse große Bedeu- 
tung haben, und ist sie daher bereit, auch das für 
die Nachfolgeforschung notwendige Tiefenob- 
servatorium zu finanzieren? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Gebhard Ziller 
vom 30. Juni 1994 

Die Bundesregierung teilt die Meinung führender Geowissenschaftler 
hin sichtlicher der Bedeutung der KTB- Forschungsergebnisse. Das vom 
GFZ ab 1996 geplante Tiefenobservatorium soll vom GFZ im Rahmen der 
satzungsgemäßen Aufgaben in eigener Regie durchgeführt werden. 
Konzept und Kosten werden derzeit geprüft. 


Bonn, den 8. Juli 1994 
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